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Editorial \/hv\/

Kommunale Klimaanpassung jetzt:

ohne Wenn und Aber

Die Anpassung an den
Klimawandel zahlt zu
den dringlichen Gemein-
schaftsaufgaben von Politik
und Verwaltung, weil sich
die negativen Auswirkun-
gen des Klimawandels,
wie Hitze, Starkregen oder
Hochwasser, bereits heu-
te lokal auswirken und in
Zukunft an Haufigkeiten
und Intensitaten zunehmen
werden (Bundesregierung
2024). Ohne Vorsorge an
die Folgen des Klimawandels konnten allein in Deutsch-
land kumulierte Schaden zwischen 280 Milliarden und 910
Milliarden Euro bis 2050 entstehen (Heinrich-Boll-Stiftung
2025). Bereits heute missen fast 7 Milliarden Euro jahrlich
fur die Bewaltigung klimabedingter Schaden verausgabt
werden (Bundesregierung 2024).

Dr. Anett Richter

Mit zwei unterschiedlichen Logiken, der Wenn-dann- und
der Sowohl-als-auch-Logik, stehen uns zwei Ansatze zur
systematischen Vorgehensweise bei der Strukturierung
kommunaler Anpassungsprozesse zur Verfligung. Praxis-
beispiele hierfur finden sie in der vorliegenden Ausgabe von
Forum Wohnen und Stadtentwicklung.

Risiken systematisch erkennen mit der Wenn-dann-Logik

Die Wenn-dann-Logik dient der klassischen Ursache-Wir-
kungs-Struktur fir Risikoanalysen. Fehlende Grinflachen
und hohe Versiegelungen fihren zu Hitzeinseln, unge-
nigende Rickhaltebecken steigern Hochwasserstande.
Haufigere und intensivere Extremereignisse, wie Starknie-
derschlage und Hitze, fihren zu hoheren Schaden an Ge-
bauden und Infrastruktur (UBA 2025). Die simple kausale
Formulierung lautet deshalb: Wenn eine Kommune keine
klimatische Risikoanalyse durchfiihrt und praventive Maf3-
nahmen unterldsst, dann steigen Vulnerabilitdten und
Schadenskosten signifikant.

MafBnahmen synergetisch formulieren und umsetzen
mit der Sowohl-als-auch-Logik

Weil aber stadtische Systeme komplex sind und sich meh-
rere Faktoren mit- und untereinander beeinflussen sowie
Effekte kumulativ und zeitverzogert auftreten, ist das li-
neare Denken der Wenn-dann-Logik zu kurz gedacht. Bei-
spielsweise verstarken hohe Temperaturen nicht nur die

Hitzeproblematik, sondern konnen durch den steigenden
Kihlungsbedarf auch zu hoheren Emissionen fihren, die
wiederum klimatische Extreme beginstigen. Diese Mal-
adaptionen sind bisher wenig beleuchtet und bendotigen
unsere weitere Aufmerksamkeit.

Bei der Bewaltigung der Komplexitat von Systemen in der
Klimaanpassung ist die Sowohl-als-auch-Logik anzuwen-
den. Dieser Logik entsprechend erfolgt die Formulierung
und Umsetzung mehrerer synergetischer Mafinahmen. Fur
Kommunen bedeutet dies etwa: Sowohl die Anlage von Bau-
men und Grinflachen als auch begriinte Dacher und Fas-
saden reduzieren lokal die Temperatur und die Belastung
durch urbane Hitzeinseln. Sowohl Riickhaltebecken als
auch Flussrenaturierungen verringern das Hochwasserri-
siko. Gerade die naturbasierten Ldsungen erzielen multiple
Effekte und gelten deshalb als besonders wirkungsvoll.

Kommunale Anpassungsstrategien integrieren zunehmend
beide Denkweisen: Identifizierte Risiken (wenn-dann] bil-
den die Grundlage fir priorisierte Mafinahmen. Strategi-
sche Planungen und Umsetzungen von Maf3inahmen folgen
dem synergetischen Ansatz (sowohl-als-auch) (UBA 2025).
Die Kombination aus beiden Logiken bietet den Schlissel
zu resilienten Stadten. Kommunen missen handeln, jetzt,
ohne Wenn und Aber, vorausschauend und vorsorgend, um
Fehler der Vergangenheit nicht zu wiederholen.

Jhockt LS

Dr. Anett Richter
Abteilungsleiterin Umweltvorsorge der Stadt Leipzig

Quellen:

Bundesregierung (2024): Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawan-
del. 2030 Ziele und Konzepte. BMUKN: Die Deutsche Anpassungsstrategie an
den Klimawandel.

Deutsches Institut fur Urbanistik (Difu) (2025): Das Klima schitzen, die Energie-
wende gestalten, dem Klimawandel begegnen. Ma3nahmen, Erfolge, Heraus-
forderungen und Entwicklungen - Ergebnisse der Difu-Umfrage 2024. https://
repository.difu.de/handle/difu/353.

UBA - Umweltbundesamt (2025): Handlungsspielrdume und Klimarisiken in
Kommunen. Deutschland im Klimawandel - Risiken und Handlungserforder-
nisse.

Heinrich-Boll-Stiftung (2025): Klimaanpassung: Warum sie so wichtig ist.
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Martin Schmied, Petra Mahrenholz

Klimaanpassung - Kommunen als

zentrale Akteure

Stadte und Gemeinden unmittelbar vom Klimawandel betroffen und zugleich entscheidend fiir
die Umsetzung wirksamer Anpassungsstrategien

Die Folgen des Klimawandels sind weltweit zunehmend spiirbar. Stadte und Gemeinden - auch in Deutschland - sind
von Klimaschwankungen und Extremwetterereignissen direkt betroffen. Gleichzeitig spielen Kommunen eine zentrale
Rolle: nicht nur bei der Minderung klimaschadlicher Emissionen, sondern auch bei der Entwicklung und Umsetzung von
Strategien und MaBnahmen zur Anpassung an den Klimawandel. Angesichts angespannter kommunaler Haushalte sind
kosteneffiziente Losungsansatze erforderlich. Naturbasierte MaBnahmen gewinnen hierbei besondere Bedeutung. Die
Vernetzung naturnaher Griin- und Gewasserflachen starkt die Klimaanpassung und birgt das Potenzial von dkologi-
schen und sozialen Mehrwerten, die zur Verbesserung der Lebensqualitdt beitragen. Synergien zwischen Klimaanpas-
sungskonzepten und anderen Umweltstrategien - etwa zur nachhaltigen Mobilitat oder zur Energie- und Warmewende
- konsequent zu nutzen, wird dabei wichtiger. Das spart Ressourcen und ermaoglicht eine schnellere und effektivere

Umsetzung der Konzepte vor Ort.

Die heutigen Auswirkungen des Klimawandels

Auf der Klimakonferenz 2015 in Paris beschloss die Welt-
gemeinschaft, den Anstieg der globalen Durchschnittstem-
peratur deutlich unter 2 °C gegentiiber dem vorindustriellen
Niveau zu halten und Anstrengungen zu unternehmen, ihn
auf 1,5 °C zu begrenzen. Dies setzt eine drastische Reduk-
tion der Treibhausgasemissionen weltweit, in allen Wirt-
schaftssektoren und durch alle Verursacher voraus. Tat-
sachlich steigen die klimaschadlichen Emissionen jedoch
weiter an. Nach dem Emissions Gap Report der Vereinten
Nationen beliefen sich die globalen Emissionen 2024 auf
knapp 58 Gigatonnen Treibhausgase (berechnet als CO,-
Aquivalente); 2010 und 2020 lagen sie noch bei 51 bzw. 54
Gigatonnen (UNEP 2025).

Der Emissionsanstieg hat inzwischen spirbare klimatische
Folgen. Die globalen Durchschnittstemperaturen nehmen
zu, wobei sich Europa tUberdurchschnittlich stark erwarmt.
Nach Angaben der europaischen Klimadatenagentur Co-
pernicus war 2025 global das drittwarmste Jahr seit Beginn
der Wetteraufzeichnungen, nur geringflgig kiihler als 2023.
Das Jahr 2024 war zudem das bislang warmste Jahr; erst-
mals lag die globale Jahresmitteltemperatur 2024 um 1,5°C
tber dem vorindustriellen Niveau (ECMWF 2026).

Neben dem generellen Temperaturanstieg haufen sich kurz-
fristige Klimaschwankungen und Extremwetterereignisse,
wie Starkregen, Uberschwemmungen, Dirren und Hitze-
perioden. Der Klimawandel verandert damit die natirlichen
und gesellschaftlichen Lebensgrundlagen und hat erhebli-
che okologische, soziale und wirtschaftliche Folgen. Nicholas
Stern, ehemaliger Chefokonom der Weltbank, bezifferte 2006
im Auftrag der britischen Regierung die potenziellen Kosten

des Klimawandels auf bis zu 20 % des globalen Bruttoin-
landsprodukts jahrlich (Stern 2006). Fiir Deutschland exis-
tiert bislang kein umfassendes Monitoring klimabedingter
Schaden. Aber allein Extremwetterereignisse verursachten
zwischen 2000 und 2021 Schaden in Hohe von rund 145 Mil-
liarden Euro; die Flutkatastrophe von 2021 (Ahrtal und Erft)
wurde auf etwa 40 Milliarden Euro geschétzt (BMWK/BMUV
2023). Modellrechnungen zufolge kénnten sich die kumulier-
ten Folgekosten des Klimawandels von 2022 bis 2050 auf 280
bis 900 Milliarden Euro belaufen (GWS 2022).

Der Klimawandel hat jedoch nicht nur dkonomische, son-
dern auch gravierende gesundheitliche Folgen. Nach Be-
rechnungen des Robert Koch-Instituts im Auftrag des
Umweltbundesamts und des Bundesumweltministeriums
waren in den Sommern 2023 und 2024 jeweils rund 3000
hitzebedingte Todesfalle in Deutschland zu verzeichnen
(UBA 2025). Besonders betroffen sind Stadte, in denen sich
ausgepragte Warmeinseln bilden und die hitzebedingte
Mortalitdt hoher ist als in landlichen Rdumen (ebd.).

Der gesetzliche Rahmen

Zum Schutz vor Klimawandel ist in erster Linie die Reduk-
tion klimawirksamer Emissionen, wie Kohlendioxid (CO,),
erforderlich. Emissionsminderungen und damit Klima-
schutzmafBnahmen sind demnach eine zentrale Vorausset-
zung erfolgreicher Klimapolitik. Doch selbst bei wirksamer
Emissionsreduktion wird der Klimawandel fortschreiten.
Erganzend zum Klimaschutz bedarf es deshalb einer zwei-
ten Strategie: der Anpassung an die unvermeidbaren Kli-
mafolgen. Eine frihzeitige und vorausschauende Anpas-
sung kann Schaden mindern oder sogar verhindern.
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Bundesregierung:

= Die Bundesregierung ist verpflichtet,
eine vorsorgende Klimaanpassungsstrategie
mit messbaren Zielen vorzulegen, regelmaRig
zu aktualisieren und fortlaufend umzusetzen.
= Das Erreichen dieser Ziele wird mittels
regelmaRigem Monitoring liberprift.

Linder und Kommunen:

= Die Lander werden beauftragt, eigene
Klimaanpassungsstrategien vorzulegen und
umzusetzen.

= Die Lander sollen Sorge tragen, dass lokale
Klimaanpassungskonzepte auf der Grundlage
von Risikoanalysen aufgestellt werden.

Klima-
anpassungs-

Lander:

= Die Lander berichten dem Bund, in welchem
Umfang in den Gemeinden und Kreisen
entsprechende Konzepte vorliegen.

= Um bei der Erstellung von Konzepten eine
zielgerichtete Vorsorge mit AugenmaR zu
ermoglichen, stehen den Landern
weitreichende Gestaltungsspielrdume zu.

gesetz
(KANG)

Trager offentlicher Aufgaben:

= Mit einem Beriicksichtigungsgebot wird dafiir
Sorge getragen, dass Trager offentlicher
Aufgaben bei Planungen
und Entscheidungen das Ziel der
Klimaanpassung fachiibergreifend und
integriert berticksichtigen.

Abb. 1: Zentrale Eckpunkte des Klimaanpassungsgesetzes (KAnG) (© Umweltbundesamt)

Deutschland ist bislang der einzige EU-Mitgliedstaat mit
einem eigenstandigen Klimaanpassungsgesetz (KAnG), das
im Juli 2024 in Kraft getreten ist. Das Gesetz regelt auf na-
tionaler Ebene die Aufgaben und Zustandigkeiten von Bund,
Landern, Kommunen und weiteren Tragern offentlicher
Aufgaben bei der Klimawandelanpassung (KAnG 2023). Ziel
ist eine verbesserte Koordination der Aktivitaten Uber alle
Ebenen und Handlungsfelder hinweg (siehe Abb. 1).

Dariber hinaus verpflichtet das Gesetz die Bundesregie-
rung, eine vorsorgende Klimaanpassungsstrategie mit
messbaren Zielen vorzulegen, diese alle vier Jahre zu ak-
tualisieren und kontinuierlich umzusetzen. Im Jahr 2024
wurden in einer solchen Strategie erstmals auch messbare
Ziele festgelegt. Mit dieser Klimaanpassungsstrategie ha-
ben sich alle Ressorts zu eigenen Zielen und Mafinahmen
verpflichtet; Klimaanpassung ist damit als Querschnittsauf-
gabe in sehrvielen Bundesressorts verankert. Die Zielerrei-
chung wird kiinftig durch ein regelmafiges Monitoring im
Vierjahresrhythmus tberprift. Zudem ist die Bundesregie-
rung verpflichtet, alle acht Jahre eine Klimarisikoanalyse
zu erstellen, um Handlungsbedarfe zu identifizieren und die
MaBnahmenplanung des Bundes evidenzbasiert weiterzu-
entwickeln (KAnG 2023).

Die Rollen und Aufgaben der Kommunen

Stadte und Gemeinden sind von den Folgen des Klimawan-
dels unmittelbar betroffen. Hochwasser, Uberschwemmun-
gen, Starkregen, Stirme und ausgepragte Hitzeinseln ge-
fahrden nicht nur die Gesundheit der Bevélkerung, sondern

auch kommunale Infrastrukturen. Zentrale Einrichtungen,
wie Straflen, Kanalisationen, offentliche Gebaude oder
Krankenhauser, befinden sich Uberwiegend in kommunaler
Verantwortung. Zugleich spielen Kommunen eine Schlis-
selrolle bei der Anpassung an den Klimawandel. Im Rah-
men der Daseinsvorsorge verantworten sie unter anderem
die Trinkwasserversorgung, die Abwasserentsorgung, den
praventiven Hochwasserschutz, die Energieversorgung so-
wie die kommunale Verkehrsinfrastruktur — und missen
diese an veranderte klimatische Bedingungen anpassen.
Dariiber hinaus kdnnen sie lokale Akteure einbinden und
die Eigenvorsorge der Bevolkerung starken. Damit verfligen
Kommunen iber vielfaltige Hebel, die Klimaanpassung vor
Ort wirksam voranzutreiben.

Das Klimaanpassungsgesetz verpflichtet die Kommunen
mittelbar Uber die Lander zum Handeln. Flachendeckend
sollen auf lokaler Ebene Risikoanalysen und darauf auf-
bauende Anpassungskonzepte erstellt werden; die Lander
haben sicherzustellen, dass die Kommunen entsprechende
Konzepte erarbeiten (§ 12 KAnG) und Giber deren Fortschritt
berichten (KAnG 2023).

Ungeachtet der neuen gesetzlichen Regelung engagieren
sich viele Stadte und Gemeinden bereits seit Langerem in
der Klimaanpassung. Eine im Herbst 2023 im Auftrag des
Umweltbundesamts durchgefiihrte Befragung von Uber
1000 Kommunen zeigt, dass lediglich 17 % bislang keine
Aktivitaten entfaltet haben (Friedrich et al. 2024, siehe Abb.
2). 12 % verfiigen bereits tber ein Klimaanpassungskon-
zept, 23 % befinden sich in dessen Erarbeitung, 41 % haben



Stadtentwicklung

Klimaanpassung - Kommunen als zentrale Akteure

(Einzelne) KlimaanpassungsmaBnahmen bereits umgesetzt

(Einzelne) Klimaanpassungsmafnahmen geplant aber noch
nicht umgesetzt

Uber Klimarisiken fiir die Kommune bereits informiert und
Erkenntnisse kommuniziert

Klimaanpassung wird bereits in anderen Fachstrategien
oder —konzepten bearbeitet

Klimaanpassungskonzept (-plan, -strategie) derzeit in
Vorbereitung

Uber Klimaanpassung informiert, aber noch keine weiteren
Schritte eingeleitet

Umgesetzte KlimaanpassungsmaRnahmen werden
beobachtet und bewertet

Klimaanpassungskonzept (-plan, -strategie) bereits erstellt 12%

|

|

13%

41%

39%

33%

31%

23%

17%

Abb. 2: Kommunalbefragung Klimaanpassung 2023: Beschaftigung mit Klimaanpassung in der kommunalen

Verwaltung (© Friedrich et al. 2024)

konkrete Maflnahmen umgesetzt, weitere 39 % planen ent-
sprechende Schritte (ebd.). Klimaanpassung ist damit in der
kommunalen Praxis fest verankert.

Deutliche Unterschiede bestehen jedoch nach Gemeinde-
grofle: Kreisfreie Grof3stadte sind Vorreiter und institutio-
nell besser aufgestellt als kleinere Kommunen oder Land-
kreise. In mehr als der Halfte der kreisfreien Stadte gibt es
Klimaanpassungsmanagerinnen oder -manager, wahrend
dies bei Kommunen mit weniger als 20.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern nur auf 4 % zutrifft. Als wesentliche
Hemmnisse gelten fehlende personelle (80 %) und finan-
zielle Ressourcen (73 %) (Friedrich et al. 2024).

Zur Unterstitzung der Kommunen existieren auf Bundes-
und Landesebene zahlreiche Angebote. Der Onlineleitfaden
.Klimalotse™" des Umweltbundesamts bietet praxisnahe
Orientierung, die ,Tatenbank™ stellt Beispiele gelungener
Mafinahmen bereit. Erganzend ermdglicht der ,Anpassungs-
scanner”® des Umweltbundesamts den Kommunen eine
systematische Bestandsaufnahme ihres Anpassungsfort-
schritts, indem sie Starken, Defizite und Entwicklungspoten-
ziale identifizieren und reflektieren konnen. Umfassende
Unterstitzung bietet zudem das Zentrum KlimaAnpassung?,
das im Auftrag des Bundesumweltministeriums vom Deut-
schen Institut fiir Urbanistik (Difu) in Kooperation mit adelphi

1 Siehe www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-
anpassung/anpassung-an-den-klimawandel/werkzeuge-der-anpassung/
klimalotse (Zugriff: 25.02.2026).

2 Siehe www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-
anpassung/anpassung-an-den-klimawandel/werkzeuge-der-anpassung/
tatenbank (Zugriff: 25.02.2026).

3 Siehe www.umweltbundesamt.de/Anpassungsscanner (Zugriff: 25.02.2026).

4 Siehe https://zentrum-klimaanpassung.de/ (Zugriff: 25.02.2026).
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consult getragen wird. Es berat
Kommunen sowie weitere kom-
munale Akteure und soziale Tra-
ger beim Kompetenzaufbau, bei
der Auswahl und Nutzung von
Fordermitteln, bei der Qualifi-
zierung von Personal sowie bei
der Vernetzung und Projektum-
setzung.

Naturbasierte
Klimaanpassung als
Weg mit Mehrwert

Die bereits zitierte Kommunal-
befragung Klimaanpassung
2023 zeigt, dass auf lokaler Ebe-
ne insbesondere folgende Maf3-
nahmen ergriffen werden (Frie-
drich et al. 2024): die Pflanzung
klimaangepasster Baumarten,

die Festlegung von Bebauungsgrenzen zur Begrenzung von
Versiegelung, Aufwarmung und beschleunigtem Regen-
wasserabfluss, die Renaturierung von Gewassern sowie die

Information der Bevolke-
rung Uber Gefahren und
vorsorgende Schutzmaf3-
nahmen. Angesichts der
angespannten Finanzlage
suchen Stadte und Ge-
meinden verstarkt nach
kosteneffizienten Losun-
gen zur Anpassung an die
Folgen des Klimawandels.
Dabei gewinnen natur-
basierte Ansatze (Nature-
based Solutions, NbS) zu-
nehmend an Bedeutung.

Naturbasierte Klimaan-
passung zielt in erster Li-
nie darauf ab, die Folgen
des Klimawandels fir
Menschen und Okosys-
teme abzumildern. Ent-
sprechende MafBnahmen
fordern zugleich die stad-
tische Biodiversitat und
tragen zur Bewaltigung
weiterer gesellschaftlicher
Herausforderungen bei.
Sie konnen die Lebens-
qualitat erhohen, die psy-
chische und physische Ge-

Die klimagerechte

Warum aus stark versiegelten Grof3stédte

Steigende Temperaturen
Zwlischen 1881 und 2022 Anstieg der
Jahresmitteltemperatur um 1.7°C.

Wasserverlust

Seit 2002 verliert Deutschland

2,5 Kubikkilometler Wasser pro Jahr.
Es gehdrt zu den Regionen mit dem
héchsten Wasserverlust weltweit.

Flichenverbrauch
Seit 2017 wdchsi die Sledlungs-
und Verkehrsfliiche um 55 Hektar
pro Tag.

Starkregen

Hitze beférdert Starkregen: 2021
betrafen Starkregen-Warnungen
30% der Siedlungen.

Trockenheit
Zunehmende und ldngere Trockenperioden

geldhrden die Vitalitat des Sladtgrlins und
lassen Grundwasserspiegel sinken,

Datenquelle: Monitaringbericht 2023 zur Deutschen Anpassu

Abb. 3: Schwammstadt: Zukunftskonzept fiir kli
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sundheit starken und den sozialen Zusammenhalt in Stadt-
quartieren fordern. Grundsatzlich lassen sich vier Typen
naturbasierter Klimaanpassung unterscheiden (Troltzsch
et al. 2025):

B Schutz, Wiederherstellung und Neuschaffung von Griin-
flachen im urbanen Raum

B Pflanzung von Stadtbaumen

B Verbesserung des stadtischen Wassermanagements sowie

B Begrinung von Fassaden und Dachern.

Ein Netzwerk naturnaher Griin- und Gewasserflachen (sog.
blau-griine Infrastruktur) soll die Klimaresilienz von Stadten
und Gemeinden starken - mit vielfaltigen positiven Effekten,
wie Wasserriickhalt, Verbesserung der Luft- und Wasser-
qualitat oder Forderung der Biodiversitat. Mehr und besser
zugangliche Grin- und Gewasserflachen sowie attraktive Er-
holungsangebote steigern zudem die Lebensqualitat.

Synergien starker nutzen

Zentral ist dabei die Verkniipfung stadtischer Griinstruktu-
ren mit einem integrierten Wassermanagement, etwa im
Sinne des Schwammstadtkonzepts (siehe Abb. 3). Dadurch

Griindédcher
2020 existierlen 0,8 m? Grilndachfliche

pro Bewohner*in einer GroBsladt,

Erholungsflachen
2021 existierten 40 m? Erholungsfdche pro

GroBstddter®in in stfidtischen Grlinanlagen.

e Sachschiden
Starkregenereignisse fihrien 2021 zu

versicherten Schiden in Hihe von 8,1
Mrd. Euro,

Hitzebelastung

Im Rekordjahr 2018 wurden im
Bundesdurchschnitt rund 20 heifte Tage
ermittelt, in Franlkfurt am Main sogar 42,

maresiliente und lebenswerte Stadte (© Umweltbundesamt)

Kiihlungseffekt durch
lokale Verdunstung

Renaturierung
urbaner Gewdsser

Steigerung der Versickerungsfldchen
zur Speicherung von Wasser

lassen sich die Klimaauswirkungen auf das Stadtgrin selbst
mindern, die Kihlleistung der blau-griinen Infrastruktur si-
chern und Starkregenereignisse abpuffern (UBA 2024).

Die Planung, Umsetzung und Unterhaltung blau-griiner In-
frastrukturen scheitert jedoch haufig an rechtlichen, poli-
tischen oder administrativen Hirden. Das Projekt ,Blue
Green City Coaching™, gefordert im Rahmen des Aktions-
programms Natirlicher Klimaschutz, setzt hier an. Auf-
bauend auf erfolgreich abgeschlossenen Projekten - insbe-
sondere , Leipziger BlauGrin” und ,netWORKS™ - erhalten
zehn Grofstadte ein individuelles Coaching zur Forderung
ihrer blau-griinen Transformation. Eine Toolbox wird die
Projektergebnisse auf weitere Kommunen tbertragbar ma-
chen.

Zukiinftig wird es darauf ankommen, naturbasierte Ansat-
ze zur Klimaanpassung und das Management griin-blauer
Infrastrukturen systematisch mit jenem der konventionell
gebauten (.grauen”) Infrastruktur zu verzahnen. Dies er-
fordert eine engere Zusammenarbeit zwischen Verwaltung,
Infrastruktur- und Versorgungsunternehmen in den Be-
reichen Wohnen, Verkehr, Abfall, Wasser und Energie. An-

5 Siehe www.ufz.de/bluegreencitycoaching/ (Zugriff: 25.02.2026).

Ausweitung der Dach- und
Fassadenbegriinung

Ausweitung von Griin- und
Erholungsflidchen

O Abmilderung von
Starkregeneffekten

Umwelt
Bundesamt
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gesichts der prekaren Finanzlage vieler Kommunen ist es
notwendig, Synergien zwischen Fachplanungen und -kon-
zepten konsequent zu nutzen. Kommunale Anpassungskon-
zepte sollten deshalb starker mit Strategien zur Verkehrs-,
Energie- und Warmewende, zum Flachensparen sowie zum
Natur- und Biodiversitatsschutz verknipft werden. Ein ent-
sprechender Ansatz ist das Leitbild der dreifachen Innen-
entwicklung, das eine integrierte Planung von Mobilitat,
Grin- und Freiflachen sowie Bauentwicklung vorschlagt
(UBA 2023).

Ein Ausblick

Ungeachtet dessen bleibt die Finanzierung von Klima-
anpassungsmafinahmen fiir Kommunen eine erhebliche
Herausforderung. Fest steht, dass fir kommunale An-
passungskonzepte bislang keine ausreichende dauerhafte
Finanzierung gesichert ist. Nach Auffassung des Umwelt-
bundesamts sollte die Klimawandelanpassung als Ge-
meinschaftsaufgabe gemaf Artikel 91a des Grundgesetzes
verankert werden; ein entsprechender Prifauftrag findet
sich auch im Koalitionsvertrag und wird derzeit umgesetzt.
Bund und Lander teilen grundsatzlich das Ziel, eine neue
Gemeinschaftsaufgabe als tragfahiges Finanzierungsins-
trument zu etablieren. Eine verfassungsrechtlich veran-
kerte Gemeinschaftsaufgabe ware ein wichtiger Zwischen-
schritt auf dem Weg zu einer langfristig hinreichenden Mit-
telausstattung fir die notwendigen Mafinahmen.

Gemeinsam mit der Wirtschaft, insbesondere der Finanz-
branche, sollte es der Politik jedoch moglich sein, tragfahige
Losungen zu entwickeln - zumal die Kosten unterlassenen
Handelns die Aufwendungen fiir praventive Mafinahmen
regelmaBig Ubersteigen. Aktuell verdffentlichte Zahlen des
Umweltbundesamts unterstreichen dies eindriicklich: Al-
lein die durch Treibhausgasemissionen verursachten Scha-
den in Deutschland belaufen sich auf tGber 640 Mrd. Euro
pro Jahr (UBA 2026).

Martin Schmied

Leiter Fachbereich | ,Umweltplanung und
Nachhaltigkeitsstrategien®,
Umweltbundesamt, Dessau-Rof3lau

Fotos: © Kambor/Umweltbundesamt

Petra Mahrenholz

Leiterin Fachgebiet | 2.8 ,Vorsorgende
Umsetzungsstrategien und Instrumente der
Klimawandelanpassung, Aktionsprogramm
Nattrlicher Klimaschutz”,
Umweltbundesamt, Dessau-Rof3lau
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Urbane grin-blaue Infrastruktur fir klimaresiliente Stadte

Andrea Hartz

Urbane grun-blaue Infrastruktur:
Schlusselfaktor fur klimaresiliente
Stadte

In der Coronapandemie zeigte sich die herausragende Bedeutung von Freirdumen in der Stadt: Sie erfuhren eine neue
Wertschdtzung als Orte der Erholung und Bewegung im Griinen, als Orte der Begegnung und der sozialen Interaktion.
So definiert die Neue Leipzig Charta die ,.griine Stadt” als eine der drei Dimensionen des Stadtischen der Zukunft (BBSR
2020). Das ist sicherlich berechtigt, weil griine und blaue Rdume und Strukturen vielféltige und zentrale Funktionen erfiil-
len, insbesondere im Zusammenhang mit einer nachhaltigen und resilienten Stadtentwicklung. Insofern bildet die urbane
griin-blaue Infrastruktur - gemeinsam mit der technischen und sozialen Infrastruktur - das Riickgrat der Stadte. lhre

Funktionsfihigkeit zu erhalten und zu verbessern, zéhlt zu den Schliisselaufgaben der Stadtentwicklung (Hartz 2025).

Stadte brauchen griine und blaue Raume

Eine Vielzahl an Programmen und Strategien auf Bundes-
ebene unterstreicht den besonderen Mehrwert griiner und
blauer Raume in der Stadt, beispielsweise die nationale
Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS) (BMUV 2024a), die
Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel (BMUV
2024b), die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie (Die Bun-
desregierung 2025), das Memorandum Urbane Resilienz
(BMI 2021) oder die Deutsche Strategie zur Starkung der
Resilienz gegeniiber Katastrophen (BMI 2022). Sie betonen
den essenziellen Mehrwert der urbanen griin-blauen Infra-
struktur fir die unterschiedlichen Politikfelder der Stadt-
entwicklung.

Was bedeutet urbane griin-blaue
Infrastruktur?

Der Begriff nimmt zunachst Bezug auf die EU-Initiative zur
.Griinen Infrastruktur”. Diese stellt die Weichen fir ..ein
strategisch geplantes Netzwerk wertvoller natiirlicher und
naturnaher Flidchen” mit einem breiten Spektrum an Oko-
systemleistungen und bezieht sowohl landliche als auch ur-
bane Rdume ein (EC 2014, S. 7). Mit der EU-Initiative gehen
ein Perspektivwechsel und ein Bedeutungszuwachs einher,
weil er die Ausstattung der Stadte mit blauen und griinen
Raumen und Strukturen auf eine Ebene mit technischer
und sozialer Infrastruktur stellt (Hansen et al. 2019, S. 11).

Abb. 1: Multifunktionale urbane griin-blaue Infrastruktur (Quelle: agl)
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Im urbanen Kontext umfasst die grin-blaue Infrastruktur
neben naturnahen Flachen zudem das ,typische” Stadtgriin,
wie Parkanlagen, Stadtbdume, Friedhéfe, (Klein-)Garten,
Brachflachen, (griine) Spiel- und Sportbereiche sowie das
Grin an Baukorpern, also die Dach- und Fassadenbegri-
nung. Stadtgrin wird deshalb zumeist synonym zur ,urba-
nen” griin-blauen Infrastruktur verwendet (UBA 2026a, S. 10,
demgegeniber umfasst der Freiraumbegriff dartiber hinaus
versiegelte Bereiche, wie Platze oder Straflenraume. Ent-
scheidend ist die Betrachtung der urbanen griin-blauen In-
frastruktur als ., Netzwerk", das den stadtischen Raum durch-
zieht und zu dessen Qualitat, Struktur und Resilienz beitragt.

Auf dem Weg zu mehr Klimaresilienz

Grine und blaue Raume leisten einen wesentlichen Beitrag
zur Anpassung von Stadten an den Klimawandel - und zwar
auf unterschiedlichen Skalen: von Parzelle und Baublock
Uber Quartier und Stadtteil bis hin zur gesamtstadtischen
und stadtregionalen Ebene. Sie sind ,Multitalente”, deren
zumeist ausgepragte Multifunktionalitat dabei helfen kann,
die gravierenden Auswirkungen des Klimawandels zu min-
dern (UBA 2026a, S. 14). Sie iibernehmen zentrale ,Oko-
systemleistungen” zur Reduktion der Auswirkungen der
thermischen Belastung und des urbanen Hitzestresses so-
wie von Uberflutungen durch Starkregen- und Hochwasser-
ereignisse - Gefahren, die sich im Zuge des Klimawandels
verscharfen werden (vgl. UBA 2026b, S. 47 ff.).

Urbane grin-blaue Infrastruktur dient der Hochwasser- und
Starkregenvorsorge durch ihre Retentions-, Wasserrickhalt-,
Abfluss- und Versickerungsfunktion. Uberflutungen durch
Flusshochwasser bringen ein sehr hohes Gefahrdungspoten-
zial fur viele Stadte mit sich. Gerade in dicht besiedelten Be-
reichen steigt das Hochwasserrisiko. Dies zeigen die grof3en
Flutkatastrophen der letzten Jahrzehnte mit hohen volkswirt-
schaftlichen Schaden. Der im August 2021 verabschiedete
Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz (BRPH) raumt
dem Erhalt und der Riickgewinnung von Abfluss- und Reten-
tionsflachen als ,wesentliche Pfeiler des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes” einen besonderen Stellenwert ein (I1.1.4 [G]
und Begriindung). Bei Hochwasserereignissen bernehmen
(zusammenh&ngende) flieBgewadssergebundene Griinflachen
einen Grofiteil der Retentions- und Abflussleistung. Wichtig
fir eine resiliente Stadtentwicklung ist es deshalb, bei der
Sicherung und Wiederherstellung von Grinflachen uber das
hundertjahrliche Bemessungshochwasser (HQ100] hinaus
den raumlichen Umgriff von Extremereignissen (HQextrem) zu
berlicksichtigen, um der Hochwasser,vorsorge” durch die Be-
reitstellung von griinen Retentions- und Abflussraumen ange-
messen Rechnung zu tragen. In stark hochwassergefahrdeten
Bereichen sollte zudem die Maglichkeit eines (Teil-JRiickbaus
des Siedlungs- und Infrastrukturbestands und damit eine Aus-
weitung der Griin- und Blaurdume geprift werden (UBA 2020).

Dariiber hinaus bezieht eine wassersensible Stadtgestal-
tung maoglichst alle urbanen Griinflachen und kleinflachi-
gen Grinstrukturen, wie Pflanzbeete, Mulden, Baumrigolen
oder Griindacher, in eine gesamtheitliche Betrachtung ein.
Ziel der wassersensiblen Stadtgestaltung ist es, das Zu-
viel an Wasser bei Starkregenereignissen durch Rickhalt
und schadlosen Abfluss besser zu beherrschen und gleich-
zeitig durch eine verbesserte Wasserspeicherung Vorsor-
ge dafir zu treffen, Wassermangellagen in Dirreperioden
abzumildern (Hartz 2023). Es geht um einen verbesserten
und dezentralen Wasserrickhalt im urbanen Raum. Auch
hierfiir spielt die urbane griin-blaue Infrastruktur eine
Schlisselrolle. Neben einer konsequenten Sicherung hoch-
funktionaler Grinflachen steht die Verbesserung der Was-
serriickhalte-, Speicherungs- und Versickerungsfunktion
bei vorhandenen Grinflachen im Vordergrund. Zudem kann
eine konsequente Entsiegelung von Flachen sowie eine Be-
grinung in allen drei Dimensionen - Boden, Dach, Fassade
- diese Funktionen in der Fléche starken (ebd.).

Die genannten Strategien der Hochwasser- und Stark-
regenvorsorge bringen zugleich erhebliche Synergien fur
die urbane Hitzevorsorge mit sich. So sind grof3raumige
und oftmals talgebundene Griinrdaume entscheidende Ele-
mente einer effektiven nachtlichen Temperaturregulation
in Stadten. Ein koharentes und funktionales Netz an grin-
blauer Infrastruktur ist vor allem dann relevant, wenn
sich bei sommerlichen Hochdruckwetterlagen stadtische
Warmeinseln ausbilden. Diese sind in erster Linie bedingt
durch dichte Bebauung, hohe Versiegelungsgrade und hohe
Emissionen (Kuttler 2020). Die Temperaturunterschiede
zwischen Stadt und Umland kénnen dann bis zu 10 °C be-
tragen (ebd.). Daraus entstehen, vor allem in Kombination
mit Hitzewellen und Tropennachten, Situationen mit aus-
gepragtem Hitzestress und gesundheitlichen Belastungen
fur die Stadtbevilkerung. Die Sicherung thermischer Aus-
gleichsflachen und grofiraumiger Beluftungskorridore fir
den Transport von Kalt- und Frischluft besitzt somit hohe
Prioritat, um urbane Hitzerisiken zu reduzieren.

Bei thermischer Belastung wird der Tageskomfort in Stad-
ten vor allem durch Verschattung und Kiihlung erzielt. Dazu
tragen in erster Linie urbane Walder und Waldinseln, schat-
tige (und mdglichst bodenfeuchte) Parkanlagen, Griin- und
Brachflachen bei. In Stralenrdumen und auf Platzen sorgen
grof3kronige Baume fir Klimakomfort, zumindest wenn die
Luftzirkulation nicht mafigeblich behindert wird. In dicht
bebauten Situationen der Innenstadte konnen Fassaden-
begriinung und bewegtes Wasser in Form von Sprithnebeln,
Wasserspielen oder Wasserwanden die Temperaturen im
direkten Umfeld deutlich senken. Von diesen Ma3nahmen
kann zudem die angrenzende oder zur Begrinung genutz-
te Bebauung durch eine spilirbare Reduktion der thermi-
schen Innenraumbelastung profitieren (Sieker et al. 2019).
In Bezug auf den thermischen Tageskomfort riicken zudem
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die Bewegungsraume immer starker ins Bewusstsein der
Stadtbevolkerung: Verschattete Straflenraume, Wegebe-
ziehungen und Wartebereiche sind essenziell, um in Zeiten
starker Hitzebelastung oder langer anhaltender Hitzewellen
das stadtische (bewegte) Leben weiterhin zu erméglichen.

Mafinahmen zur Sicherung, (funktionalen) Qualifizierung
und Ausweitung der urbanen grin-blauen Infrastruktur
dienen der Klimawandelvorsorge. Entsiegelung und Be-
grinung erhohen das Grinvolumen in Stadten und damit
die Anpassungsleistung; sie fordern vor allem die mikrokli-
matische Qualifizierung von (hochverdichteten) Quartieren.
Naturbasierte Losungen in Stadtentwicklung und Stadtum-
bau unterstitzen neben der Klimaresilienz zugleich die Bio-
diversitat und die gesundheitsfordernde Ausgestaltung der
Stadte (UBA 2026b, S. 52 ff.).

Griin-blaue Infrastruktur , unter Druck”

Trotz Funktionsvielfalt und Bedeutungszuwachs gerat die
grin-blaue Infrastruktur durch eine auf Innenentwicklung
orientierte Stadtplanung immer stérker ,unter Druck”. Die
Leitvorstellung, Innenentwicklung und Nachverdichtung
gegeniber einer Inanspruchnahme von Freiraumen im Au-
Benbereich zu priorisieren, entspricht den Nachhaltigkeit-
zielen der Bundesregierung und dem Grundsatz des Fla-
chensparens (Die Bundesregierung 2025). Damit entsteht
jedoch gerade in prosperierenden Stadten ein Spannungs-
feld zwischen dem steigenden Flachenbedarf fiir Wohnen
und Gewerbe auf der einen und dem Erhalt der griin-blauen
Infrastruktur als essenziellem Baustein einer lebenswer-
ten und klimaresilienten Stadt auf der anderen Seite (UBA
2026a, S. 20). Dies wiegt umso schwerer, als dass gerade in
der Diskussion um eine (klima-]resiliente Stadtentwicklung
die Funktionen der griin-blauen Infrastruktur in Bezug auf
Wasserrickhalt und -speicherung oder als Beitrag zur Re-
duzierung des urbanen Hitzestresses zunehmend Aufmerk-
samkeit erfahren.

Dennoch steht der Erhalt urba-
ner Grunflachen und Freiraume im
planerischen Abwagungsprozess
gegentiiber einer Bebauung vielfach
hintan (UBA 2026b, S. 118). Im Posi-
tionspapier der Akademie fiir Raum-
entwicklung in der Leibniz-Gemein-
schaft (ARL) . Freiraumwende” wird
dazu pragnant festgestellt: ,Viel zu
oft wird Freiraum als Verfligungs-
masse’ zur Realisierung von Raum-
ansprichen fur Siedlungs- und
Infrastrukturentwicklung
hen und somit als noch verfiigbarer
freier’ Raum und als ,Restkategorie’
wahrgenommen” (ARL 2025, S. 2).

Entsiegeln &
Griinvolumen erhéhen

——

—_———

Ridiger, veréndert)

Hinzu kommt, dass auch der Klimawandel selbst als Stres-
sor fur die urbane griin-blaue Infrastruktur eingestuft wer-
den muss: Veranderte Niederschlagsregime, ausgepragte
Wassermangellagen und zunehmende Hitzeschaden setzen
die Vegetationsbestande in Stadten unter Druck (vgl. Boll
2018; Dale/Frank 2014). Dies erhdht nicht nur den Ressour-
cenaufwand durch steigende Anforderungen an Pflege, Be-
wasserung und Nachpflanzung, sondern zugleich die Frage,
wie griine und blaue Raume klimaresilient ausgestattet und
gestaltet werden kénnen (vgl. Boll 2018; Dale/Frank 2014).

Ein notwendiger Perspektivwechsel

Um das Potenzial der urbanen grin-blauen Infrastruktur
wirklich ausschopfen zu konnen, bedarf es eines Perspek-
tivwechsels. Die im Positionspapier der ARL geforderte
.Freiraumwende” macht dies deutlich: Die Entwicklung von
Regionen und Stadten sei vom Freiraum her zu denken - mit
dem Ziel, eine ,widerstandsfahige griin-blaue Infrastruktur
deutlich zu starken” (ARL 2025, S. 10). Dieser Perspektiv-
wechsel fordert ein Umdenken in vielerlei Hinsicht, unter
anderem in Bezug auf

B Daten und Fakten: Ein verbessertes Wissen um die (kli-
marelevante) Funktionalitat der griin-blauen Infrastruk-
tur ist Voraussetzung fur eine evidenzbasierte Planung
sowie fir das Monitoring zukinftiger Entwicklungen und
eine Evaluation von KlimaanpassungsmaBnahmen (Hartz
2025). Es braucht sozusagen eine regelméfige .Inventur”
der griin-blauen Infrastruktur, die sich nicht nur auf Fla-
che und Quantitat, sondern insbesondere auf Qualitaten
und Funktionen bezieht. Diese Daten konnen helfen, die
urbane griin-blaue Infrastruktur als essenziellen Belang
in planerischen Abwagungsprozessen zu starken.

M Strategien der Stadtentwicklung: Hier miissen die Prio-
ritdten neu justiert und dem Erhalt hochfunktionaler
Grinraume, der Qualifizierung des Grinbestands so-
wie dem Ausbau des Griinvolumens ein deutlich hohe-

hochfunktionale griine
& blaue Raume erhalten

| Griinflachen
qualifizieren

angese- ¥ N RN

Abb. 2: Sicherung, Qualifizierung und Ausbau der urbanen griin-blauen Infrastruktur (Quelle: must/agl/prc/
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rer Stellenwert eingerdaumt werden. Deshalb sollten alle
.Gelegenheitsfenster” in der Stadtentwicklung dazu ge-
nutzt werden, das Netz an multifunktionaler und robus-
ter grin-blauer Infrastruktur zu fordern und auszuwei-
ten. Letzteres kann durch eine systematische Erfassung
von Potenzialen zur Entsiegelung und zur Erhohung des
Grinvolumens unterstutzt werden.

B Instrumente und Verfahren: Die Belange der griin-blau-
en Infrastruktur miissen in den formellen und informel-
len Instrumenten und Verfahren der unterschiedlichen
Fachpolitiken und insbesondere in der Stadtplanung
angemessen Beriicksichtigung finden. ,Erforderlich
ist eine strukturelle Bericksichtigung und Integration
von Bedeutung, Funktionen und Potenzialen von Stadt-
grin in allen raumrelevanten Konzepten, Planungen und
Entscheidungen der Stadt- und Fachplanungen™ (UBA
20264, S. 45). Gesamtstadtische oder teilrdumliche Frei-
raumentwicklungskonzepte liefern hierfir Grundlagen
und einen Orientierungsrahmen. Vorhabenbezogen kom-
men vermehrt qualifizierte Freiflachengestaltungsplane
zum Einsatz, um Griinbestand zu erhalten und zugleich
neue grine und blaue Strukturen zu schaffen. Eine enge-
re Verkniipfung mit kommunalen und regionalen Klima-
anpassungskonzepten liegt auf der Hand.

B Pflege und Management: Insbesondere in Zeiten des Kli-
mawandels muss die kommunale Griinflachenpflege auf
eine klimaresiliente Ausgestaltung griner und blauer
Strukturen ausgerichtet werden, um deren Funktionali-
tat auch in ,Stressphasen” zu erhalten. Vielfach ergibt
sich fir Kommunen hieraus ein Ressourcenproblem: Die
Aufgaben wachsen, nicht aber die Budgets. Insofern sind
kreative und naturbasierte Losungen gefragt, um zum
einen den Aufwand von Pflege und Management zu re-
duzieren, zum anderen den Griinbestand robust und an-
passungsfahig umzubauen.

Neue Impulse und mehr Wertschatzung fiir
die urbane griin-blaue Infrastruktur

Neue Impulse kann die EU-Verordnung uber die Wieder-
herstellung der Natur (Verordnung [EU] 2024/1991) setzen:
Gemal Artikel 8 der Verordnung missen die EU-Mitglied-
staaten bis Ende 2030 sicherstellen, dass kein Nettover-
lust an stadtischen Grinflachen und Baumiberschirmung
gegeniiber 2024 entsteht, und ab 2031 die Gesamtflache
stadtischer Grinflachen und die stadtische Baumdiber-
schirmung zunimmt. Allerdings reichen Gesetzgebung und
Verordnungen nicht aus: Ein Perspektivwechsel erfordert
zugleich eine veranderte Wertschatzung der urbanen grin-
blauen Infrastruktur in politischen Entscheidungen, plane-
rischen Abwagungsprozessen sowie in der gesellschaftli-
chen Wahrnehmung. Die vielfaltigen Funktionen griiner und
blauer Raume und Strukturen fir eine gesundheitsfordern-
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de und (klima-)resiliente Stadtentwicklung missen inten-
siver kommuniziert werden, um Allianzen fir die .grine”
Stadt schmieden zu kénnen.

Dr. Andrea Hartz

Dipl.-Geographin und eingetragene Stadt-
planerin der Ingenieurkammer Saarland; seit
1993 freiberuflich Planerin und Partnerin im
Planungsbiiro agl Hartz - Saad - Wendl
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Klimaanpassung fangt im Untergrund an

Uberzeugende Konzepte der Klimaanpassung fiir die gesamte Stadt oder Stadtquartiere liegen in vielen Stiadten und
Kommunen inzwischen vor, wobei die Férderprogramme des Bundes und der Lander ihre Wirkung zeigen. Uber das
Erfordernis der Uberflutungs-, Hitze- und Diirrevorsorge in der Stadtentwicklung muss eigentlich auch nicht mehr
diskutiert werden. Viele Stadte wollen Schwammstadt werden. Trotzdem stehen wir nun an einem strategisch wichti-
gen Knackpunkt, denn die Konzepte sollen konkret umgesetzt werden, miissen kosteneffizient sein und sollen in der

Flache wirksam werden.

Der StraBenraum als Flachenpotenzial fiir
die Klimaanpassung

Eine der grofien Flachenreserven, um mehr Griin und Kli-
maanpassung in die Stadt zu bringen, sind die o6ffentlichen
Straflenraume. Etwa 10 bis 15 % der bebauten Stadtflache
sind Verkehrsflache. Diese ist zu einem Grof3teil versiegelt
und bildet Hitzebander. Temperaturunterschiede von bis zu
10 Grad sind an heiflen Tagen zwischen einem Stralenraum
und Griinflachen festzustellen.

Wahrend die Parkanlagen in der Freizeit aufgesucht wer-
den, sind die Straf3en die Alltagswege, die wir taglich nut-
zen: auf dem Weg zur Arbeit, zur Schule, zum Arzt oder
zum Einkauf. Ob jung oder alt, gesund oder krank - Stra-
Ben nutzen alle. Damit besteht ein besonderer Handlungs-
bedarf. Die meisten Strafien sind in der Zustandigkeit der
offentlichen Hand, wobei der Bund und die Lander das
lbergeordnete Netz der Bundes- und Landesstraf3en in
ihrer Zustandigkeit haben. Viele dieser Straf3en sind stadt-
pragende Magistralen, die stadtebaulich und freiraumlich
eine besondere Bedeutung haben.

Die Stadte haben die
kommunalen Stadt- und
Wohnstraflen in ihrer Zu-
standigkeit, ein weiteres
erhebliches Flachenpoten-
zial, fir das die offentliche
Hand eine Verantwortung
hat. Damit ist der Straflen-
raum eine der Schlissel-
flachen fir die Klimaan-
passung. Der Bestand ist
stark belastet, viele und
vor allem vulnerable Men-
schen nutzen ihn taglich.
MafBnahmen der Klimaan-
passung haben damit eine
hohe Wirksamkeit, und
gleichzeitig hat die offent-
liche Hand die Planungs-
hoheit und den Zugriff auf
die Flachen.
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Aber bei genauer Betrachtung ist das Heben dieser Poten-
ziale der Straflenflachen eines der schwierigsten Unter-
fangen. Dies liegt nicht allein an der Nutzungskonkurrenz
zwischen Autos, Fahrradern, Fuflgangern und wasser-
sensiblem Stadtgrin, sondern auch an der ,Mehrschich-
tigkeit” der Oberflache im Untergrund. An die Oberflache
und den Untergrund richten sich jeweils sehr unterschied-
liche Flachenanspriiche, Interessenlagen sowie rechtliche
und untergesetzliche Regelungen. Die Akteure der Ober-
flachenplanung der Straflenraume organisieren Mobilitat,
Verkehrssicherheit, Aufenthaltsqualitat und Baukultur.
Diese Begriffe sind dem Untergrund fern. Hier gelten an-
dere Gesetze und Interessenlagen: Ver- und Entsorgungs-
infrastruktur, Abstande zu Leitungen, Konzessionsvertrage,
Gefalle und Wegeaufbauten entsprechend der Wegenutzun-
gen. Das Straflengriin und die Regenwasserbewirtschaf-
tung bendtigen sowohl Fliche auf der Oberfliche (Baum-
scheiben, Griinstreifen, Versickerungsmulden) sowie Raum
im Untergrund fir das Wurzelwerk. Der Untergrund muss
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Abb. 1: Klimastrafie: Hagenauer Strafie Berlin-Pankow (Grafik: bgmr)
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Wasser aufnehmen und versickerungsfahig, fir die Baume
gut durchwurzelbar sein, Nahrstoffe bieten und Luftvolu-
men haben.

Gleichzeitig liegen etliche Leitungen im Boden, teilweise lie-
gen Fundamente, Staubecken, U-Bahntunnel oder Tiefga-
ragen unter der Oberflache. Damit herrscht auch im Unter-
grund eine erhebliche Raumkonkurrenz. Diese entsteht aber
nicht durch die Leitung als solche, sondern aufgrund der un-
tergesetzlichen Richtlinien zu Abstanden zum Baum und zur
Versickerungsanlage. Die Leitung stort den Baum nicht, Re-
genwasser, das Uber einer Leitung versickert, beeintrachtigt
die wasserwirtschaftliche Funktion nicht grundlegend. Aber
nach den einschlagigen Regelwerken der DWA und FGSV
muss der Abstand zwischen Baumen und Leitungen 2,50 m
betragen. Inklusive Baumstamm werden finf bis sechs Me-
ter breite leitungsfreie Korridore bendtigt. In Bestandsstra-
Ben sind solche Breiten in der Regel nicht vorhanden.

Abb. 2: Bestandssituation: Badume und Leitungen im Schillerkiez, Berlin
(Foto: bgmr)

Regeln fiir die Raumverteilung

Es gibt Regeln, wie Straflen, das Stadtgrin, das Regenwas-
ser und Leitungen im Untergrund zu organisieren sind. Aber
sie helfen bei beengten Verhaltnissen nicht, denn diese Re-
geln setzen auf ein Nebeneinander, nicht auf ein Mit- und
Ubereinander. Jede Disziplin hat eigene Regeln entwickelt,
die nicht miteinander kompatibel sind. Beispielsweise
wird der unterirdische Raum nach der DIN 1998:2018-07
.Unterbringung von Leitungen und Anlagen in &ffentlichen
Verkehrsflachen - Richtlinie fir die Planung” verteilt. Jede
Leitung erhalt ihren zugewiesenen Raum. Aber in dieser
Raumverteilung sind weder Baumstandorte, Griinflachen
noch Raum fir Mulden oder Mulden-Rigolen-Systeme vor-
gesehen. Die Ziele der Klimaanpassung fir die Straflen-
oberflachen und Untergrund sind zwei Welten.
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Abb. 3: DIN 1998:2018-07 Unterbringung von Leitungen und Anlagen in 6f-
fentlichen Verkehrsflachen - Richtlinie fiir die Planung

Wenn Bestandstraflen als Klimastrafien umgebaut werden
sollen, ist es das Ziel, Baume und Versickerungsanlagen zu
integrieren. Die oftmals unter Beteiligung der Offentlich-
keit entwickelten Konzepte laufen allerdings Gefahr, an den
Regeln fir den Untergrund zu scheitern. Diese sehen stan-
dardmafig keinen Raum fiir das Stadtgriin und die Regen-
wasserbewirtschaftung vor.

KlimastraBBe Hagenauer Strafle Berlin-Pankow

Fur die Hagenauer Strafle in Berlin-Prenzlauer Berg
wurde eine Vison fiir eine Klimastrafie mit beidseitigen
Baumreihen und Versickerungsmulden entwickelt. Wenn
die Abstande zu den Leitungen eingehalten werden mus-
sen, engen sich die Spielraume fir Grin an der Oberfla-
che allerdings stark ein. Aus dem Nebeneinander wird
ein Mit- und Ubereinander. Im Falle der Hagenauer Stra-
Be ermdoglicht das Zusammenfallen mit anstehenden Sa-
nierungsarbeiten Synergien zur Neuplanung und zu einer
entsprechenden Kanalverlegung. Wenn Leitungen verlegt
werden sollen, entstehen jedoch im Regelfall hohe Kosten.
Die Losung kann deshalb nur sein, den Untergrund neu zu
organisieren.

Strategien zur Aktivierung der grauen Flachenim
StraBenraum fiir die blau-griine Infrastruktur

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie die Fla-
chenpotenziale der StraBen fiir eine urbane blau-griine
Infrastruktur mit Klimakomfort fir die Bewohner gehoben
werden konnen. Welche Schlisselmafinahmen und Stra-
tegien sind erforderlich, um das Grau der Straflen in eine
grin-blaue Infrastruktur zu transformieren?

Anderungen von Verfahren, Techniken und Regelwerken

Die Regelwerke mit den Abstandsregelungen von 2,50 m
miissen auf den Prifstand gestellt werden. Die Abstandre-
gel von 2,50 m ist eine Regelung aus dem 19. Jahrhundert.
Sie hatte vornehmlich zum Ziel, die Baufreiheit bei Wartung,
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Sanierung und Umbau durch die Leitungstrager zu sichern.
Inzwischen haben sich Bauweisen, Techniken der Sanie-
rung und Neuverlegung verandert. Abwasserleitungen wer-
den vermehrt mit Inlinerverfahren saniert. Ein Ausbau ist
nicht mehr erforderlich. Damit konnen Baume in der Nahe
erhalten werden. Strom-, Telefon- und Glasfaser werden
durch den Boden geschossen oder gebohrt, ohne dass Lei-
tungstrassen aufgegraben werden missen.

Wasserfiihrende Leitungen kdnnen im Bereich von Baumen
Uber einen langeren Abschnitt in einem Stiick hergestellt
werden. Gefahren durch ,tropfende Muffen”, wie bei den
alten Steinzeugrohren mit Baulangen von 1 bis 2 m, sind
nicht mehr gegeben. Leitungen werden bei der Neuverle-
gung gern in ein Sand- oder Schotterbett verlegt, das gut
durchwurzelbar ist, ein hohes Luftvolumen hat und auf-
grund der Drainwirkung eine gute Wasserverfigbarkeit
mit sich bringt. Diese Bauweise lockt die Wurzeln an. Die
Leitungen mit tonhaltigen Materialien, wie Bentonit, zu um-
manteln, konnen hierfir Losungen sei. Das sind natirliche
und gleichzeitig kostengiinstige Baustoffe - letztlich eine
einfache Losung.

Bestimmte Leitungen (z. B. Gas) werden aufgrund der Um-
stellung auf Fernwarme in vielen Straf3en nicht mehr bend-
tigt. Damit missen diese Leitungen nicht mehr saniert bzw.
um- und ausgebaut werden. Ein Baum nah an einer Gaslei-
tung, die in den nachsten Jahren stillgelegt wird, stellt kein
Problem mehr dar. Es tut sich also Einiges in Bezug auf Lei-
tungen und technische Verfahren, und es wird dringend Zeit,
starre Standardregelungen zu Abstanden zwischen Baumen
und Leitungen zu flexibilisieren und differenzierte Strategien
zu entwickeln. Nur so kann das Potenzial der Straf3en fir die
Klimaanpassung und Griingestaltung aktiviert werden.

Baume sind nicht alle gleich - richtige
Baumartenauswahl

Zudem pragen Baume sehr unterschiedliche Wurzelwerke
aus - Flachwurzler, Tiefwurzler, Herzwurzler. Also kann
auch hier eine Abstimmung erfolgen. Liegt die Leitung tief,
ist ein Flachwurzler geeignet. Der Tiefwurzler kommt bei
oberflachennahen Leitungen zur Verwendung. Weiterhin
konnen Baumwurzeln gelenkt werden. Indem Wurzelgra-
ben angelegt werden, die gut durchwurzelbar und mit Was-
ser, Luft und Nahrstoffen versorgt sind, konnen Leitungs-
konflikte durch gezielte Lenkung entscharft werden. Der
Baum hat Interesse an gut durchwurzelbarem Boden, nicht
an Leitungen.

Kommunale Vereinbarungen

Solange die Regelwerke noch nicht angepasst sind - Regel-
werke neu aufzusetzen kann finf und mehr Jahre dauen -,
sind die Stadte gefordert, in ihren Konzessionsvertragen
oder Uber erganzende Vereinbarungen mit den Ver- und
Entsorgern bessere Bedingungen auszuhandeln. Die Regel-

werke sind keine Gesetze. In den Vorbemerkungen werden
folgende Formulierungen genutzt (siehe DWA-Merkblatter):
.Jeder Person steht die Anwendung des Merkblatts frei. [...]
Dieses Merkblatt ist eine wichtige, jedoch nicht die einzige
Erkenntnisquelle fur fachgerechte Losungen. Durch seine
Anwendung entzieht sich niemand der Verantwortung fur
eigenes Handeln oder fir die richtige Anwendung im kon-
kreten Fall; dies gilt insbesondere fiir den sachgerechten
Umgang mit den im Merkblatt aufgezeigten Spielrdumen.”

Vor diesem Hintergrund sollten die neuen Erkenntnisse und
die daraus erwachsenen Spielraume dringend genutzt wer-
den. In einigen Stadten entwickeln sich derzeit kommunale
Bestrebungen, um mit Leitungstragern statt den ublichen
2,5 m Regelabstande von 1,5 m zu verhandeln, damit wird
die Realisierbarkeit von Nach- und Neupflanzungen von
Baumen stark verbessert, ohne dies fir jeden Einzelfall,
fur jede StrafBe individuell aushandeln zu miissen. Bei an-
derslautenden, laufenden Konzessionsvertragen kann dies
allerdings auch die kommunale Verantwortungsibernahme
und damit der Kosten von eventuell notwendigen Fallungen
bei potenziellen Wurzelschadigungen im Zuge von notwen-
digen Leitungsarbeiten bedeuten.

Abb. 4: Empfehlungen zur Umgestaltung des Straflenraums in Folge der
geplanten Warmeplanung, oben Bestand, unten Empfehlung (Grafik bgmr/
Planersocietat)

Chancen und Gelegenheitsfenster durch kommunale
Warmeplanung nutzen

Der Ausbau von kommunaler Warmeplanung bringt zwar
eine weitere Leitung in den Untergrund, gleichzeitig werden
Straflenraume in grofem Umfang im Untergrund geoffnet.
Dies birgt die Chance, den Untergrund neu zu ordnen und im
Zuge einer ,Sowieso-MafBnahme” Platz sowohl oberirdisch
als auch unterirdisch fiir Stadtgrin und damit fir die Klima-
anpassung zu schaffen. In der Hildesheimer Neustadt gibt es
beispielsweise konkrete Plane, die kommunale Warmepla-
nung auszubauen. Gleichzeitig muss das Kanalnetz saniert
werden. Diese notwendigen MafRhahmen hat die Stadt als
Chance erkannt und ein Mobilitdts- und Klimaanpassungs-
konzept flir das Quartier erarbeiten lassen. Die integrierte
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Klimaanpassung fangt im Untergrund an

Herangehensweise zeigt im Ergebnis auf, wie durch eine Neu-
ordnung Klimaanpassung in der dichten, historisch gewach-
senen Stadt umgesetzt werden kann - als Reaktion auf einen
Leitungsausbau. Die Warmeplanung kann also als Chance fiir
die Klimaanpassung genutzt werden, wenn die Verantwortli-
chen die Gelegenheitsfenster erkennen und nutzen.

Medienkanile als Zukunftsverfahren?

In Medienkanalen werden auf engstem Raum Leitungen
gebindelt. Vorteile sind gute Zuganglichkeit und Wartungs-
moglichkeit. Raum wird gespart. Die Leitungen kdnnen
um- und nachgeristet werden. Nachteilig sind die Kosten
und organisatorische Hindernisse. Es ist immer noch giins-
tiger Leitungen im Boden als abgestimmt in einem grof3en
Medienkanal zu verlegen. Und es bedarf einer Organisa-
tionsform, die diese Leitungskanale anlegt und vermietet.
Deshalb finden sich solche Medienkanale meist nur auf In-
frastrukturflachen, wie Flughafen, Hafen oder auf Flachen
von Industrieunternehmen, die als Zustandige die Aufgaben
Ubernehmen. Aber bei extremer Verdichtung in den Stad-
ten, bei einer hohen klimatischen Belastung und bei Zielen
der mehrfachen Innenentwicklung missen auch solche L6-
sungen auf die Agenda gesetzt werden. Hier sind die Stadte
gefordert, neue Betreibermodelle zu entwickeln.

Gelegenheitsfenster fiir Regelwerksanpassungen nutzen

Aktuell gibt es auch Bewegung in der Welt der Regelwerke
im Sinne von Mehrfachnutzungen - mit dem Ziel, das Neben-
einander zum Miteinander und Ubereinander zu stérken: Die
DWA erarbeitet derzeit das Merkblatt DWA-M 194 ,Planung,
Betrieb und Unterhalt von multifunktionalen Flachen”. Hier
wird aufgezeigt, wie bei knappen Flachen durch Nutzungs-
uberlagerung nachhaltige Stadtentwicklung gelingen kann.
Von der der FLL, DWA und FGSV wird derzeit ein Merkblatt
zu Baumstandorten und Regenwasserbewirtschaftung er-
arbeitet. Baume brauchen in der Hitzestadt Wasser fir die
Dirrevorsorge. Versiegelte Flachen sind potenzielle Liefe-
ranten fur Wasser. Wie und unter welchen Bedingungen Re-
genwasser fiir die Bewasserung und damit fur vitales Grin
genutzt werden kann, ist hierbei die Kernfrage. Das interdis-
ziplinar erarbeitete Merkblatt soll hier Losungen anbieten.
Wir sind guter Hoffnung: Es gibt Gelegenheitsfenster, um
untergesetzliche Regelungen und Normen zu andern. Damit
erwachsen Spielraume fiir den Umbau von Straflen als griin-
blaue Infrastruktur. Diese Spielrdume sollten friihzeitig iden-
tifiziert und genutzt werden.

Raum schaffen fiir Baume und Versickerungsanlagen
in den Regelwerken

Wir brauchen aber nicht nur die Uberpriifung alter Regel-
werke, sondern es bedarf auch neuer Regelungen, um Blau-
Grin im StraBenraum zu ermoglichen. Im Rahmen des
Forschungsprojekts Blue Green Streets (BGS)' wurden ein

1 https://www.bgmr.de/de/news_items/toolbox

BGS-Korridor und Flex-Streifen entwickelt. Diese sind so
dimensioniert, dass sie als Element des Stralenraums aus-
reichend Flache fiir Baumpflanzungen und Regenwasser-
bewirtschaftung bereitstellen. Mit einem solchen Streifen
wird der blau-grine Raumanspruch formuliert; vergleich-
bar der bestehenden Vorgaben fiir Radwege, Busspuren
oder FuBwege. Die FGSV Uberarbeitet derzeit die RASt 06.
In der Neuauflage RASt 06 wird als ein neues Element der
Straflenraumgestaltung eingefiihrt: der Multifunktions-
streifen. Dieser soll die hier genannten Anspriche flexibel
aufnehmen. Dies ist ein geeigneter Schritt, um an der Stra-
Benoberflache Raum zu schaffen. Im nachsten Schritt muss
der unterirdische Raum entsprechend einbezogen werden.

Fazit

Das Flachenpotenzial der grauen Infrastruktur der Straflen
fur die urbane blau-griine Infrastruktur ist erheblich. Umin
die Flache zu kommen, missen wir Raum schaffen. Es ist
deutlich verkirzt, wenn dies nur an der Oberflache erfolgt,
die Probleme liegen darunter. Insofern missen wir in den
Untergrund gehen, um die Stadt nachhaltig klimaangepasst
umzubauen. Ein Schlissel ist ein veranderter Umgang mit
den Regelwerken. Die Stadte sind hier aufgefordert, kreativ
und innovativ zu werden. Die Regelwerkgeber miissen iiber-
kommene Normen auf den Prifstand stellen. Es passiert
bereits einiges, es muss aber schneller und tiefgreifender
vorangehen, damit wir Uber einzelne Pilotprojekte hinaus
breiter in die Flache kommen.

Arno Walz
Stadtplaner, geschaftsfiihrender Gesellschafter
bgmr Landschaftsarchitekten, Berlin

Dr. Carlo W. Becker
Landschaftsarchitekt, Griindungsmitglied
bgmr Landschaftsarchitekten, Berlin
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Gisela Stete

Klimaresiliente Mobilitat:
Grau-Grun-Blau zusammendenken

Der Verkehrssektor ist nach wie vor das Sorgenkind der Klimapolitik und zahlt zu den gro3en Herausforderungen auf
dem Weg, unsere Stadte klimaresilient zu gestalten. Dies betrifft zum einen das Verkehrssystem und die dadurch ver-
ursachten Emissionen (Ldrm, Feinstaub, CO,), zum anderen die Infrastruktur und den Flachenverbrauch. Die nach wie
vor steigenden CO,-Emissionen, die Zunahme von Haufigkeit und Intensitat klimabedingter Extremereignisse mit ihren
Wirkungen auf das Verkehrsgeschehen zeigen, dass gerade der Verkehrssektor gefordert ist. Verkehrssystem und -in-
frastruktur miissen an die Veranderungen angepasst und so gestaltet werden, dass die Widerstandsfahigkeit erhoht,
Storungen vermieden und Krisen bewaltigt werden konnen. Dies ist mit technischen Mitteln allein nicht zu erreichen,
sondern erfordert ein erweitertes Verstandnis und eine integrierte Betrachtung, bei der Aspekte der Teilhabe, der Ge-
staltung und der Flachengerechtigkeit gezielt adressiert werden.

Mobilitat klimaresilient und zu damit zukunftsfahig ge-
stalten, bedeutet, die Chancengleichheit aller Bevolke-
rungsgruppen in Hinblick auf Mobilitat sicherzustellen,
alle Formen der Mobilitat einzubeziehen und miteinan-
der zu vernetzen, stadtebauliche Struktur, Freiraum und
Nutzungsstruktur zu berucksichtigen sowie Umwelt- und
Stadtvertraglichkeitsaspekte einzubeziehen. Unterstiitzt
wird dies durch aktuelle Dynamiken, wie die verstarkte
Schaffung von Stadtstrukturen entsprechend dem Leitbild
der ,Stadt der kurzen Wege“/15-Min.-Stadt - im Bestand
und in neuen Quartieren gleichermafen. Hinzu kommt der
Trend zu mehr Radmobilitat sowie zu Multimodalitat/Sha-
ring-Kultur, insbesondere in der jingeren Generation.

Vor dem Hintergrund, dass mehr als 20 % der Freiflachen
in der Stadt vom Verkehr genutzt werden und versiegelt
sind, legt insbesondere die Frage einer klimaresilienten
Verkehrsinfrastruktur (grau) nahe, den offentlichen Raum
unter die Lupe zu nehmen und mit klimaschutzférdernden
Mafinahmen, wie Begriinung und Wasser (griin-blau) zu
Uberlagern. Blau-Griin-Grau zusammendenken, heif3t, die
natirliche Umwelt gezielt in den Straflenraum zu integrie-
ren und den urbanen Raum klimaresilienter zu gestalten,
das Stadtklima zu verbessern sowie Aufenthalts- und Er-
holungsraume zu schaffen, indem die Aufenthalts- und die
Verkehrsfunktion des offentlichen StraBenraums gleicher-
mafen beachtet werden. Ziel ist es, Mobilitat zu gewahr-
leisten - auch mit weniger grauer Infrastruktur. Vorrangige
Betrachtungsebene des Beitrags ist das Quartier.

Handlungsfelder

Teilhabe, soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit

Das bedeutet, dass alle mobilitatsrelevanten Entscheidungen
(zur Gestaltung von 6ffentlichen Rdumen, zu Stadtebau und
Nutzungsstrukturen, zur Bemessung von Verkehrssyste-
men und Verkehrsanlagen, zur Verkehrsinfrastruktur und zu

Mobilitdtsangeboten) daraufhin tberpriift werden, ob sie in
Bezug auf die Chancengleichheit der unterschiedlichen Be-
volkerungsgruppen hinderlich oder forderlich sind und dass
die daraus resultierenden Bedarfe aktiv mitgedacht werden.

Die Bedarfe ergeben sich aus den Alltagsanforderungen
und sind u. a. abhangig von sozialen Rollen und Zustandig-
keiten in unserer Gesellschaft. Diese Rollen beinhalten Er-
werbstatigkeit, Hausarbeit, Erziehungsarbeit, Versorgungs-
und Betreuungsarbeit und stehen in enger Wechselwirkung
mit der Familiensituation, z. B. Haushalt mit und ohne Kin-
der oder altere, betreuungsbedirftige Familienangehdorige.
Deren Mobilitat ist mit zu betrachten, und sie missen als
Zielgruppen bei der Frage der Chancengleichheit beriick-
sichtigt werden. Dies ist umso wichtiger, als dass diese
Gruppen nachweislich einen hohen Nahraumbezug haben,
weil sich viele ihrer Ziele und Einrichtungen im Quartier be-
finden und sie sich auf dem Weg dorthin viel im o6ffentlichen
(StraBen-)Raum aufhalten.

Integrative Gestaltung von Stralenrdaumen

Hier geht es darum, den Straflenraum und seine Verkehrsan-
lagen als integralen Bestandteil des offentlichen Raums zu
begreifen und stadtebauliche Struktur, Randnutzungen und
Freirdume im Gesamtkontext zu beplanen sowie die verschie-
denen Funktionen (Verkehr, Aufenthalt, Begegnung) ausge-
wogen in Beziehung zu setzen und multifunktionale Nutzung
zu ermoglichen. Insbesondere sind diejenigen zu unterstut-
zen, die sich regelmafig im offentlichen Raum aufhalten, zu
FuB und mit dem Fahrrad unterwegs sind und einen hohen
Nahraumbezug haben. Es gilt auch, die hohe Bedeutung von
StraBen und Platzen fir urbanes Leben wertzuschatzen. In
diesem Sinn Raume hoher Qualitat zu schaffen, bedeutet
Erholungs- und Spielflachen, Ruhezonen, Beschattung/Bau-
me, unterstitzt durch niedrige Geschwindigkeiten.

Das Gestaltungsspektrum ist breit und beinhaltet den ge-
zielten Einsatz von klimafreundlichen Materialien in hellen
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Farben, speziellen Pflastersteinen mit breiten Fugen oder
durchlassigen Pflastersteinen, die Wasser in den Unter-
grund sickern lassen, sowie griinen Verkehrsinseln, die Re-
genwasser speichern und verdunsten. Baume werden dabei
nicht nur als Verschattungselemente, sondern auch zur
gezielten Gliederung von Verkehrsflachen eingesetzt, z. B.
in straBenbegleitenden Parkierungsstreifen oder auf Park-
platzen, wo sie zur Reduzierung von Hitzeinseln beitragen.
Die Kombination unterschiedlicher MaBBhahmen bietet eine
effiziente Mdglichkeit, den StraBenraum integrativim Sinne
von Klimaresilienz zu gestalten. Welche Elemente wo zum
Einsatz kommen, hangt von verschiedenen Faktoren ab, wie
z. B. der StraBBenkategorie (Hauptverkehrs- oder Quartiers-
strafle), der Art des Quartiers (Bestandsquartier oder neues
Quartier), der Rahmenbedingungen des Untergrunds/Ver-
sickerungsfahigkeit etc.

Flachengerechtigkeit

Das bedeutet, dass allen Verkehrsteilnehmenden ausrei-
chend Platz zur Verfiigung steht, um sich sicher und be-
darfsgerecht bewegen zu konnen. Dies ist insbesondere
in der gebauten Stadt eine Herausforderung. Wahrend
im flieBenden und ruhenden Kfz-Verkehr durch die . har-
ten Facts” der Fahrzeugabmessungen die Flachenbedar-
fe einfach zu identifizieren sind und auch im Radverkehr
zunehmend Breiten fir separate Infrastruktur festgelegt
werden, missen sich Verkehrsteilnehmende zu Fuf3 viel-
fach mit Einschrankungen arrangieren, nicht nur, weil
die Gehwege oftmals zu schmal sind, sondern zusatzlich
vom ruhenden Kfz-Verkehr in Anspruch genommen wer-
den (Problem Gehwegparken). Hier besteht grofer Hand-
lungsbedarf. Auch die Frage der zulassigen Geschwin-

Abb. 1: Geschwindigkeitsregelungen und Flachenbedarfe (© eigene Grafik unter Verwendung von Streetmix)

digkeit hat Einfluss auf die verkehrliche Infrastruktur. So
kann bei Geschwindigkeiten von 30 km/h der Radverkehr
vertraglich mit dem Kfz-Verkehr auf gemeinsamer Flache
gefiihrt werden. In verkehrsberuhigten Bereichen (Schritt-
geschwindigkeit] dirfen alle Flachen von allen gleichbe-
rechtigt genutzt werden.

Ein weiterer wesentlicher Faktor in Hinblick auf Flachen-
gerechtigkeit ist die Frage des Flachenangebots fiir den
ruhenden Kfz-Verkehr. Mobilitat in Hinblick auf den ruhen-
den Kfz-Verkehr zukunftsfahig zu gestalten, bedeutet, ihm
nicht nur auf Privatflachen, sondern gerade im offentlichen
Raum weniger Platz einzuraumen und das Angebot auf ein
notwendiges Minimum zu reduzieren. Dies ist gleichzeitig
ein Beitrag zur Vermeidung von Hitzeinseln, die durch das
Aufheizen der metallenen Fahrzeugoberflachen entstehen.
Die Umverteilung von Flachen im Stralenraum leistet einen
Beitrag flr soziale Gerechtigkeit und 6kologische Vertrag-
lichkeit gleichermafen, insbesondere, wenn die durch die
Reduzierung von Kfz-Infrastruktur gewonnenen Flachen
gezielt fir grin-blaue Infrastruktur genutzt werden.

Ausgewahlte Instrumente

Verkehrsrechtliche Regelungen/Geschwindigkeiten

Geschwindigkeitsregelungen im Straflennetz haben einen
wesentlichen Einfluss auf die Dimensionierung und die Ge-
staltung verkehrlicher Infrastruktur. Niedrige Geschwin-
digkeiten ermdglichen schmalere Fahrbahnen, weil im Be-
gegnungsfall weniger Flache bendtigt wird. Sie verringern
den Bremsweg und sorgen damit fiir mehr Sicherheit. Auch
Energieverbrauch und Emissionen werden gesenkt. Das
Miteinander von Rad- und Kfz-
Verkehr wird erleichtert, eben-
so wie das Queren von Fahr-
bahnen fiir den Fuflverkehr. Mit
der Novellierung der StVO und
der zugehorigen Verwaltungs-
vorschrift (VwV]) im Frihjahr
2025 wurden den Kommunen
erweiterte Handlungsspielrau-
me eroffnet, um das Verkehrs-
geschehen nachhaltiger zu ge-
stalten. Neben den klassischen
Aspekten, wie der Sicherheit
und Flussigkeit des Verkehrs,
wurden Ziele des Klima- und
Umweltschutzes, des Gesund-
heitsschutzes und der stadte-
baulichen Entwicklung aufge-
nommen. Beispielsweise wird
die Anordnung von Tempo 30
auch auf Hauptverkehrsstraf3en
(HVS) erleichtert, insbesonde-



Stadtentwicklung %

Klimaresiliente Mobilitat

re rund um schutzbedirftige Einrichtungen, wie Schulen,
Kindergarten und Altenwohnheime. Wenn mehrere Ein-
richtungen in weniger als 500 m beieinanderliegen (zusam-
menh&ngende Bereiche), kann Tempo 30 in HVS auch tber
langere Strecken angeordnet werden. Gezielt eingesetzt,
ist dies ein Gewinn fur die Aufenthaltsqualitat im StraBen-
raum, fir mehr Flachengerechtigkeit und die Schaffung von
Transformationspotenzialen von grauer zu griin-blauer In-
frastruktur.

Bauleitplanung/Stellplatzverordnungen

Auch die Bauleitplanung ist ein geeignetes Instrument,
um in der Frage der Stralenraumgestaltung die Weichen
in Richtung ,.Griin-Blau statt Grau” zu stellen. So wird im
Bebauungsplan u. a. Art und MafB der baulichen Nutzung
von Grundstiicken sowie die Nutzung der von einer Bebau-
ung freizuhaltenden Flache, wie Griin- oder Versorgungs-
flachen, verbindlich festgelegt. Auch die Dimensionen und
Zweckbestimmungen von Verkehrsflachen werden festge-
legt, z. B. verkehrsberuhigte Bereiche. Der Bebauungsplan
kann zudem genutzt werden, um den ruhenden Kfz-Verkehr
durch verbindliche Festlegung von Umfang und Verortung
von Parkierungsflachen (z. B. in Quartiersgaragen) zu redu-
zieren. Damit kann der Flachenverbrauch fiir verkehrliche
Infrastruktur gesenkt und in Kombination mit der Festle-
gung von griiner Infrastruktur im Sinne der Klimaresilienz
genutzt werden.

Ein weiteres wichtiges Instrument sind Stellplatzverord-
nungen, in denen festgelegt wird, ob und in welchem Mafe
Kfz-Stellplatze bei Errichtung, Anderung oder Nutzungsan-
derung von Anlagen errichtet werden missen. In der Regel
wird eine Mindestanzahl an herzustellenden Kfz-Stellplat-
zen (zunehmend auch Fahrradabstellplatze) vorgegeben,
die in Abhangigkeit von den Nutzungen bestimmt werden.
Vorgaben zum Stellplatzangebot im &ffentlichen StrafB3en-
raum sind darin nicht enthalten, allerdings werden - ins-
besondere in neuen Quartieren - Anteile in Bezug auf das
Angebot auf Privatgrund angestrebt, die als Besuchenden-
stellplatze gedacht sind. Diese Ansatze gering zu halten, ist
im Sinne des Klimaschutzes essenziell, um der Versiege-
lung des offentlichen Stralenraums entgegenzuwirken und
die Potenziale fur grin-blaue Infrastruktur zu maximieren.

Parkraummanagement

Parkraumbewirtschaftung ist das ordnungsrechtliche Ins-
trument, das am effektivsten als Teil einer Ubergeordneten
(gesamtstddtischen) Strategie zur Lenkung und Reduzie-
rung des ruhenden Verkehrs eingesetzt wird. Durch Park-
raummanagement kann die Gesamtmenge und Verfiigbar-
keit des Parkraums gesteuert werden, indem Limitierungen
anhand von Zeit, Kosten, Fahrzeugart oder Nutzendengrup-
pen (Stichwort Anwohnerparken) erwirkt werden. Gleich-
zeitig kann Parkraummanagement die Verkehrssicherheit
erhohen, indem z. B. Gehwegparken unterbunden wird. Eine

Konzentration in Parkierungsanlagen/Quartiersgaragen
reduziert den Flachenbedarf fir den ruhenden Kfz-Verkehr
und kann damit einen Beitrag zum Klimaschutz leisten, in-
dem z. B. die entfallenen Flachen begriint werden. Insbe-
sondere durch gebihrenpflichtiges Parkraummanagement
kann die Nachfrage nach Stellplatzen reduziert und der Fla-
chenbedarf fiir den ruhenden Kfz-Verkehr gesenkt werden,
was wiederum Potenziale fur griin-blaue Infrastruktur er-
offnet. Der Einsatz von Parkraumbewirtschaftung als Inst-
rument ist in Quartieren mit reduziertem Stellplatzschlus-
sel unverzichtbar.

Sharing-Angebote/Multimodalitit

Multimodalitat bedeutet, ein vielfaltiges Angebot an Mobili-
tatsoptionen bereitzustellen, die flachendeckend in gerin-
ger Entfernung und gut zuganglich zur Verfiigung stehen.
Damit wird die Unabhangigkeit von Kfz als Verkehrsmittel
gezielt unterstitzt, und es wird weniger Flache fir Ver-
kehrsinfrastruktur benotigt. Untersuchungen des Bundes-
verbands Carsharing belegen, dass ein Car-Sharing-Fahr-
zeug bis zu sechzehn private Fahrzeuge ersetzen kann und
zur Abschaffung von bis zu elf privaten Fahrzeugen fiihrt.
Car-Sharing-Kunden fahren seltener mit dem Pkw als der
Durchschnitt der Bevilkerung und verfiigen haufiger tber
ein OPNV-Zeitticket. Gerade in Bestandsquartieren, wo der
offentliche StraBenraum vielfach zum Parken genutzt wird,
ist dies ein Beitrag hin zu weniger grauer Infrastruktur, die
dann sinnvollerweise mit griin-blauer Infrastruktur ersetzt
wird. Die verschiedenen Angebote (Car-, Bike-, Lastenrad-
Sharing, Serviceangebote] sind idealerweise an Mobilitats-
stationen gebiindelt, wobei die Platzierung in der Nahe von
OPNV-Haltestellen sinnvoll ist und der Umweltverbund als
Ganzes (FuB, Rad, OPNV) gefordert wird. Die Stationen soll-
ten gut erkennbar positioniert und ausgeschildert werden.

Abb. 2: Mobilitatsstation Beispiel Offenburg (Foto: Gisela Stete)

vhw FWS 2 / Marz-April 2026
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Beispiele
Wiesbaden im Sampel - Bestandsquartier

Um den Herausforderungen des Klima- und soziodkono-
mischen Wandels nachhaltig zu begegnen, hat die Lan-
deshauptstadt Wiesbaden Spielregeln nachhaltiger Stadt-
entwicklung aufgestellt und fiinf Experimentierraume
ausgewahlt. Das Ziel: Wiesbaden ., gerechter”, .griiner” und
.produktiver” zu machen. Ein Themenfeld dabei ist .Neue
Mobilitdt™ mit dem Ziel, Quartiere autoarm zu entwickeln
und eine klimafreundliche Mobilitat zu ermaglichen.

Im Experimentierraum ,Im Sampel”, einer 70er-Jahre
Wohnsiedlung mit ca. 800 WE, steht der Sanierungszyklus
der Wohngebaude der kommunalen Wohnbaugesellschaft
mit ca. 400 Wohnungen an. Zusatzlich sollen ca. 150 neue
WE geschaffen werden. Aufgabe war es, ein integriertes
Quartiersentwicklungskonzept (Stadtebau, Freiraum, Ver-
kehr) zu erarbeiten, mit dem die Ziele erreicht und das
Quartier insbesondere in der Mobilitat nachhaltig gestaltet
werden kénnen. Das Quartier ist derzeit hochgradig versi-
gelt, insbesondere durch Flachen fir den ruhenden Kfz-
Verkehr. Der Fokus lag auf der Nutzung der Parkierungs-
flachen fir die bauliche Entwicklung bei gleichzeitiger
Entsiegelung von Verkehrsflachen im offentlichen StrafB3en-
raum und Schaffung von griin-blauer Infrastruktur. Das An-
gebot an Kfz-Stellplatzen sollte auf ein Minimum reduziert
und in einer multicodierten Quartiersgarage untergebracht
werden.

=~

Abb. 3: Neue zentrale Griinachse (Quelle: Drei Eins - Stadt, Freiraum, Ar-
chitektur mit Prof. Dieterle)

Auf der Grundlage der Entwicklungsabsichten fiir das Quar-
tier wurden zwei Szenarien entwickelt, bei denen die Spiel-
raume der hessischen Bauordnung sowie der Stellplatz-
satzung der Landeshauptstadt Wiesbaden in Hinblick auf
die Reduzierung von Pkw-Stellplatzen ausgelotet wurden.
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Das Szenario . Mobilitdt neu denken™ wurde im Sinne von
.Push-and-Pull” weiterentwickelt, und fiir unterschiedliche
Handlungsfelder wurden konkrete Ma3nahmen aufgezeigt
(baulich, organisatorisch, rechtlich, serviceorientiert, kom-
munikativ], wie das Quartier langfristig autoarm gestaltet,
der Umweltverbund gestarkt und die Abhangigkeit von der
Kfz-Nutzung abgebaut werden kann: Aufgabe von Stellplat-
zen, Ausweisung von Mobilitatsstationen mit diversen Sha-
ring-Angeboten, Geschwindigkeitsreduzierungen, erweiter-
te Ausweisung von verkehrsberuhigten Bereichen und ein
konsequentes Parkraummanagement.

Hinsichtlich des Zusammenspiels von grau-grin-blauer In-
frastruktur wurde fiir das Quartier ein Wegenetz entwickelt,
das die Verbindungen fir den Fuf3- und Radverkehr entlang
von neuen Grinraumen und Straflen fihrt, die konsequent
vom ruhenden Kfz-Verkehr befreit und mit klimafreundlicher
Infrastruktur ausgestattet werden. Langfristig soll auch die
HaupterschlieBungsstrafle .Im Sampel” umgestaltet und die
Flachen fiir den ruhenden Kfz-Verkehr zugunsten einer ho-
heren Aufenthaltsqualitat reduziert werden.

Abb. 4: Umgestaltung StraBenraum: Entsiegelung und Neuverteilung der
Flachen (Quelle: Drei Eins - Stadt, Freiraum, Architektur mit Prof. Dieterle)

Darmstadt Lincoln-Siedlung - Transformationsquartier

Die Lincoln-Siedlung liegt am siidlichen Rand der Kern-
stadt in der Wissenschaftsstadt Darmstadt. In der ehema-
ligen Wohnsiedlung der Amerikaner soll in 2000 WE Wohn-
raum fir bis zu 5000 Menschen entstehen und das Quartier
als multifunktionales Quartier entwickelt werden. Eine in-
tegrierte Rahmenplanung war Grundlage fir die Quartiers-
entwicklung. Das stadtebauliche Konzept, die Nutzungs-
struktur, der Freiraum und das Mobilitatskonzept wurden
dabei konsequent aufeinander abgestimmt. Die Quartiers-
entwicklung orientierte sich an bestehenden Strukturen
des Quartiers. Damit konnte der grofzlgige Freiraum
weitgehend erhalten und mit einer klimaresilienten Ver-
kehrsstruktur berlagert werden. Beispielsweise wurden
die ErschlieBungsstraflen konsequent mit griin-blauer In-
frastruktur in Form von Rigolen ausgestattet und die Fla-
chen zugunsten der Seitenrdume neu verteilt. Die anfangs
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geplanten beidseitigen fahrbahnparallelen Parkierungs-
streifen wurden auf ein einseitiges Angebot reduziert. Das
dichteste Netz erhalt der nichtmotorisierte Fuf3- und Rad-
verkehr, der die griine Quartiersmitte aus allen Richtungen
erschlief3t und von hier an die Umgebung anschlieft.

Abb. 5: ErschlieBungsstrafe in der Lincoln-Siedlung (Foto: Gisela Stete)

Die Rahmenbedingungen in Lincoln (Lage, Versorgung,
Freizeitangebote, Einbindung in Verkehrsstrukturen) sind
glinstig fur eine dauerhaft stadtvertragliche Mobilitatsent-
wicklung. Eine neue Straenbahnhaltestelle sowie diverse
Sharing-Angebote im Quartier starken den Umweltverbund
und beglinstigen eine vom Kfz unabhangige Mobilitat. Das
Angebot an privaten Kfz-Stellplatzen wurde auf maximal
0,65 P/WE begrenzt, von denen 0,15 P/WE auf den Bau-
grundstiicken - vorrangig reserviert fir mobilitatseinge-
schrankte Personen und Pool-Fahrzeuge - und 0,5 P/WE in
Parkierungsanlagen (TG und QG) untergebracht sind. Das
Stellplatzangebot fiir die Nichtwohnnutzung wurde um 30 %
reduziert. Die Garagen sind ins Wegenetz integriert, denn
die Wege zwischen den Garagen und den Wohnungen be-
leben den offentlichen Raum, was dessen Aufenthaltsfunk-
tion starkt. Stellplatze fiir Besuchende (10 % der Stellpltze
flir Wohnnutzung) sind einseitig entlang der ErschlieBungs-
straflen ausgewiesen und mit Baumen gegliedert. Das ge-
samte Stellplatzangebot ist bewirtschaftet.

Der vom ruhenden Kfz-Verkehr weitestgehend entlastete
Straflenraum bietet - in Verbindung mit der Ausweisung
von verkehrsberuhigten Bereichen und einer konsequenten
Griingestaltung - eine hohe Aufenthaltsqualitat, die nach-
weislich von der Bevdlkerung genutzt wird. Eine Besonder-
heit ist die Entkopplung von Wohnen und Parken, das heift,
nur wer einen Stellplatz benétigt, muss Miete zahlen. Fiir die
Stellplatzvergabe ist das Mobilitatsmanagement zustandig,
sie erfolgt anhand sozialer Kriterien. Das Mobilitatsmanage-
ment hat einen festen Standort im Quartier und bietet Be-
ratung rund ums Thema Mobilitat in der Mobilitatszentrale.

Abb. 6: StraBenraumnutzung in der Lincoln-Siedlung (Foto: Gisela Stete)

Freiburg-Dietenbach - neues Quartier

In Freiburg soll ein neuer Stadtteil fir ca. 15.000 Menschen
entstehen, dessen Entwicklung sich an den Zielen der Nach-
haltigkeit orientiert. Hierflir wurde - auf der Grundlage der
Ergebnisse eines stadtebaulichen Wettbewerbs - eine integ-
rierte Rahmenplanung erarbeitet, in der das Zusammenden-
ken von grau-griin-blau in Verbindung mit der Sicherung der
Chancengleichheit der verschiedenen Bevdlkerungsgruppen
konsequent umgesetzt wurde. So wurde der aktiven Mobilitat
sowie dem FufB- und Radverkehr Vorrang einrdumt und mit
entsprechenden Maf3nahmen unterlegt: dichteste Wegenet-
ze, grofiziigige Aufenthalts- und Bewegungsflachen, sichere
Querungsangebote, verkehrsberuhigte Gestaltung des Stra-
Bennetzes etc. Dies kommt insbesondere den Bevélkerungs-
gruppen zugute, die sich tagsiiber regelmafig im Quartier
aufhalten, wie Kinder und altere Menschen.

Die beiden groBen Grinraume Dietenbachaue und Kaserba-
chaue gliedern den Stadtteil in drei Bereiche. Die Erschlie-
Bung zwischen diesen Bereichen erfolgt vorrangig mit dem
Rad oder zu Ful3 durch attraktiv gestaltete Frei- und Stadt-
raume, wo auch Wasser eine hohe Bedeutung hat. Die Aus-
richtung des Ful3- und Radverkehrsnetzes orientiert sich da-
bei an den wichtigen Alltags- und Freizeitzielen im Quartier
(Kitas, Schulen, Nahversorgung, Sportstatten, Freizeitange-
bote etc.) in Verbindung mit den Griinrdumen und Griinach-
sen. Wichtige Bestandteile des FuBlverkehrsnetzes sind die
Promenaden entlang der beiden Griinrdume Dietenbachaue
und Kaserbachaue. Wahrend die beiden siidlichen Promena-
den fir den Radverkehr freigegeben sind, sind die nordlichen
.Sonnenseiten” dem FuBverkehr vorbehalten. Sitzmdglich-
keiten erganzen die Infrastruktur entlang der Wege in kurzen
Abstanden. Der OPNV - u. a. eine neue StraBenbahnlinie -
erschliefit das Quartier flachendeckend, multimodale Ange-
bote (Car-, Bike-, Lastenrad-Sharing) werden im gesamten
Stadtteil erganzend zum regularen Mobilitats- und Infra-
strukturangebot bereitgestellt.
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Das entwickelte Straflennetz sichert eine effiziente Er-
schlieBung fiir den motorisierten Verkehr auf kurzen Wegen
und besteht aus drei hierarchisch gegliederten Ebenen. Die
Straflenrdume sind so gestaltet, dass aus der Kombination
der angeordneten verkehrsrechtlichen Regelungen, der
Flachenaufteilung und der Grinstruktur des Stralenraums
die Hierarchie und damit die Bedeutung eindeutig ables-
bar sind, z. B. durch die Wahl der Baumart. Dies erleichtert
die Orientierung im Netz fur die Verkehrsteilnehmenden,
tragt zur Identitatsbildung bei, gleichzeitig kann so das Ver-
kehrsverhalten gesteuert werden. Aus der Gestaltung des
Straflenraums lasst sich z. B. ablesen, welche Hochstge-
schwindigkeit zulassig ist, welche Verkehrsmodi bevorrech-
tigt sind, ob es sich um einen Verkehrsraum mit Aufenhalts-
vorrang oder um einen 6ffentlichen Raum mit verkehrlichen
Funktionen handelt. Das Stellplatzangebot im offentlichen
Straflenraum ist dabei auf ein Minimum reduziert und fir
Mobilitatseingeschrankte/Behindertenstellplatze und fiir
Sharing-Fahrzeuge vorbehalten. Der Stellplatzschlissel
fur Wohnnutzungen ist auf 0,5 Stellplatze je Wohneinheit
festgelegt, die in zwolf Quartiersgaragen untergebracht
werden. Davon sind 10 % fir offentliche Besucherstellplat-
ze herzustellen. Auch Nichtwohnnutzungen sind stellplatz-
reduziert. Demgegeniber wurde die herzustellende Anzahl
der Fahrradabstellplatze deutlich angehoben. Auch hier gilt,
dass der Weg zwischen den Garagen und den Wohnungen
den o6ffentlichen Raum beleben, der entsprechend attraktiv
zu gestalten ist (Griin, Beleuchtung, Verweilelemente etc.).

Abb. 7: Neues Stadtquartier Freiburg-Dietenbach (Quelle: Rahmenplan
Dietenbach/K9 Architekten)
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Abb. 8: Differenzierte Gestaltung nach StraBenhierarchie (Quelle Rahmen-
plan Dietenbach/Biiro Latz)

Gisela Stete

freie Verkehrsplanerin, Griinderin von
StetePlanung, Biiro fiir Stadt- und
Verkehrsplanung; seit Mai 2025 Teil
der Inovaplan GmbH, Darmstadt
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Weitere Informationen:

https://www.wiesbaden.de/leben-in-wieshaden/wohnen-bauen/staedtebauli-
che-projekte/informationen-zum-projekt-im-sampel

https://www.quartiermobil-darmstadt.de/

https://www.freiburg.de/pb/495838.html



https://www.wiesbaden.de/leben-in-wiesbaden/wohnen-bauen/staedtebauliche-projekte/informationen-zum-
https://www.wiesbaden.de/leben-in-wiesbaden/wohnen-bauen/staedtebauliche-projekte/informationen-zum-
https://www.quartiermobil-darmstadt.de/
https://www.freiburg.de/pb/495838.html
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Blau-griine Mafinahmen im Straflenraum

Siegfried Dittrich

Schone blau-grune Welt!

Kritische Anmerkungen zu Einsatzbereichen und Einsatzgrenzen von blau-griinen Manahmen

im StraBenraum

Angesichts der Erfordernisse fiir den Klimaschutz und insbesondere zur Klimaanpassung wird seit einigen Jahren zu-
nehmend eine entsprechende (Um-)Gestaltung des StraBenraums gefordert, bekannt unter dem Oberbegriff , Blau-
Griine StraBen®. Inzwischen sind dazugehdrige MaBnahmen in vielen Konzepten enthalten bzw. erste Projekte bereits
umgesetzt. Aber was ist wo sinnvoll - unter Beachtung von Kosten, Pflege- und Unterhaltung, Aufwand und Wirkung?
Aus den Erfahrungen der Praxis sollen hier einige Anmerkungen und Hinweise gegeben werden.

Inzwischen gibt es bereits sehr viele konzeptionelle Vor-
schlage (siehe u. a. Becker 2025) sowie bereits umgesetzte
Beispiele [siehe u. a. Holz 2025; Wiener Stadtgarten 2023;
Stadt Karlsruhe 2025). Aber nicht alles ist Uberall sinnvoll
und machbar! Deshalb sollten Vorschlage und Projekte un-
ter folgenden Kriterien kritisch betrachtet werden:

B was ist unter dem Gesichtspunkt von Aufwand und Ertrag
finanzierbar?

B Was ist aus Kostengriinden nicht nur in einzelnen Pilot-
projekten, sondern flachenhaft im ganzen Quartier um-
setzbar?

M Sind die Vorschlage geeignet fiir eine einfache Umsetz-
barkeit sowie praxistauglich?

In der 2023 erschienenen ,COOLing-Fibel” der Wiener
Stadtgarten werden Praxisbeispiele symbolhaft mit vier
Stufen anhand folgender Kriterien bewertet (siehe Wiener
Stadtgarten 2023):

B Errichtungskosten

B Erhaltungsaufwand

B Wasserverbrauch

B Coolingeffekt

B Spielwert.

Damit ist zumindest eine Einschatzung mdglich, welche
Mafinahmen wo wie wirken.

Wirkungszusammenhange - was sind Effekte
fir eine wirksame Klimaanpassung?

Es ist unstrittig, dass Maflnahmen der blau-griinen In-
frastruktur die Aufenthaltsqualitat meist wesentlich ver-
bessern. Es ist auch unstrittig, dass es einen grofien
Unterschied macht, ob man einen vollig versiegelten Stra-
Benraum ohne oder mit Baumen und Pflanzen sowie unver-
siegelten Flachen hat. Aber wie grof} ist ihr Anteil an einer
wirksamen Klimaanpassung bzw. welche Ma3inahmen sind
am effektivsten? Einbauten und insbesondere grof3kronige
Baume tragen wesentlich zur Beschattung und Kiihlung
des StraBBenraums bei. Man nimmt an, dass der Tempera-
turunterschied unter Baumen im Vergleich zur offenen Um-
gebung bis zu 6 °C betragt (vgl. .Natur im Garten” 2021,
S. 2). AuBBerdem findet durch die Verdunstung der Blattfla-
chen der Pflanzen eine Kihlung statt, was zu einem kih-
leren Mikroklima fihrt. Dies ist sehr wirksam und optimal
bei stabiler Windstille, also einer austauscharmen Wetter-

lage. Ein zligiger Windfluss nivelliert allerdings diese Effek-
te, grof3iraumige Wirkungen sind dann viel entscheidender.
Es ist dann abzuschatzen, welcher Aufwand fir kleinteilige
Mafinahmen fir die verbleibenden windstillen Hitzetage
vertretbar ist. Dies ist sicher regionsspezifisch unterschied-
lich. Hier sind entsprechende Klimadaten, z. B. aus Hitze-
aktionsplanen, wichtig.

Abb. 1: Stdlicher Bahnhofsvorplatz Karlsruhe mit Rasenfugen (Fotos: Siegfried Dittrich)
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Errichtungskosten

Die Neugestaltung des Bahnhofsplatzes Siid in Karlsruhe
.Schwammdrunter” bekam 2025 eine Auszeichnung beim
Deutschen Landschaftsarchitekturpreis in der Katego-
rie Klimaschutz/Klimaanpassung (Stadt Karlsruhe 2025).
Bei der Aufwertung des sudlichen Eingangs zum Haupt-
bahnhof Karlsruhe, einem ehemaligen vollig asphaltierten
Kfz-Parkplatz, wurde ein neuer Identifikationsort mit zwei
Baumhainen und weiteren Ausstattungselementen ge-
schaffen, der teilweise von einer Tiefgarage unterbaut ist.
Hierbei wurde das .Schwammstadtprinzip” angewandt, in-
dem das Oberflachenwasser iber 3 cm breite Rasenfugen
im Plattenbelag den 25 ,Klimabdumen” zugefiihrt wird (s.
Abb. 1). Zusatzlich wird bei Bedarf den Baumen Frischwas-
ser Uber automatisierte Bewasserung zugefiihrt. Deshalb
wurde im Untergrund ein aufwendiges System aus Teilsi-
ckerrohren, Bewasserungs- und Beliftungsleitungen, Not-
Uberlauf, Messfiihler und integrierte Revisionsschachte zur
Wartung und zum Monitoring installiert. Die durch Tausalz
belasteten Verkehrswege und -flachen in der Platzflache
werden gesondert Uber die Kanalisation entwassert.

Zur Verbesserung der Aufenthaltsqualitat und Forderung
des FuB3- und Radverkehrs wurden zehn Langbanke, 75 Rad-
biigel, 13 Lichtstelen und ein Wasserspiel mit einem Fon-
tanenfeld aus 30 Diisen eingebaut. Dies alles hat natirlich
seinen Preis. Die Planungs- und Baukosten fir den Umbau
der etwa 4600 m2 grof3en Flache beliefen sich auf fast 4 Mio.
Euro. Damit ergibt sich ein Quadratmeterpreis von Uber
800 Euro pro m?, was die sonst iblichen Quadratmeterprei-
se beim Umbau im StraBenraum um ein Vielfaches lber-
trifft. Dies ist einerseits natiirlich dem Bahnhofsvorplatz als
wichtigem und besonderem Ort geschuldet, andererseits ist
es fur das Tiefbauamt Karlsruhe ein Pilotprojekt, um Er-
fahrungen mit blau-griiner Infrastruktur zu sammeln und
Erkenntnisse zu gewinnen, was in Zukunft flachenhaft im
Stadtgebiet sinnvoll umgesetzt werden kann. Ein dhnlicher
Aufwand in normalen StraBenrdaumen ist fiir das Tiefbau-
amt nicht realistisch. Beim Gartenbauamt Karlsruhe lauft
derzeit noch ein Projekt zum Monitoring der blau-griinen
Infrastruktur des Platzes.

Elemente nach dem ,Schwammstadtprinzip” lassen sich
in Neubaugebieten einfacher einbauen als in Bestands-
gebieten wegen des dort meist umfangreich vorhandenen
Leitungsbestands. So wurden bei dem Umbau der Thali-
astrafle in Wien (siehe unten)] Schwammstadtelemente
auch nur punktuell, an einigen Wasserspielen umgesetzt
(s. Abb. 2]. Eine vollstédndige Umsetzung auf der gesamten
Strecke ware viel zu kostspielig gewesen. Je nach Standort
erfordert es unterschiedliche Konzepte, sei es bei Maf3inah-
men nach dem Schwammstadtprinzip oder bei normalen
Baumscheiben. Es ist inzwischen allgemeine Erkenntnis,
dass Baumstandorte einen groBeren, entsprechend gesi-

cherten Wurzelraum brauchen. Falls Baumscheiben zum
Beispiel in Fuflgangerzonen angelegt werden, die aber
auch von Kfz oder Lkw zur Belieferung befahren werden
konnen, muss dieser Wurzelraum gegen Verdichtung ge-
schiitzt werden, was zum Beispiel durch ein aufwendiges
Gittersystem gewahrleistet werden kann. Wenn man dazu
die Errichtungskosten betrachtet, zeigt sich oft, dass die
eigentlichen Kosten fir den Baum nur 5 % ausmachen, die
Kosten fiir das Gittersystem aber zwei Drittel der Kosten!
Es ist also zu entscheiden, ob es eventuell nicht kosten-
glinstigere Mafinahmen gibt, eine Sicherung der Baum-
scheibe zu erreichen.

Abb. 2: Schwammstadtelement mit Wasserspiel in der Thaliastra3e/Wien

Unterhaltungskosten und Pflegeaufwand

Im ehemaligen Tiefbauamt und jetzigen StrafBen- und
Grinflachenamt des Bezirks Mitte in Berlin wurde in den
spaten neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts und in
den 2000er Jahren auf Pflanztroge und ahnliche Elemen-
te weitgehend verzichtet bzw. wurden sie abgebaut, weil
sich die Grinunterhaltung des Bezirks nicht mehr in der
Lage sah, dort fiir eine auskommliche Pflege und Unter-
haltung zu sorgen. Im Straenentwurf wurde auch darauf
geachtet, nicht zu kleinteilige Grinflachen und zu schmale
Grinstreifen zu bauen, weil der Bewasserungs- und Pfle-
geaufwand zu hoch ist sowie die Gefahr von Vermillung
und Verwahrlosung besteht.

In Wien wurden in den letzten Jahren unter dem Motto
.Raus aus dem Asphalt” sowohl im Nebenstraiennetz als
auch in Hauptverkehrsstraflen, wie der Thaliastrafle, fla-
chendeckend Begriinungsmafinahmen mittels Baumpflan-
zungen und Staudenbeeten durchgefiihrt (vgl. Stadt Wien/
Stadtplanung 2026). So wurden zum Beispiel im 7. und 8.
Bezirk (Neubau und Josefsstadt) viele StraBenrdume als
.klimafitte StraBen” aufgewertet bzw. umgebaut, kombi-
niert mit Fahrradrouten, FuBgangerbereichen und Ver-
kehrsberuhigung bei Schulen (s. Abb. 3).
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Die Thaliastrafle ist eine sehr belebte Geschaftsstrafle mit
vielen Geschaften und Gastronomie, mit Stralenbahn- und
Kfz-Verkehr. Sie ist die Hauptstraflie des 16. Bezirks Otta-
kring. Trotz der Verkehrsbelastung und des hohen Nut-
zungsdrucks gelang es, durch den Umbau unter dem Motto
.Klimaboulevard” und vielen BegriinungsmaBnahmen die
Aufenthaltsqualitat sichtbar zu steigern (s. Abb. 4). Auf der
fast 3 km langen Strecke wurden seit 2021 in drei Bauab-
schnitten 240 neue Baume angepflanzt, 360 neue Sitzplat-
ze geschaffen, eine Vielzahl von Staudenbeeten angelegt
sowie 41 Nebelstelen und einige Wasserspiele installiert.
Durch die Verbreiterung der Gehwege auf 6 m bis an die
Straflenbahngleise konnte der Platz u. a. fiir diese Baume
und Beete sowie Aufenthaltsflachen gewonnen werden (sie-
he Stadt Wien/Ottakring 2026).

Abb. 4: Thaliastrafle in Wien: Bereich vor dem Familienbad Hofferplatz

Die flachenhafte Schaffung dieser vielen neuen Baume und
Staudenbeete in vielen Straflen Wiens ist unter dem Ge-
sichtspunkt der Grinunterhaltung und des Pflegeaufwands
nur machbar, indem bei allen Beeten und Baumscheiben
ein automatisiertes Bewdsserungssystem in Form von per-

forierten Tropfschlauchen eingebaut wird sowie klimaan-
gepasste Baum- und Pflanzenarten verwendet werden. Die
Wiener Stadtgarten haben eine Liste von klimaangepassten
Baumarten zusammengestellt, die sich durch Widerstands-
fahigkeit gegen Hitzestress auszeichnen, sowie trocken-
heitsvertragliche und schadlingsresistente Stauden-Gra-
ser-Mischungen erprobt. Derzeit werden acht verschiedene
Stauden-Graser-Mischungen verwendet (siehe Stadt Wien/
Wiener Stadtgarten 2026).

Um den Pflegeaufwand zu reduzieren, werden die Stau-
den Ublicherweise auf reinen Kies- und Schotterflachen
gepflanzt. Einmal im Jahr missen die Pflanzen abgemaht
werden. Auch die automatisierten bzw. kiinstlichen Bewas-
serungssysteme erfordern noch einen gewissen Unterhal-
tungsaufwand, wenn auch einen reduzierten. Oft werden
dazu Wartungsvertrage mit Firmen abgeschlossen. Dies
trifft oft auch auf die technischen Einbauten im StrafBen-
raum, wie die Nebelstelen zu, bei denen es in den Griinam-
tern und -bereichen oft keine Expertise gibt.

Was ist wo sinnvoll? Unterschiedliche
Bereiche und Standorte

Wie die oben genannten Beispiele zeigen, erfordern unter-
schiedliche Standorte unterschiedliche Losungen. Es kann
nach den folgenden Gebietscharakteristiken bzw. Straflen-
kategorien unterschieden werden:

Neubaugebiete
grundhafter StrafBenausbau

Bestandsgebiete

Neben- und Quartiersstraflen

|

|

|

B Hauptstraflien
|

M historische Altstadt- und Denkmalschutzbereiche
|

Innenstadt versus Peripherie.

Wahrend man in Neubaugebieten von Anfang an freier ent-
sprechende blau-griine MafBnahmen einplanen kann, ist
dies in Bestandsgebieten wegen vorhandener Begrenzun-
gen und des meist umfangreichen Leitungsbestands umso
schwieriger. An Hauptverkehrsstrafien ist dem Eintrag
giftiger Stoffe mehr Beachtung zu schenken als in Neben-
straflen. Auflerdem ist dort der Konkurrenzdruck durch
vielfaltige Nutzungen grofler. Wenn man Renderings von
blau-grinen Infrastrukturen betrachtet, hat man manch-
mal das Gefiihl, man ist .im Dschungel”. Gerade in denk-
malgeschuitzten Bereichen ist es eben manchmal auch an-
gebracht, auf Begriinungsmaf3inahmen zu verzichten. Die
Stadt lebt doch von unterschiedlichen Gebietscharakteren
und Stralenraumen. Das zeigt auch die Diskussion um die
Sanierung des Gendarmenmarkts in Berlin-Mitte. Obwohl
es ja sinnvoll ist, die Sicht auf das Konzerthaus, den Fran-
zbdsischen und den Deutschen Dom zu erhalten, zudem die-
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se Flache auch fiir Konzerte und Markte genutzt wird, der
Baumbestand um die freie Flache erhalten und gesichert
sowie die Platzflache selbst nach dem Schwammstadtprin-
zip umgebaut wurde, gab es einen Sturm der Entristung
Uber fehlende Baume.

In dem Regelwerk Straflenraumgestaltung fir die Frie-
drichsstadt wurden zwar auch Multifunktionsstreifen mit
Staudenpflanzungen im bestehenden Stralenraum vorge-
schlagen, jedoch gemaf der historischen Straenaufteilung:
.Neue Nutzungsanforderungen mit Blick auf Mobilitat, Auf-
enthalt und Klimaanpassung erfordern einen neuen Umgang
mit den beschrankt zur Verfligung stehenden Flachen im
offentlichen Straflenraum. Die grundsatzliche Stralenraum-
gliederung mit beidseitigem Gehweg und einer mit Hochbor-
den abgegrenzten Fahrbahn bleibt weiterhin konstituierend,
ebenso wie die Gestaltung der Nebenanlagen mit der klas-
sischen Gliederung der Gehwege in Oberstreifen, Gehbahn
und Unterstreifen” (Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung,
Bauen und Wohnen 2025, S. 22). Es wird damit Riicksicht
genommen auf historische StraBenaufteilungen und den
Grundsatz, dass der Stralenraum mit der Aufteilung nach
Fahrbahn und Gehwegen selbsterklarend sein muss.

Integrierte Betrachtung von blau-griin-grau
- nachhaltige Verkehrskonzepte

Wie aus den oben aufgefiihrten Beispielen hervorgeht,
genlgt es aus Klimaschutzgrinden nicht, nur blau-gri-
ne MafBnahmen im Stralenraum umzusetzen, sondern es
mussen gleichzeitig auch die Bedingungen fur die umwelt-
freundlichen Verkehrsmittel, insbesondere den Fuf3- und
Radverkehr, verbessert werden.! Wie in den Wiener Bei-
spielen ersichtlich, wurden die Umgestaltungen auch im-
mer mit Malnahmen des Parkraummanagements flankiert
(s. Abb. 5).

Abb. 5: Pfeilgasse in Wien mit Parkraummanagement

1 Siehe dazu auch den Beitrag von Gisela Stete in diesem Heft.
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In dem durch den ,Baumentscheid” bekannt gewordenen
Klimaanpassungsgesetz des Landes Berlins wird im § 6 (4)
festgelegt, dass die Pflanzungen und Baumscheiben mdg-
lichst im Unterstreifen der Gehwege erfolgen sollen, bei
gleichzeitiger Bericksichtigung der erforderlichen Breiten
fir den FuB- und Radverkehr (Senatsverwaltung fir Justiz
2025). Dahinter steht die Sorge, dass moglichst keine Kfz-
Stellplatze im Straflenraum entfallen sollen. Jeder, der sich
etwas mit Straenentwurf und den realen Bedingungen vor
Ort auskennt, sieht dies als vollig unrealistisch an. Viele der
in den letzten Jahren erfolgten Baumpflanzungen konnten
nur umgesetzt werden, indem Parkplatze entfielen und der
bisherige Fahrbahnbereich zur Installation von Baumschei-
ben genutzt wurde.

Fazit

Ein klimaangepasster Straflenentwurf ist nur sinnvoll in
Kombination mit Verbesserungen fiir den Fuf3- und Radver-
kehr. Damit wird nicht nur ein Beitrag fur die Klimaanpas-
sung geleistet, sondern auch fir den Klimaschutz, indem
CO,-arme Verkehrsmittel geférdert werden. Entscheidend
und wichtig fir die Klimaanpassung im Strafenraum sind
folgende Punkte:

B eine am Klimawandel orientierte Baumartenauswahl

B diesen Baumen unter der Erde den entsprechenden
Wurzelraum zu geben

B und klimaangepasste, resistente Saatgutmischungen zu
verwenden.

Welche weiteren standortangepassten Elemente der blau-
grinen Infrastruktur auch unter dem Gesichtspunkt von
Aufwand und Ertrag sinnvoll sind, missen Evaluierungen
nach mehreren Jahren erweisen.

Siegfried Dittrich

Dipl.-Ing. SRL, Sprecher des Arbeitskreises
StraBenraum in der SRL, vorher 25 Jahre
Gruppenleiter im Straen- und Grinflachenamt
des Bezirks Mitte von Berlin
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Till Jenssen

Warmewende in den Stadten - Chance
fur die Stadtentwicklung?

Der Umbau der Warmeversorgung ist eine der anspruchsvollsten Aufgaben der deutschen Energie- und Klimapolitik.
Wahrend die Stromerzeugung seit Jahren im Zentrum offentlicher Debatten steht und die erneuerbaren Energien
hier bereits mehr als die Halfte des Verbrauchs decken, hat der Warmesektor einen erheblichen Nachholbedarf.
Denn Warme macht insgesamt mehr als die Halfte des deutschen Endenergieverbrauchs aus, wird aber nur zu einem
Anteil von 18 % regenerativ bereitgestellt. Zudem liegt die Sanierungsquote mit einem Wert von unter 1 % auf einem
niedrigen Niveau. Dabei ist spatestens seit dem Energiepreisschock im Zuge des Ukrainekriegs uniibersehbar, dass
die Umsetzung der Warmewende nicht nur klimapolitisch notwendig, sondern auch energie- und sicherheitspolitisch
dringlich ist. Fiir die stockende Entwicklung gibt es freilich Griinde: Die Warmewende ist kapitalintensiv, ortsspezi-
fisch und akzeptanzsensitiv gleichzeitig. Zudem miissen fiir passende Losungen immer verschiedene Akteure zu-

sammengebracht werden.

Warmewende - Konigdisziplin der
Energiewende

Trotzdem hat sich in den letzten Jahren etwas getan. Mit
dem Warmeplanungsgesetz von 2023 haben sich viele Stad-
te aufgemacht um einen gesamtstadtischen Weg fir eine
klimaneutrale, resiliente und sichere Warmeversorgung zu
erarbeiten. Grof3stadte mit mehr als 100.000 Einwohnern
missen ihre Warmeplanung bis Mitte 2026 vorlegen, klei-
nere Stadte und Gemeinden haben bis 2028 Zeit. Bei der pa-
rallel stattfindenden Umsetzung zeigen sich deutliche Un-
terschiede zwischen Neubau und Bestand (vgl. Abb. 1]. Im
Neubau hat die Warmepumpe als dezentrale Versorgungs-
technologie ihren Anteil in der letzten Dekade von 31 %
auf 69 % im Jahr 2025 mehr als verdoppelt (Destatis). Im
Bestand dominieren weiterhin die Energietrager Erdgas
und Erdol.

Anteil [%)]
)
=)

Bestand Neubau

M Gas MHeizél MFernwarme ®Warmepumpe ™ Strom MHolz M Sonstige
Abb. 1: Beheizstruktur in Bestand und Neubau 2024 (Datenquelle: BDEW)

Deutschland steht insofern vor einem langen Weg, bis der
Umbau hin zu einer klimaneutralen Energieinfrastruktur

abgeschlossen ist: Millionen Warmepumpen missen in-
stalliert werden und bendtigen ein gleichermafien stabiles
wie intelligentes Stromnetz. Die bestehenden Warmenetze
miissen erweitert und dekarbonisiert, neue Warmenet-
ze errichtet werden. Die Gasnetze missen transformiert,
stillgelegt oder gar zuriickgebaut werden. Die Investitionen
hierfur liegen in Milliardenhohe. Eine Prognos-Studie von
2024 beziffert allein die Hohe der notwendigen Investitionen
fir den Aus- und Umbau der Fernwarme bis 2030 auf rund
43,5 Milliarden Euro (vgl. Prognos 2024). Klar ist allerdings:
Sowohl der Umbau der Warmeversorgung als auch sein
Ausbleiben, werden grof3e finanzielle Auswirkungen mit
sich bringen. Vor diesem Hintergrund stellt sich vor allem
die Frage, wie eine klimaneutrale Warmeversorgung lang-
fristig finanziert und wirtschaftlich ausgestaltet werden
kann. Der Rat fir Nachhaltige Entwicklung bringt dies in
seinen Empfehlungen auf den Punkt: ,Die zentrale Heraus-
forderung der Warmewende ist dabei nicht das grundsatz-
liche Vorhandensein angepasster technologischer Losun-
gen. [...] Die zentralen Fragen der Warmewende betreffen
vielmehr die Finanzierung der modernisierten, dekarboni-
sierten Warmeversorgung (Investitionen) und die Héhe der
zukiinftigen Betriebskosten, die von allen Nutzer*innen [...]
zu tragen sind” (RNE 2026, S. 1).

Planvolle Vorbereitung der Warmewende

Die Warmeplanung ist als strategisches Instrument konzi-
piert und ruft selbst keine eigenen Verpflichtungen hervor.
Wo entstehen neue Warmebedarfe? Wo sind die geeigneten
Orte fir neue Erzeugungsanlagen und Netze? Wie kdnnen
die Blirgerinnen und Birger in die Transformation einbezo-
gen werden? Die kommunale Warmeplanung bedarf einer
engen, interdisziplindren Zusammenarbeit zwischen Ener-
gie-, Verkehrs-, Freiraum- und Stadtentwicklungsplanung
und kann dadurch ein Bindeglied zwischen der energeti-
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schen Transformation des Gebaudebestands und der stad-
tebaulichen Zukunft werden.

Wesentliches Resultat der Warmeplanung ist die Einteilung
des Plangebiets in voraussichtliche Warmeversorgungs-
gebiete fir Warmenetze, Wasserstoffversorgung oder eine
dezentrale Versorgung. Gerade bei dieser Frage war die
Emotionalitat nach der Verabschiedung des als Heizungs-
gesetzes bekannt gewordenen Gebdudeenergiegesetzes
lange sehr hoch. Die Biirgerinnen und Biirger, die Gebau-
deeigentimer, das Gewerbe, die Industrie sowie die Unter-
nehmen und das Handwerk - alle wollen wissen, wo eine
leitungsgebundene Warmeversorgung zum Einsatz kommt
und wo von individuellen Losungen ausgegangen werden
muss. Die Stadte haben vor diesem Hintergrund viel kom-
munikative Aufbauarbeit betrieben.

Mittlerweile haben bereits 11 % aller Kommunen die War-
meplanungen abgeschlossen, und weitere 42 % befinden
sich im Aufstellungsprozess. Von den groflen Grof3stadten
Uiber 100.000 Einwohner haben bei der Warmeplanung be-
reits 48 % die Ziellinie erreicht (Kompetenzzentrum War-
mewende).

grofle Kommunen (> 100.000 EW) mittelgrofie Kommunen {10.000 bis 100.000 EW) Keine Kommunen (< 10.000 EW)

Wabgeschlossen M imProzess & Stand unbekannt

Abb. 2: Stand der kommunalen Warmeplanung (Datenquelle: Kompetenz-
zentrum Warmewende)

Eine umfassende Auswertung bereits fertiggestellter War-
meplane zeigt insgesamt, dass in den Planen hohe Sanie-
rungsraten angesetzt und grofle Fernwarmeanteile vorge-
sehen werden (vgl. BBSR 2025). Beide Parameter erfahren
in den ausgewerteten Warmeplanen eine Vervielfachung
gegeniber dem Status quo. So wird im Durchschnitt der
untersuchten Warmeplane eine Sanierungsrate von 2 %
angenommen, und fur die Fernwarme sehen die Warme-
plane einen durchschnittlichen Versorgungsanteil von 37 %
vor (ggl. einem Anteil von 9 % des Warmeverbrauchs in den
untersuchten Kommunen). Die Entwicklung der Warmenetze
orientiert sich dabei in der Regel an den bestehenden War-
medichten, den Mdglichkeiten zur Abwarmenutzung und/
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oder den institutionellen Ankerkunden. Die meisten Warme-
plane setzen fur die Dekarbonisierung der Fernwarme auf
einen standortabhangigen Technologiemix mit unterschied-
lichen Schwerpunkten (insbesondere Geothermie, Flusswar-
mepumpen, Abwirme von Rechenzentren und Wasserstoff].
In zahlreichen kommunalen Warmepldanen werden auch
dezentrale bzw. kleine Warmepumpen als ein wesentliches
Instrument zur Dekarbonisierung der Warmeversorgung be-
ricksichtigt. So zeigt eine regionale Auswertung der Warme-
plane in Baden-Wirttemberg etwa eine durchschnittliche
Deckung des Warmebedarfs von 35 % durch dezentrale bzw.
kleine Warmepumpen (vgl. ifeu 2025).

Erst die Baustelle, dann die Durchgriinung?

Der Umbau der Warmeinfrastruktur in dem in den Warmepla-
nen skizzierten Umfang wird zu flachendeckenden Baustellen
in den Stadten fihren. Baustellen werden dabei angesichts von
Larm, Verkehrseinschrankungen und moglichen Umsatzein-
bufBen fastimmer als Belastung wahrgenommen. Doch fir die
Stadtentwicklung eroffnen sie ein seltenes Zeitfenster: Denn
wenn die Straflen ohnehin gedffnet werden, kann das nicht
auch fiir eine Neuaufteilung und Neugestaltung des Straf3en-
raums oder fir eine klimaresiliente Durchgriinung und Ent-
siegelung des offentlichen Raums genutzt werden?

Rostock beispielsweise geht in der Fritz-Reuter-Strafle
einen solchen Weg. In drei Bauabschnitten soll die Fern-
warme auf einem rund 400 Meter langen Abschnitt ausge-
baut werden. Die unterirdische Transformation wird dabei
ausgedehnt auf die ohnehin notwendige Modernisierung
der Trink- und Abwasserleitungen und soll oberirdisch mit
einer Umgestaltung des Stadtraums einhergehen. So wer-
den Gehwege verbreitert, hitzeresistente Baume gepflanzt
und neue Grinstreifen angelegt, um mehr Platz fiir Be-
gegnung zu schaffen. Begleitet wurde das Projekt bereits
ab 2021 durch Beteiligungsformate und Gesprache mit An-
wohnenden Uber die Nutzung des Stadtraums (Hanse- und
Universitatsstadt Rostock).

Die Kopplung des Warmenetzausbaus mit der Freiraumpla-
nung vergrofert die Komplexitat der Planungen zunachst
fraglos. Fur die Skalierung auf ganze Quartiere gilt es, War-
meplanung, Quartierskonzepte und Transformationsplane
einerseits sowie Stadtentwicklung, Freiraumkonzepte und
Fordermittel anderseits aufeinander abzustimmen. Dies
bietet die Chance auf Mehrfachnutzungen und Synergien,
auch mit Blick auf die Klimaanpassung. Regulatorisch zeich-
net sich diese Entwicklung bereits ab: In der europaischen
Energieeffizienzrichtlinie ist vorgesehen, dass in Stadten mit
mehr als 45.000 Einwohnern ein Kalteplan aufgestellt wer-
den muss. Sinnvollerweise sollten sie in die Fortschreibung
der Warmeplanungen integriert werden. Wichtig wird zudem
sein, dass der Schwerpunkt nicht nur auf den Erzeugungs-
technologien liegt, sondern ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt
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wird, bei dem stadtebauliche Rahmenbedingungen und die
klimaresiliente Freiraum- und Griinstrukturen systematisch
miteinander verknupft werden.

Abb. 3: Baustelle fiir die Fernwarme (Foto: Till Jenssen)

Vom Plan zur Wende

Die Warmewende kann mehr als ein energiepolitisches
Projekt sein: Sie kann Impulsgeber fir lebenswerte, resi-
lientere und nachhaltigere Stadte werden, wenn sie nicht
nur als sektorales Energieprojekt, sondern als integraler
Bestandteil der Stadtentwicklungspolitik verstanden und
umgesetzt wird. Das Aufstellen der Plane ist aber nur der
erste Schritt. Die Plane auch umzusetzen, wird die eigent-
liche Herausforderung werden, vor allem in finanzieller
Hinsicht und mit Blick auf die bauliche Realisierung. Fiir
diesen Umbau bendtigen Stadtwerke und Versorger einen
verniinftigen regulatorischen Rahmen und Investitionssi-
cherheit. Denn wer Investitionen tatigen will, braucht Klar-
heit. In diesem Grundsatz unterscheiden sich Biirgerinnen
und Biirger (beim Heizungstausch), Energieversorger (beim
Fernwarmeausbau) und Kommunen (bei der Sanierung 6f-
fentlicher Geb&ude) nicht voneinander.

Nach den kirzlich vorgelegten Eckpunkten zur Weiterent-
wicklung des Gebdudeenergiegesetzes zum Gebaudemo-
dernisierungsgesetz sollen ausgetauschte Ol- und Gas-
heizungen kinftig mit einer steigenden Beimischung von
.Grindl” und ..Griingas” betrieben werden (vgl. CDU/CSU/
SPD 2026). Neben der sich vertiefenden Klimaschutzliicke
besteht damit aber insbesondere die Gefahr, dass die er-
weiterte Wahlfreiheit der Eigentliimer zu einem langeren
Weiterbetrieb der Gasnetze fiihrt und dadurch den Ausbau
der Fernwarme ausbremst. Fehlt eine ordnungsrechtliche
Absicherung, wird eine auskdmmlich und sozial gestaffel-
te Forderkulisse jedenfalls umso wichtiger. Mit der Um-
setzung der Gasbinnenmarktrichtlinie missen auflerdem
klare Rahmenbedingungen fiur die Stilllegung und Trans-
formation der Gasnetze geschaffen werden. Auch der Re-
gulierungsrahmen fir die Fernwarme bedarf einer neuen
Ausrichtung und Flankierung, um verlassliche Refinanzie-
rungsmoglichkeiten fir den Hochlauf zu schaffen, ohne

Uberlastungen hervorzurufen. Andernfalls drohen fossile
Kostenfallen und Parallelinfrastrukturen. Entscheidend fir
die Warmewende in den Stadten wird es deshalb sein, trag-
fahige Antworten auf die Fragen zu geben, wie Pfadabhan-
gigkeiten vermieden, Synergien geschaffen und Lasten der
Warmewende fair verteilt werden konnen.

Abb. 4: Die Stadt im Werden (Foto: Till Jenssen)

Dr. Till Jenssen

Hauptreferent fiir Klimaschutz und Energie-
politik; Dezernat Klima, Umwelt, Wirtschaft,
Brand- und Katastrophenschutz; Deutscher
Stadtetag, Koln
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Vielfalt wachst, wo Menschen mitmachen

Dominik Jentzsch

Vielfalt wachst, wo Menschen

mitmachen

»Sichtbar Griin“ in der Thermometersiedlung: naturnahe Freirdume, gemeinsames Lernen und

neue Verantwortung im Wohnumfeld

Was braucht es, damit okologische Aufwertung im Wohnumfeld gelingt und wertgeschatzt wird? Der Beitrag stellt das
Projekt ,.Sichtbar Griin“ in der Berliner Thermometersiedlung vor - ein Praxisbeispiel fiir sozial-okologische Quar-
tiersentwicklung. Durch naturnahe Griinflachen, Umweltbildung und gezielte Kooperation im Kiez wurden erste sicht-
bare MaBnahmen, wie eine Blumenwiese mit heimischen Wildpflanzen und ein Trittsteinbiotop, umgesetzt. Der Text
zeigt, wie kleinteilige Eingriffe, verbindliche Pflegearrangements und gute Zusammenarbeit zwischen Akteuren die
Grundlage fiir langfristige Wirkung und Ubertragbarkeit schaffen konnen. Das Projekt wird aus éffentlichen Mitteln des
Programms ,,Sozialer Zusammenhalt” iiber das Quartiersmanagement Thermometersiedlung geférdert.

Leitfragen des Beitrags

B Wie lassen sich klimaangepasste FreiraummafBnahmen
so gestalten, dass sie sozial anschlussfahig und alltags-
nah wirken - gerade in Grof3siedlungen?

B Welche Rolle spielen sichtbare, kleinteilige Interventio-
nen, wie Blumenwiesen oder Trittsteinbiotope, fir Ak-
zeptanz, Umweltbildung und gemeinsames Lernen im
Quartier?

B Was braucht es, damit naturnahe Flachen im Wohn-
umfeld dauerhaft gepflegt, verstanden und mitgetragen
werden?

Klimaanpassung im Quartier: Warum
Grofisiedlungen ein Schliisselraum sind
Stadte stehen unter doppeltem Druck: Klimafolgen, wie Hitze

und Trockenheit, nehmen zu - gleichzeitig verscharfen sich
soziale Ungleichheiten. In der Praxis zeigt sich: Wer wenig

Abb. 1: Staudentdpfe mit Projektlogo beim Kiezfest (© Dominik Jentzsch)
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Wohnflache, keine Riickzugsorte und geringere Ressourcen
hat, ist starker von Hitzebelastung und mangelnder Aufent-
haltsqualitat betroffen. Klimaanpassung ist damit nicht nur
eine technische, sondern auch eine soziale Aufgabe. Grof3-
siedlungen der 1960er- bis 1970er-Jahre sind in dieser De-
batte besonders im Fokus. Sie verfiigen haufig ber grofzu-
gige Freiraume zwischen den Gebauden, die klimadkologisch
wirksam (Verdunstung, Verschattung, Entsiegelungs- und
Bodenpotenziale) und zugleich sozial relevant (Begegnung,
Bewegung, Teilhabe) sein kdnnen. Gleichzeitig sind diese
Flachen oftmals ..unprogrammiert”, pflegeintensiv oder wer-
den von Bewohnenden nicht als gestaltete, wertvolle Orte
wahrgenommen - mit Folgen fir Nutzung, Sauberkeit und
Identifikation. Hier setzt ,Sichtbar Griin“ an: Nicht das grofe
Umbauprojekt steht im Vordergrund, sondern ein schrittwei-
ses, sichtbares Transformieren des Wohnumfelds, kombi-
niert mit Umweltbildung und Beteiligung.

-

-
-
-
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Thermometersiedlung: Freiraumpotenziale,
soziale Lage und Akteurslandschaft

Die Thermometersiedlung (Berlin-Steglitz, Ortsteil Lich-
terfelde) ist eine bekannte Hochhaussiedlung mit weit-
laufigen Griinziigen und wohnungsnahen Freiflachen. Das
Quartier ist seit 2021 QM-Gebiet im Programm Sozialer
Zusammenhalt; zentrale Entwicklungsthemen sind u. a.
Aufenthaltsqualitat, Aktivierung, Vernetzung und ein re-
silienter offentlicher Raum. Fur Projekte, wie ,Sichtbar
Grin”, ist die lokale Akteurslandschaft entscheidend:
Quartiersmanagement, soziale Trager, Bildungseinrich-
tungen, Kirchengemeinden, engagierte Nachbarschaft
sowie die Wohnungswirtschaft als Flacheneigentiimerin
bzw. -verwalterin. Dieses Akteursgefiige ist Chance und
Herausforderung zugleich: Es ermdglicht Skalierung und
Verstetigung, verlangt aber klare Abstimmungen zu Zu-
standigkeiten, Pflege und Kommunikation. ., Das Projekt ist
ein typisches und dariber hinaus wegweisendes Projekt,
das wir im Rahmen des Programms Sozialer Zusammen-
halt fordern: Es setzt an dem Miteinander der Menschen
vor Ort an und kombiniert dieses Engagement mit fach-
licher Expertise und Unterstiitzung. Dieser Kerngedanke
wohnt dem gesamten Programm Sozialer Zusammenhalt
inne und setzt damit auf Nachhaltigkeit und die Starkung
der Wohnkieze” (Christine Piwek — Quartiersmanagement
Thermometersiedlung).

Projektlogik: ,.Sichtbar Griin“ als sozial-oko-
logisches Reallabor

.Sichtbar Grin“ startete Anfang 2025 und verfolgt das
Ziel, mehr Naturverstandnis in die Thermometersiedlung
zu bringen, naturnahe Griinflachen zu schaffen und damit
Biodiversitat und Miteinander zu starken. Gleichzeitig sol-
len Bewohnende fiir den Wert der Natur selbst sensibili-
siert und zum Mitmachen eingeladen werden (u. a. durch
Anlage von Blumenwiesen, Blumenzwiebelpflanzungen,
Bau von Nisthilfen und Futterhausern, Clean-up-Aktio-
nen).

Das Projekt verfolgt eine Dreifachstrategie:

M okologische Interventionen im Bestand (sichtbar, klein-
teilig, aber wirksam)

B Lern- und Beteiligungsformate (vom Schulprojekt bis zur
Nachbarschaftsaktion)

B Verstetigung iber Kooperationen (soziale Trdger und
Begegnungseinrichtungen,  Glaubensgemeinschaften,
Bildungseinrichtungen, Wohnungswirtschaft und Ver-
waltung).

Die Leitidee des Projekts lautet: ,Vielfalt wachst, wo Men-
schen mitmachen.”

Das erste Projektjahr: von der Abstimmung
zur sichtbaren Umsetzung

Im ersten Projektjahr lag der Schwerpunkt zunachst auf
der Aufbauarbeit: Abstimmungen mit dem Quartiersma-
nagement und anderen Akteuren im Kiez, Identifikation
geeigneter Flachen, Klarung von Zustandigkeiten, Planung
und Koordination von Aktionen. Diese Phase ist oft unsicht-
bar, aber sie entscheidet dariiber, ob Malnahmen spater
als ,.Fremdprojekt” wirken oder als Teil der Quartiersent-
wicklung wahrgenommen werden. Parallel dazu ging das
Projekt frih in die sichtbare Umsetzung, um Akzeptanz zu
erzeugen, Lernprozesse anzustof3en und die Debatte Uber
Natur im Wohnumfeld zu ,erden”. Genau diese Mischung
aus frihen sichtbaren Ergebnissen und prozessorientierter
Aktivierung entspricht dem, was viele Kommunen und Woh-
nungsunternehmen suchen: schnell wahrnehmbare Veran-
derungen, ohne die langfristige Perspektive zu verlieren.

Wiese statt Einheitsgriin - gemeinsames
Pflanzen fur mehr Artenvielfalt im Kiez

Ein erstes wichtiges Element ist die Anlage einer naturnahen
Blumenwiese im Wohnumfeld. Im September 2025 wurde in
der Celsiusstrafle eine etwa 150 m? grofle Flache ausgesat
und mit 120 heimischen Initialstauden erganzt. Eine Blumen-
wiese braucht einen mageren, ungediingten Boden. Darum
wurde die Flache zunachst von ihrer Grasnarbe befreit - diese
wichtige Vorarbeit Gibernahm der Kooperationspartner OTA
gGmbH mit tatkraftiger Unterstiitzung junger Auszubildender
aus dem Garten- und Landschaftsbau. Die eigentliche Anlage
folgte Ende September im Rahmen der Klimawoche des Be-
zirks Steglitz-Zehlendorf als Gemeinschaftsaktion. Gemein-
sam mit engagierten Kindern und Erwachsenen, begleitet von
Quartiersmanagement, Wohnungsunternehmen (Vonovia) und
dem Projektteam, wurde gepflanzt, gesat und gewalzt.

Abb. 2: Pflanzaktion zur Anlage der Blumenwiese (© Sebastian Runge)
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Zum Einsatz kam eine zertifizierte Regiosaatgutmischung
aus dem Herkunftsgebiet UG 4 (ostdeutsches Tiefland), die
fur den Berliner Raum geeignet ist. Die Mischung kom-
biniert heimische Wildpflanzen und begleitende Graser
- darunter Margeriten (Leucanthemum spec.), Wiesenflo-
ckenblumen (Centaurea jaceal, Labkrauter (Galium spec.]
oder Hornklee (Lotus corniculatus). Sie sorgt fir eine lange
Bliihdauer, bietet vielfaltige Mikrohabitate fur Insekten und
ist ein okologisch hochwertiger, standortgerechter Beitrag
zur Stadtnatur. Eine Infotafel vor Ort erklart den Mehrwert
artenreicher Blihwiesen und gibt Hinweise auf die zukiinf-
tige Pflege.

Ein Trittstein fiir die Artenvielfalt in der
Thermometersiedlung

In den Monaten November und Dezember 2025 wurde mit
dem Bau eines naturnahen Trittsteinbiotops die zweite dauer-
hafte MaBnahme im Projekt ..Sichtbar Griin“ umgesetzt. Auf
rund 30 m2 entstand ein strukturreicher Lebensraum, erganzt
durch weitere 200 m2 Blumenwiese, realisiert auf den Flachen
der HOWOGE. Die Umsetzung erfolgte erneut als Praxisbau-
stelle durch Auszubildende der OTA gGmbH, die gemeinsam
mit ihrer Ausbilderin auch bei widrigen Wetterbedingungen
mit groBem Engagement arbeiteten. Wertvoll unterstitzt
wurden die Arbeiten durch den Verein Bus Stop e. V., der den
jungen Azubis in der Nahe einen Ort zum Aufwarmen, fir eine
Kaffeepause oder das Aufsuchen der Ortlichkeiten bot. Sol-
che praktischen Schnittstellen zeigen exemplarisch, wie im
Projekt gezielt Kooperationsstrukturen im Quartier gestarkt
werden - jenseits der eigentlichen Mal3nahme.

Abb. 3: Auszubildende der OTA gGmbH bei der Vorbereitung der Blumen-
wiese (© Dominik Jentzsch)

Zur Fertigstellung half die Klasse 4a der Mercator-Grund-
schule bei einer Pflanzaktion tatkraftig mit - ein gelunge-
nes Beispiel fur praktische Umweltbildung und lokale Ver-
netzung. Zwei Infotafeln vor Ort erlautern die Gestaltung,
Pflege und Bedeutung naturnaher Flachen und helfen, den
oft ungewohnten Anblick zu erklaren. Denn Trittsteinbioto-
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pe sind mehr als Blihinseln: Sie bestehen aus heimischen
Wildpflanzen, Totholz, Natursteinen und Strukturelemen-
ten, wie Tranken oder Findlingen. Diese Mikrohabitate bie-
ten Nahrung, Unterschlupf und Brutplatze fir zahlreiche
Arten und sind im urbanen Raum oft Mangelware. Tritt-
steinbiotope sind bewusst kleinfldchig (typisch 20-40 m2]
und eignen sich deshalb auch fiir beengte Wohnlagen. lhr
groBter Mehrwert liegt in der Biotopvernetzung im Quar-
tiermafstab. Sie helfen, die Habitatfragmentierung zu ver-
ringern, genetischen Austausch zu ermoglichen und das
Stadtgriin funktional zu vernetzen.

Die MafBnahme zeigt exemplarisch, dass solche Flachen
skalierbar, fachlich planbar und pflegekonzeptionell durch-
dacht sind und sich hervorragend als Lern- und Kommuni-
kationsorte im Wohnumfeld eignen. Gleichzeitig macht das
Teilprojekt deutlich: Veranderungen im Wohnumfeld brau-
chen Dialog. Einige Mieterinnen und Mieter reagierten mit
Skepsis - ein ungewohnter Anblick fordert zumeist Erkla-
rungen. Die geplante Einweihung im Frihjahr 2026 bietet
Gelegenheit zum Austausch und zur Wertschatzung dieses
kleinen, aber wirksamen Beitrags zur urbanen Biodiversitat.

Abb. 4: Pflanzaktion mit Grundschulklasse am Tag der Fertigstellung (©
Dominik Jentzsch)

Abb. 5: Infotafel als Orientierungshilfe - erlautert Aufbau, Pflege und Nut-
zen der naturnahen Gestaltung (© Dominik Jentzsch)
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Abb. 6: Fertiggestelltes Trittsteinbiotop im Dezember 2025 (© Dominik
Jentzsch)

Mehr als Flache: Formate fiir Beteiligung,
Bildung und Sichtbarkeit

Die beiden Flachenmafinahmen markieren zentrale Mei-
lensteine, doch ,Sichtbar Griin” erschépft sich nicht im
Bau einzelner Biotope. Vielmehr geht es darum, eine neue
Haltung zum Thema Stadtnatur im Quartier zu verankern
- durch kontinuierliche Beteiligung, kreative Umweltbil-
dung und gezielte Offentlichkeitsarbeit. Das Projektteam
Ubernimmt bis zum Ende der Projektlaufzeit im Mai 2027
die Pflege der angelegten Flachen, instruiert begleitend die
Pflegefirmen mit einfachen Pflegeplanen und wirbt paral-
lel Patinnen und Paten aus der Nachbarschaft an, mit dem
Ziel, Pflege als gemeinsame Verantwortung im Quartier zu
etablieren.

Im ersten Projektjahr wurde eine Vielzahl an Formaten
erprobt: Clean-up-Aktionen mit Anwohnerinnen und An-
wohnern, Gartenwerkstatten mit Kindern, kreative Umwelt-
bildungsangebote an Schulen und Kitas sowie Mitmach-
angebote bei Quartiersfesten. Auch durch die wiederholte
Verteilung von Saatgut und Wildpflanzen, etwa bei Pflanz-
aktionen, Nachbarschaftsfesten oder auf dem Wintermarkt,
wurde der Gedanke naturnaher Gestaltung im Quartier
weitergetragen. Besonders positiv wurde die Ausgabe von
Frithjahrsbliihern (Geophyten) aufgenommen. Pflanzak-
tionen an Kitas und Begegnungsorten sorgten dafiir, dass
moglichst viele Menschen im Quartier die Erfahrung ma-
chen konnten, selbst zum grinen Wandel beizutragen - un-
abhangig von Alter oder Vorwissen.

Auch das Thema Umweltkommunikation wurde gezielt mit-
gedacht: Ein Projektlogo, Infoflyer, ein Naturgartenquiz und
begleitende Materialien zur Pflanzenpflege oder Millver-
meidung machten das Projekt im Alltag sichtbar und zu-
ganglich. Nicht zuletzt trugen die Ehrenamtlichen des Pro-
jektteams wesentlich dazu bei, das Projekt organisatorisch
und gestalterisch mit Leben zu fillen.

Vier Lektionen fiir gute Zusammenarbeit

Das Projekt ,.Sichtbar Griin” ist auch deshalb spannend, weil
es eine typische kommunale Realitdt abbildet: Offentlicher
Raum, halboffentliche Flachen und Wohnumfeldbereiche
sind zustandigkeits- und eigentumsrechtlich fragmentiert.
Erfolgreich ist nicht der Akteur mit der besten Idee, sondern
das Projekt mit der besten Kooperationsarchitektur.

Aus dem bisherigen Verlauf lassen sich vier zentrale Gover-
nancelektionen ableiten, die fir ahnliche Projekte im urba-
nen Raum entscheidend sind:

M Frihe Rollenklarung: Wer entscheidet, wer pflegt, wer
kommuniziert? Klare Aufgabenverteilung schafft Ver-
trauen und verhindert Missverstandnisse im weiteren
Verlauf.

M Verbindliche Pflegeabsprachen: Ein gemeinsames Ver-
standnis zu Pflegezielen, Intervallen und Zustandigkei-
ten sollte vor der Pflanzung stehen, nicht danach. Das
schafft Planungssicherheit fur alle Beteiligten.

M Sichtbare Kommunikationspunkte im Raum: Infotafeln
und einfache Erklartexte direkt vor Ort helfen, neue Ge-
staltungen verstandlich zu machen. Gerade in naturna-
hen Anlagen ist visuelle Orientierung entscheidend fiir
Akzeptanz.

B Anlasse zur Wiederbegegnung: Pflegeaktionen, Einwei-
hungen oder saisonale Termine bringen Menschen im-
mer wieder zusammen. So entsteht ein regelmafliger
Kontakt zur Flache - und zur Idee dahinter.

Wohnungsunternehmen profitieren dabei doppelt. Sie in-
vestieren in Aufenthaltsqualitat und ein positives Quartiers-
image. Gleichzeitig lassen sich langfristig Konflikte und
Pflegekosten senken, wenn neue Freiraumkonzepte ver-
standen und akzeptiert werden. Beteiligung ist hier kein Zu-
satz, sondern eine zentrale Voraussetzung fir nachhaltige
Wirkung im Wohnumfeld und immer Teil des Prozesses.

Abb. 7: Standbetreuung und Austausch beim Sommerfest (© Dominik
Jentzsch)
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Quartiersveranderung braucht Nahe,
Verbindlichkeit und Geduld

.Sichtbar Griin“ zeigt exemplarisch, wie sozial-okologische
Transformation in Grofisiedlungen gelingen kann - nicht
Uber grof3e Leuchtturmprojekte, sondern iber kleinteilige,
sichtbare Schritte mit hoher Anschlussfahigkeit. Entschei-
dend ist dabei nicht nur die Gestaltung der Flache, sondern
die Gestaltung der Beziehungen zwischen Projekttragern,

. . . L. https://www.stiftung-mensch-umwelt.de/unsere-projekte/sichtbar-gruen.
Bewohnenden, Eigentimern und Bildungseinrichtungen.
Fir die kommenden Projektphasen bleibt die Herausforde- https://www.qgm-thermometersiedlung.de/projekte/projektfonds/projekt-
rung, begonnene Prozesse zu verstetigen - etwa durch Pa-  sichtbar-gruen-naturnahe-gaerten-fuer-alle

tenschaftsmodelle mit Engagierten aus der Nachbarschaft, https://www.quartiersmanagement-berlin.de/quartiere/thermometersiedlung.
html

Dominik Jentzsch

Koordination, Umweltbildung, Offentlich-
keitsarbeit; Stiftung fir Mensch und Umwelt,
Berlin

Weiterfiihrende Links:

Pflegevereinbarungen mit den Flachenverantwortlichen
oder wiederkehrende Mitmachformate fiir alle. Die bishe-
rigen Erfahrungen machen Mut. Wenn Gestaltung, Kom-
munikation und Verantwortung zusammengedacht werden,
entsteht mehr als ein schoner Ort, es entsteht ein tragfahi-
ger Rahmen fir mehr Umweltbewusstsein im Wohnumfeld.

Das Projekt ,Sichtbar Griin” versucht, eine praktische Ant-
wort auf eine Kernfrage der klimaangepassten Stadt zu fin-
den: Wie entstehen klimaresiliente und artenreiche Orte in
soziookonomisch komplexen Raumen? Ein Teil der Losung
liegt darin, 6kologische Qualitat nicht nur zu planen und zu
bauen, sondern sie gemeinsam im Quartier zu verankern.

STADTEBAU-, BAUORDNUNGSRECHT,
RAUMORDNUNG

BauGB 2025 -
Wohnungsbau beschleunigen
und rechtssicher handeln

Neue Regelungen im Baugesetzbuch eroffnen zusatzliche
Spielraume fiir den Wohnungsbau - stellen Kommunen
zugleich aber vor erhohte Anforderungen an eine rechts-
sichere Anwendung. Der E-Learning-Kurs vermittelt kompakt
und praxisnah, wie die aktuellen Anderungen eingeordnet
und im Planungs- und Genehmigungsalltag genutzt werden
konnen. Sie lernen, neue Instrumente gezielt einzusetzen und
Planungsprozesse aktiv mitzugestalten.

Mit integriertem Kl-Lernassistenten vertiefen Sie |hr Wissen
interaktiv und flexibel - jederzeit abrufbar.

BauGB 2025: Wohnungsbau-Turbo

Infos & Buchung Jederzeit | E-Learning-Kurs | EL027
1 unter vhw.de/va/el027 Preis: 200 € | 200 €
E. oder QR-Code scannen
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Klimaanpassung und gesetzliche Vorgaben

Elisa Kochskamper, Eckhard Lange

Klimaanpassung im Spannungsfeld der
gesetzlichen Vorgaben

Herausforderungen der kommunalen Umsetzung

Stadte und Gemeinden sind bereits heute empfindlich verletzbar gegeniiber Klimawandelfolgen, wie extreme Tempe-
raturen, Diirren oder Starkregen. So forderte etwa die Flutkatastrophe im Jahr 2021 im Ahrtal 189 Todesopfer und ver-
ursachte allein in Nordrhein-Westfalen Schiden an kommunaler Infrastruktur in Hohe von 4,5 Mrd. Euro (Holscher et al.
2025). Kommunen stehen im Zentrum der Planung und Umsetzung von MaBnahmen fiir die Klimaanpassung. Gleichzei-
tig hat sich der gesetzliche Rahmen gedndert: Das Klimaanpassungsgesetz, die EU-Verordnung zur Wiederherstellung
der Natur von 2024 sowie die aktuellen und geplanten Gesetzesnovellen im Baugesetzbuch und im Wasserrecht treiben
die kommunale Klimaanpassung voran. Diese Entwicklungen bieten Chancen fiir verbesserte Planung und Umsetzung,
stellen Kommunen aber auch vor finanzielle und organisatorische Herausforderungen.

Stand der Umsetzung von K[imaanpassung in Die Hirden, in der Klimaanpassung aktiv zu werden, sind fir
deutschen Kommunen kleinere und mittlere Kommunen vergleichsweise hoher. Als

. ) o . Hindernisse stechen personelle und finanzielle Kapazitaten
Nicht nur Starkregen, auch Hitze urch die sich verscharfende

Klimavariabilitat konnen verheerende Auswirkungen auf die
menschliche Gesundheit, das alltagliche Leben und die Fi-
nanzlage in Kommunen haben. Viele Kommunen haben den
Ernst der Lage erkannt und sind bereits in der Klimaanpas-
sung aktiv. Bei der konzeptionellen Umsetzung der kommu-
nalen Klimaanpassung sind vor allem Grofstadte vorn: 60 % entsprechend personelle und finanzielle Ressourcen selbst
der kreisfreien Stadte (in der Regel iiber 100.000 Einwohner) ~ aufbringen. Kommunale Klimaanpassung fordert erhebliche
hatten bis 2023 Klimaanpassungskonzepte erstellt (Fried- Investitionen. Eher konservative Schatzungen des Bundes ge-
rich et al. 2024a; s. Abb. 1). Alle 14 deutschen Grof3stadte mit  henvon rund 38 Mrd. Euro bis 2030 fir Klimaanpassungsmal3-
Uber 500.000 Einwohnern

hatten bereits Ende 2018

ein  Konzept verdffentlicht

(Otto et al. 2021). Stadte und 79%
Gemeinden mit mehr als

20.000 Einwohnern folgen 68%

recht weit dahinter mit 18

% und Landkreise mit 11 %,

die Anpassungskonzepte an-

gefertigt haben. GroBstadte

sind durch ihre Bebauungs-

dichte, versiegelten Stadt-

landschaften und die Kon-

zentration von Menschen, 26%
Infrastrukturen und Gitern 1%
anfalliger fir extreme Wet-
terereignisse. Dennoch ist 11%

der Abstand enorm, denn

zum Beispiel Starkregen, I

wie im Ahrtal, kann unab- 3
hangig von Kommunengrofle
verheerende Folgen haben.

hervor, an denen es ihnen oftmals mangelt (Friedrich et al.,
2024; Holscher et al. 2025). Klimaanpassung ist keine kom-
munale Pflichtaufgabe, und Kommunen erhalten demnach
keinen finanziellen Ausgleich durch die Lander nach dem
Konnexitatsprinzip (.Wer bestellt, bezahlt”). Sie missen dem-

B Gemeindeverband ™ kreisangehdrig, weniger als 20.000 EW & kreisangehérige, 20.000 EW und mehr W kreisfreie Stadt M Landkreis

60%

43%
%

48%
29% 30%
239% 2°%

38% 37
35%
26% I

Anpassungskonzept wird Klimaanpassungskonzept  Klimaanpassung in anderen Einzelne MaRnahmen bereits
erstellt oder vorbereitet bereits ausgearbeitet Fachstrategien bearbeitet umgesetzt

15%

Abb. 1: Umsetzungsstand Klimaanpassung in deutschen Kommunen, differenziert nach Kommunentyp (aus Friedrich
et al. 2024a, S. 33).
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namen aus, von denen 75 % auf Kommunen entfallen wiirden
(Holscher et al., 2025). Zusétzlich mangelt es kleinen und mitt-
leren Kommunen oft an verfligbaren oder ausreichend auf-
bereiteten Daten und Expertise, zu denen wiederum grof3ere
Stadte meist einen besseren Zugang haben. Auflerdem stehen
Grofistadte ofter im wissensfordernden Austausch mit Bund,
Landern und anderen, auch internationalen, Stadten (durch
z. B. Stadtepartnerschaften und Stadtenetzwerke).

Bei einem Blick ber die Konzeptebene hinaus zeigt sich,
dass die Umsetzung, selbst in Grofistadten, vor allem einzel-
ne Maf3nahmen statt umfassende MalBhahmenpakete betrifft
(s. Abb. 1). Forschung sowie Kommunen selbst identifizie-
ren - unabhangig von der Grof3e - neben Personal- und Fi-
nanzierungsfragen Hirden, wie ein geringes Problem- und
Dringlichkeitsbewusstsein, sowie fehlende Unterstiitzung in
Politik und Verwaltung oder eine ressortsfokussierte Verwal-
tungsstruktur fir die ressortiibergreifende Aufgabe (Fried-
rich et al. 2024a, 2024b). Aufseiten der Gesellschaft sind Kli-
mathemen seit 2019, der Hochphase der Klimaproteste und
der ausgerufenen Klimanotstande in Stadten, vermehrt aus
dem Fokus gerickt. Klimaanpassung ist zudem nicht frei von
Konflikten und Konkurrenzverhaltnissen, die sich auf gesell-
schaftliche und politische Akzeptanz auswirken konnen. Zum
Beispiel bedeuten neue Griin- und Freiflachen potenziell
Flachennutzungskonflikte durch weggenommene Parkplat-
ze oder ,.griine Gentrifizierung” mittels aufgewerteter Immo-
bilien. Grunflachenerhalt oder Fassadenbegriinung konnen
an stadtebaulichen Prinzipien, wie dem Nachverdichtungs-
prinzip oder dem Denkmalschutz, ritteln.

Rein rechtlich und planerisch war die unzureichende Inte-
gration der Klimaanpassung in Planungsinstrumente und
Genehmigungsverfahren ein Hindernis fiir die Umsetzung.
Ein klarer, gesetzlicher Rahmen fehlte, wobei das 2024 in
Kraft getretene Klimaanpassungsgesetz (KAnG), die EU-Ver-
ordnung zur Wiederherstellung der Natur (WHV) von 2024
sowie Novellierungen im Baugesetzbuch (BauGB) versu-
chen, diese Liicke zu schlieen. Zusatzlich kdnnen die ge-
planten Novellen im Hochwasserschutz und dadurch im
Wasserhaushaltsgesetz (HWG I, WHG) die kommunale Kli-
maanpassung mafigeblich stiitzen. Schliefilich haben einzel-
ne Landergesetze, wie das Berliner Klimaanpassungsgesetz
von Ende 2025, das Potenzial, Vorbildcharakter fir die Klima-
anpassung in anderen Grof3stadten zu entwickeln.

Der neue gesetzliche Rahmen: Aufwertung
der kommunalen Klimaanpassung

Klimaanpassungsgesetz ([KAnG) von 2024 / KAnG Berlin
von 2025

Mehrere Bundeslander hatten bereits vor dem KAnG Klima-
anpassungsgesetze verabschiedet; als Erstes Nordrhein-
Westfalen 2021. Am 1. Juli 2024 trat das bundesweit geltende

Klimaanpassungsgesetz in Kraft. Die Lander und Kommunen
werden mit dem Gesetz in die Pflicht genommen, fir syste-
matische und flachendeckende Klimaanpassungsstrategien
und entsprechende Konzepte zu sorgen. Die landerbezoge-
nen Klimaanpassungsstrategien sollen bis zum 31. Januar
2027 erstellt und alle fiinf Jahre fortgeschrieben werden. Fir
die Aufstellung der Klimaanpassungskonzepte der Gemein-
den und Landkreise werden keine zeitlichen Fristen gesetzt.
Die Klimaanpassungskonzepte sollen einen Ma3nahmenka-
talog enthalten, mit dem Vorsorge insbesondere in extremen
Hitzelagen, bei extremer Diirre und bei Starkregen getroffen
werden kann, sowie solche Mafinahmen, die die Eigenvorsor-
ge der Biirgerinnen und Biirger erhdhen. Zudem sollen Maf3-
nahmen aufgezeigt werden, wie Liicken bezuglich der Klima-
anpassung in der bisherigen Planung geschlossen werden
kénnen. Bereits bestehende Hitze-, Starkregen- und Hoch-
wasserkonzepte sollen in die Anpassungskonzepte integriert
werden. Der Bund fordert die Erstellung der Mafinahmen-
konzepte finanziell, jedoch aktuell nicht deren Umsetzung.

Ein besonders weitgehendes Beispiel fir ein Klimaanpas-
sungskonzept hat Berlin Ende 2025 mit dem umstrittenen wie
wegweisenden Klimaanpassungsgesetz beschlossen, das die
urbane Gruninfrastruktur bis 2040 grundlegend transformie-
ren soll. Der Straflenbaumbestand von derzeit etwa 440.000
Baumen soll sich auf eine Million Exemplare nahezu verdop-
peln. Innerhalb der nachsten 15 Jahre sind rund 560.000 zu-
satzliche Baume zu pflanzen, erganzt durch 1000 Miniparks
und 100 grofere Grinflachen. Im Durchschnitt alle 15 Meter
soll ein gesunder Straflenbaum mit einer hinreichend grofien
Baumscheibe stehen. Ab 2028 erhalten Birger bei Nichtein-
haltung dieser Vorgaben ein Selbstpflanzungsrecht. Die Maf3-
nahmen sollen sich auf sogenannte ,Hitzeviertel” mit hoher
thermischer Belastung konzentrieren, in denen fast eine Mil-
lion Menschen leben. Jeder Bewohner soll innerhalb von 500
Metern Zugang zu mindestens einem Hektar klimawirksamer
Griinflache erhalten. Diese missen zu 80 % entsiegelt sein,
2 % Wasserflachen enthalten und eine Larmbelastung unter
53 Dezibel aufweisen. Zusatzlich sind sogenannte Kihlinseln
im 150-Meter-Radius vorgesehen - mindestens 30 m2 grofle,
zu 80 % entsiegelte Flachen mit schattenspendendem Griin-
volumen und Sitzgelegenheiten.

Die geschatzten Kosten von 3,2 Milliarden Euro tber 15 Jahre
sollen teilweise aus dem Anteil Berlins an dem Sonderver-
mogen des Bundes finanziert werden. Das ist allerdings nur
die Halfte von dem, was zunachst versprochen wurde, und
mit 1,0 Milliarde Euro auch zu wenig. Es steht deshalb zu
beflirchten, dass das Berliner Klimaanpassungsgesetz ein
Papiertiger bleibt und mangels ausreichender finanzieller
und personeller Ausstattung nicht umgesetzt wird. Angekin-
digt hat der Berliner Senat Ende Februar 2026 immerhin, ein
Landesamt fir Klimaanpassung mit 480 neuen Mitarbeiten-
den zu grinden.
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EU-Verordnung zur Wiederherstellung der Natur (WHV)

Die WHYV ist nach einem jahrelangen Abstimmungsprozess
am 18. August 2024 in Kraft getreten. Sie soll fir die Wieder-
herstellung geschadigter Okosystemeinallen Mitgliedstaaten
sorgen, Bestauberpopulationen starken, Treibhausgasemis-
sionen einsparen, fir mehr Ernahrungssicherheit beitragen
und vor den schlimmsten Konsequenzen von Extremwetter-
ereignissen schiitzen. Durch die Wiederherstellung von Oko-
systemen wird auch ein Beitrag zur Erreichung der Klima-
schutz- und Klimaanpassungsziele der Europaischen Union
geleistet (Nr. 1 der Praambel der WVO). Die Mitgliedstaaten
- und damit auch Deutschland - missen entsprechend der
WHYV bis 2030 mindestens fiir 20 % der Okosysteme wirk-
same Wiederherstellungsmafinahmen schaffen. Zudem er-
greifen sie bis 2030 fur 30 % bestimmter Lebensraume, die
sich nicht in einem guten Zustand befinden, bis 2030 Wieder-
herstellungsmafBinahmen. Bis 2040 sollen es 60 % sein, bis
2050 sogar 90 %. Wiederherstellungsmaf3inahmen sollen in
der gesamten Landschaft (also Stadt und Land) durchgefihrt
werden. Fir spezielle Okosysteme, wie denen der Land- und
Forstwirtschaft oder im urbanen Raum, sind zudem beson-
dere Zielsetzungen vorgesehen.

In Artikel 8 der WHV wird in Bezug auf die Wiederherstellung
stadtischer 6kosysteme ausgeflhrt, dass bis 2030 kein Net-
toverlust an der nationalen Gesamtflache stadtischer Griin-
flachen und stadtischer Baumiberschirmung gegeniber
2024 auftreten darf (ausgenommen sind bestimmte, bereits
gut ausgestatte stadtische Rdume). Ab 2031 ist eine steigende
Tendenz nachzuweisen. In Artikel 13 wird festgelegt, dass die
Mitgliedstaaten bis 2030 mindestens drei Milliarden zusatz-
liche Baume auf Unionsebene pflanzen missen. Instrument
zur Durchsetzung der WHV sind nationale Wiederherstel-
lungsplane, die innerhalb von 24 Monaten nach Inkrafttreten
- also bis August 2026 - von Bund und Landern (als Entwurf)
aufzustellen sind. Der Zeitplan ist sehr anspruchsvoll und
von der zustandigen Verwaltung in Deutschland bei der der-
zeitigen personellen Ausstattung kaum zu bewaltigen.

Novellen im Wasserrecht (WHG, HWG Ill) und des
Baugesetzbuchs (BauGB)

Als Reaktion auf die Flutkatastrophe im Ahrtal sollten Vor-
sorge und Schutz bei Hochwasser und Starkregen gesetz-
lich gestarkt und rechtlich besser verankert werden. 2024
lag der Gesetzesentwurf fir eine Novelle des Hochwasser-
schutzgesetzes (HWG 1) vor, wurde aber, bedingt durch den
Regierungswechsel, nicht mehr verabschiedet. Aktuell be-
findet sich die Gesetzesnovelle wieder in den Verhandlungen.
Starkregenrisikovorsorge war bisher nicht Teil des gesetzlich
geregelten Hochwasserschutzes, was sich durch die Novel-
le im HWG Il und damit auch dem Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) &ndern sollte. Kommunen missten dann verpflich-
tend Starkregenvorsorgekonzepte, inklusive Starkregenrisi-
kokarten, erstellen. Zudem zielten die Novellen darauf, die

Hochwasservorsorge besser mit dem Bau- und Planungs-
recht zu verzahnen. Starkregenrisikokonzepte sollten in
den Flachennutzungs- und Bebauungsplanen Berlicksich-
tigung finden. Das Verbot der Ausweisung von Baugebieten
oder der Umplanung von bestehenden Baugebieten in fest-
gesetzten Uberschwemmungsgebieten wiirde gestarkt. Die
Deutsche Vereinigung fir Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall (DWA) kritisierte in dem Entwurf, dass es bisher keine
bundesweit einheitliche Methodik fiir das Starkregenrisiko-
management (Konzepte, Karten) und die Ausweisung von
Starkregenrisikogebieten gibt (DWA 2024). Einen weiteren
Kritikpunkt sah die DWA in der vermeintlichen Verhandel-
barkeit der Flachen, zum Beispiel dadurch, dass Hochwas-
serschutz kein Abwagungsvorrang in Planfeststellungs- und
Genehmigungsverfahren zukommt. Letztlich kommt es stark
auf die jeweilige Kommune an, welchen Belangen Vorrang
zugeschrieben wird.

Dieser Ansatz spiegelt sich auch in der ersten BauGB-No-
velle von 2025 wieder. Zum einen wertet die Novelle die
kommunale Klimaanpassung weiter auf. Artikel 1 (5) nennt
Klimaanpassung, insbesondere in der Stadtentwicklung, nun
explizit als Orientierungsrahmen fiir die Bauleitplanung. Ar-
tikel 9 erganzt Festsetzungsflachen in der Bauleitplanung
um Flichen fiir Klimaanpassung, z. B. um die bei Uber-
schwemmungen essenziellen Retentions- und Versicke-
rungsfldchen. Demgegeniber schafft der ..Bauturbo™ (Art.
246¢) befristete Sonderregelungen fiir den Wohnungsbau im
unbebauten Innenbereich und im AuBenbereich. Diese zeit-
lich begrenzte Experimentierklausel (bis 2030) ermdglicht
ein beschleunigtes Verfahren fir Baugenehmigungen, wenn
die Kommune ihre Zustimmung erteilt. Die Beachtung von
Umweltstandards gilt weiterhin, eine formelle Umweltpri-
fung entfallt aber in der Regel. Umweltverbande befilirchten
einen maglichen Verlust von Freiflachen ohne entsprechen-
de Kompensation. Wie und in welchem Ausmal die Experi-
mentierklausel genutzt wird, muss sich noch herausstellen;
aktuelle Begleitforschungsprojekte, wie von vhw und Difu,
laufen dazu.

Der gesetzliche Rahmen als treibende Kraft
oder Uberforderung fiir die kommunale
Klimaanpassung?

Der neue gesetzliche Rahmen durch das KAnG und die WHV
kann zu einem starken Treiber der kommunalen Klimaan-
passung werden. Er starkt ihre Rolle erheblich und bringt sie
in eine verbindlichere und integrative Architektur. Klimaan-
passung ist nun, zumindest in der Erstellung von Klimaan-
passungskonzepten, verpflichtend. Die WHV bringt konkrete
Zielsetzungen flr urbane Griinflachen. Durch die Novellen
im Bau- und Wasserrecht wird kommunale Klimaanpassung
zusatzlich bekraftigt. Kommunen sind dadurch zukinftig
starker befahigt und gefragt, Klimaanpassung konzeptionell
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und planerisch umzusetzen. Der neue Rahmen bringt aber
gleichzeitig organisatorische und finanzielle Unsicherheiten
fir Kommunen mit sich. Organisatorisch befindet sich aktu-
ell noch einiges in Verhandlung: Ob alle, inklusive kleinerer
Kommunen, Anpassungskonzepte erstellen miissen, legen
die Lander noch fest. Die aktuellen Abstimmungen zum na-
tionalen Wiederherstellungsplan laufen, werden von Bund
und Landern aber weitestgehend ohne die kommunale Ebe-
ne gefuhrt. Die Novellen im Wasserrecht werden ebenfalls
noch verhandelt.

Die Finanzierungsfrage ist weiterhin nicht geklart. Bisher
war kommunale Klimaanpassung stark abhangig von For-
dermitteln durch EU, Bund und Lander. Noch bleibt dieser Fi-
nanzierungsmodus bestehen, der Bund fordert zum Beispiel
Uber den Klima- und Transformationsfonds oder Forder-
programme des BMUKN. Auch verschiedene Lander stellen
Forderprogramme bereit. Dennoch ist fraglich, wie dadurch
die enormen, prognostizierten Kosten gestemmt werden
konnen. Bewerbungen um die Gelder bendtigen personelle
und zeitliche Ressourcen, die oft in kleineren Kommunen rar
sind. Die Debatte zu verlasslichen und langfristigen Finanzie-
rungsinstrumenten wird schon seit einigen Jahren gefiihrt.
Verschiedene Akteure fordern mittlerweile die Anderung des
Grundgesetzes hin zur Einfihrung einer Gemeinschaftsauf-
gabe, durch die der Bund gegenfinanzieren kdnnte (siehe
Kihl/Scheller 2025). Gemeinschaftsaufgaben sehen eine ge-
teilte Finanzierung zu je unterschiedlichen Anteilen staatli-
cher Aufgaben zwischen Bund, Landern und Kommunen vor.

Insgesamt wird so die Handlungsfahigkeit der Kommunen
stark herausgefordert. Sie missen Gelder selbst einwerben
(oftmals mit eigener Gegenfinanzierung) oder aufbringen.
Demnach ist es jeder einzelnen Kommune Uberlassen, ob
Ressourcen fur Klimaanpassung statt anderen gesellschafts-
politisch relevanten Themen auf kommunaler Ebene aufge-
wendet werden. Beispiele wie Berlin veranschaulichen, dass
Stadte proaktiv vorangehen (vor allem auf Druck einer aktiven
Zivilgesellschaft, wie durch den Berliner ,Baumentscheid”,
der Grundlage fir das Gesetz war). Es bleibt abzuwarten, ob
sich ein Vorbildcharakter fir andere (GroB3-)Stadte entwickeln
wird. Die gesetzliche Aufwertung der Klimaanpassung ist in
diesem Beispiel und auf Bundesebene ein Erfolg. Fir eine fla-
chendeckende kommunale Umsetzung braucht es nun eine
verbesserte Finanzierungsarchitektur. Vor allem braucht es,
trotz anderer, aktueller Krisen, ein kontinuierliches Problem-
und Dringlichkeitsbewusstsein fiir die Thematik in Politik und
Verwaltung auf allen politischen Ebenen.

Als Fazit bleibt festzuhalten: Gesetzliche Vorgaben aus unter-
schiedlichen Richtungen zur Klimaanpassung sind vorhan-
den, sie ergdnzen und unterstiitzen sich gegenseitig. Uber
die konzeptionellen Ansatze und die zu ergreifenden Maf3-
nahmen zur Klimaanpassung besteht weitgehende Uberein-
stimmung.
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Susanne Schon, Sebastian Strehlau, Lena Horlemann

Klimagerechtes Wohnen: eine grofie
Baustelle und vielgestaltige Aufgabe

Reden wir mal nicht iiber das Bauen, sondern iiber das Wohnen. Nicht jeder ist Hausbauer, aber eine Wohnung haben
die meisten. Auch wenn nicht alle der mehr als 40 Millionen Haushalte in Deutschland fiir ein klimagerechtes Wohnen
aktiv werden konnen oder sollten, so gibt es doch ein paar vielversprechende Mafinahmen, fiir die viele Leute motiviert
und mobilisiert werden miissten. Das vom Bundesministerium fiir Forschung geforderte Projekt ,.Soziale Innovationen
in Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung (SInBa)“ probiert gemeinsam mit den Stadten Mannheim und Wuppertal aus, in-
wiefern soziale Innovationen - verstanden als anderes Handeln, anderes Denken oder anderes Organisieren - ein kli-
magerechtes Wohnen voranbringen konnen. Dazu gibt es bereits zahlreiche Pionierprojekte. Aber wie kann man diese
aus einer kleinen zumindest in eine groBere Nische entwickeln?

Wohnflachen reduzieren, bedarfsgerechter
wohnen, regenerative Warme

Fur diese groflen Themen nimmt SInBa den maglichen Bei-
trag sozialer Innovationen zu einem klimagerechteren Woh-
nen in den Blick:

B mit Gemeinschaftswohnprojekten die Pro-Kopf-Wohn-
flachen reduzieren, dabei leer stehende Bestandsimmo-
bilien nutzen und die darin gespeicherte graue Energie
erhalten und bestenfalls die Nachbarschaft beleben

B mit einem aktiven Wohnraummanagement den vorhan-
denen Wohnraum bedarfsgerechter (um-)verteilen und
besser ausnutzen

B mit kooperativen Nahwarmeldsungen das Gebaudeener-
giegesetz! in nicht mit Fernwarme versorgten und kaum
warmepumpengeeigneten Gebieten umsetzen.

Dass hier Potenziale fiir ein klimagerechtes Wohnen lie-
gen, ist ebenso unbestritten wie der Umstand, dass fir eine
breite Mobilisierung dieser Potenziale tiefgreifende Refor-
men notwendig sind: von anderen Finanzierungs- und Be-
steuerungsmodellen Uber eine proaktivere Regulierung der
Wohnraumversorgung und des -marktes bis zu offentlichen,
gewerblichen oder zivilgesellschaftlichen Beratungs- und
Koordinierungsangeboten. Was aber, wenn man darauf nicht
warten will? Welche Maoglichkeiten haben stadtische Akteu-
re, solchen Entwicklungen auch unter aktuellen Rahmenbe-
dingungen mehr Schub zu verleihen? Das probiert SInBa in
Wuppertal und Mannheim aus.

1 Welche Auswirkungen die aktuelle Novellierung des Geb&dudeenergiege-
setzes mit stark reduzierten Anteilen erneuerbarer Energien an der Warme-
versorgung auf die weitere Entwicklung kooperativer Nahwéarmelésungen
hat, bleibt abzuwarten.

Pioniere sind wichtig, konnen die Entwick-
lung aber auch hemmen

Egal, in welchem Bereich: Pioniere starten Innovationspro-
zesse, sie sind fir den Beginn von etwas Neuem unverzicht-
bar. Mit ihrer sehr hohen intrinsischen Motivation gelingt
es ihnen, ihre okologischen, 6konomischen oder sozialen
Bediirfnisse in neue Losungen zu lbersetzen und diese
so sichtbar zu machen und auf die o6ffentliche Agenda zu
setzen. Die Aufmerksamkeit, die aktuell den noch wenigen
Warmegenossenschaften zufliefit, die Wohnraumtausch-
borsen, die gerade in verschiedenen Stadten aufgelegt wer-
den, die wachsende Zahl an Gemeinschaftswohnprojekten,
die Uberregional sichtbar werden und weiteres Interesse
generieren - hinter all diesen sozialen Innovationen stecken
Pioniere, fur deren spezifische Anliegen und Bediirfnisse es
noch kaum oder keine passenden Losungen gibt.

Dabei verlangt die Pionierphase ihren Protagonistinnen und
Protagonisten einiges ab: Sie brauchen viel Zeit, Energie
und Durchhaltevermdgen, um gegen die meist widrigen
Verhaltnisse in Form von unpassenden Regeln und nicht
eingelibten Ablaufen anzugehen. Sind die neuen Wege halb-
wegs gebahnt und das Neue sichtbar, machen sich die ers-
ten Nachahmer auf den Weg. Die Innovation geht aus der
Pionierphase in eine Aufbruchphase tber, die sich vor allem
dann dynamisch entwickeln kann, wenn es eine wie auch
immer geartete finanzielle Forderung oder Unterstiitzung
fur die neuen Losungen gibt. Falls nicht, kann sich die Pio-
nierphase sehr lange hinziehen, die Innovation versandet.

Eigentlich interessant wird es aber am nachsten Phasen-
Ubergang (vgl. Abb. 1): Vom Aufbruch zum ersten Boom,
wenn die soziale Innovation die kleinen Nischen verlasst und
eine Breitenwirkung entfacht. Diese Entwicklung wird von
vielen Transformationswissenschaftlerinnen und -wissen-
schaftlern angemahnt und von der Klimabewegung herbei-
gesehnt. Aber sie ist nicht einfach, und sie hat es in sich. In
vielen Fallen erfordert sie namlich eine starke Modifizierung



Stadtentwicklung

Klimagerechtes Wohnen als grofle Baustelle

der sozialen Innovation und bringt eine Verwasserung der ur-
sprunglichen sozial-6kologischen Charakteristika und auch
der damit verbundenen (Klima-]Wirkungen mit sich. Dage-
gen wehren sich die Pioniere zuweilen - verstandlicherweise.
SInBa spielt fir die in Mannheim und Wuppertal erprobten
sozialen Innovationen mdogliche Entwicklungspfade aus der
Nische in eine gewisse Breite durch, um zu verstehen, wel-
che Chancen und welche Risiken damit einhergehen.

Pionier: Belachelte Einzeltater, wenig Geld, viel Freiraum

Aufbruch: Hohere Aufmerksamkeit, etwas Geld, mehr Tater
Erster Boom: Man kann Geld verdienen, viel mehr Tater
Einbruch: Zu viele - Konflikte, Bankrotte, Regulierungen
Zweiter Boom: Klare Verhéltnisse, etablierte Uberlebende, die Kasse klingelt
Stagnation: Das Spiel ist (vorerst) ausgereizt
Diversifizierung: Wir suchen uns ein anderes Spielfeld

Re-Regulierung: Wir verédndern die Rahmenbedingungen

Abb. 1: Typische Phasen in Innovationsprozessen und ihre Entwicklungs-
richtung (Quelle: Schon, S./Eismann, C./Wendt-Schwarzburg, H./ Kuhn, D.,
2020: Transdisziplindres Innovationsmanagement. Bielefeld)

Gemeinschaftswohnprojekte in
Bestandsimmobilien: den Aufwand senken!

In Wuppertal begleitet die Stadt ein Gemeinschaftswohnpro-
jekt bei der Entwicklung einer leer stehenden stadtischen
Bestandsimmobilie, klart dabei die verwaltungsinternen Ab-
laufe und macht die Projektanliegen mit dem Verwaltungs-
handeln kompatibel. Damit schafft die Stadt in ihrem Hand-
lungsfeld wichtige Voraussetzungen fir eine Verbreitung
der sozialen Innovation ,Gemeinschaftswohnprojekte in Be-
standsimmobilien”: Mit einem an interessierte Projekte klar
vermittelbaren Verwaltungsablauf stellt sie relevantes Wis-
sen zur Verfligung, das bei den Projekten ublicherweise nicht
vorhanden ist und grofle Fragezeichen aufwirft. Sie reduziert
den Aufwand beim Erwerb stadtischer Bestandsimmobilien
sowohl verwaltungsintern als auch in der Interaktion zwi-
schen Projekt und Verwaltung enorm.

Fir die Verbreitung von Gemeinschaftswohnprojekten ist die
Senkung solcher sogenannten Transaktionskosten ein ent-
scheidender Faktor, denn im Moment sind sie viel zu aufwendig,
um Uber eine kleine Nische hinaus als Wohnform attraktiv zu
werden. Dies gilt nicht nur fur die Projektgruppen selbst, son-
dern auch fir die Eigentimer und Dienstleister, die sie ubli-
cherweise brauchen: Auch die Immobilienbesitzer, Banken und
Architekten brauchen deutlich mehr Zeit und Geduld fir die
Zusammenarbeit mit Gemeinschaftswohnprojekten. Nennens-
werte Erleichterungen bei der Realisierung solcher Projekte
konnen erstens durch eine erleichterte Gruppenbildung und
Objektfindung erreicht werden, sozusagen mit einem profes-
sionellen ,Gemeinschaftswohnen-Tinder”, und zweitens Uber
professionelle Dienstleister, die den gesamten Realisierungs-
prozess effizient managen. Investorenmodelle, die Gemein-
schaftswohnprojekte schlisselfertig anbieten, sind das Premi-
ummodell, um den Aufwand fiir alle Beteiligten zu senken.
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Die Nachteile, die man sich mit einer solchen Entwicklung
aus der Nische in die Breite einkauft, liegen auf der Hand: Die
soziale Innovation wechselt ins professionell-kommerzielle
Lager, wird teurer und damit exklusiver, die sozial-okologi-
sche Motivation und die individuellen bzw. kollektiven Wohn-
bedurfnisse der Pioniere ricken zugunsten standardisierter
Angebote in den Hintergrund. Die Frage ist, ob bei einer Ver-
breitung von Gemeinschaftswohnprojekten die dann mut-
maflich weniger klimagerechte Ausgestaltung im Einzelfall
durch die Kumulierung der vielen kleineren Effekte kompen-
siert werden kann.

Aktives Wohnraummanagement:
den Wohnnutzen vergrof3ern!

Die proaktive Nachverdichtung und Umverteilung des be-
reits genutzten Wohnraums sind als wichtige Elemente eines
kommunalen Wohnraummanagements ein weiterer Versuch,
die Pro-Kopf-Wohnflache zu reduzieren und vorhandenen
Wohnraum bedirfnisgerechter zu verteilen. Das zugrunde-
liegende Dilemma ist bekannt: Altere Menschen leben haufig
in vergleichsweise preiswerten, aber zu grofien Wohnungen
oder Hausern, wahrend junge Familien oder Gemeinschaften
keinen adaquaten und bezahlbaren Wohnraum finden.

Eine steigende Zahl an Kommunen versucht, diesem Dilem-
ma mit Wohnraumtauschbérsen und/oder finanziellen Anrei-
zen fiir umzugswillige Altere beizukommen. Mal abgesehen
davon, dass der Anreiz, aus einer grof3en ginstigen in eine
kleinere teurere Wohnung umzuziehen trotz Tauschpramien
und ggfs. zeitlich befristetem Mietkostenmoratorium be-
grenzt ist, nehmen diese Ansatze einen zentralen Erfolgsfak-
tor fur eine Verbreitung dieser sozialen Innovation nicht ernst
genug: den Nutzen fiir die Bewohnerinnen und Bewohner
grofler Wohnungen. Denn klimagerechter oder mit adaqua-
ter Pro-Kopf-Wohnflache zu wohnen, ist fir sie kein Nutzen,
haufig nicht mal fur Klimabewegte.

Fur die meisten Menschen sind geringere Wohnkosten ein
primarer Nutzen, und weniger Arbeit mit einer kleineren
Wohnung, ein schoneres Umfeld, eine bessere Ausstattung,
gegebenenfalls Barrierefreiheit und eine groBere Nahe zu
Freunden ein sekundarer Nutzen, der sie den groflen Auf-
wand eines Umzugs womoglich in Kauf nehmen lieBe. Wie
kénnte es also gehen? Wie kdonnten Nachverdichtung oder
Wohnraumtausch zu ,normalen” Praktiken werden?

Fiir den Weg aus einer sehr kleinen Nische in eine gewisse
gesellschaftliche Breite sind drei Entwicklungspfade denk-
bar: Wenn erstens Wohnungsbhaugesellschaften/-genossen-
schaften innerhalb ihrer Bestande eine Art rollierenden Pool
an kleineren, bestenfalls barrierefreien Wohnungen vorhal-
ten, in die interessierte Mieterinnen und Mieter (vielleicht
sogar zur Probe) einziehen konnten, ohne dass die magli-
chen Mietsteigerungen bei Neuvermietung mitgenommen
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Abb. 2: Schliisseliibergabe nach erfolgreichem Wohnungstausch (© inter 3 GmbH)

werden. Wenn zweitens mit einem Uberschaubaren Umbau
des Eigenheims Wohnraum geteilt werden kann, damit das
Umfeld erhalten bleibt und Mieteinnahmen erzielt werden
konnen. Wenn sich drittens professionelle Dienstleister eta-
blieren, die Komplettlosungen anbieten, wahlweise fir Su-
che von und Umzug in eine kleinere Wohnung oder fiir Um-
bau und Vermietung des Eigenheims.

Beide Wege - Umzug oder Nachverdichtung - sind fir altere
Menschen, die lange in einem Haus oder einer Wohnung ge-
lebt haben, ein sehr grofler Schritt mit vielen offenen Fragen
und ungewohnten Aufgaben. Dafir dirfte eine Verbreitung
dieser sozialen Innovation weitgehend frei von unerwiinsch-
ten Nebenwirkungen sein und das Versprechen auf ein kli-
magerechteres Wohnen durchaus einldsen kannen.

Kooperative Nahwarme: Blirgerschaft und
Technikprofis als treibende Tandems!

Kooperative Nahwarmeprojekte sind kein Selbstlaufer.
Bei dieser sozialen Innovation muss nicht nur die Gemein-
schaftsbildung klappen, sondern auch eine professionelle
technisch-wirtschaftliche Priifung, Planung und Umsetzung
des Nahwarmprojekts erfolgen. Fiir beide Prozesse gibt es
noch keine Blaupausen, fiir gut synchronisierte Ablaufe erst
recht nicht. Treiber der sozialen Innovation Nahwarme sind
vor allem die Warmewende-AGs, die sich angesichts bishe-
riger GEG-Vorgaben vielerorts formiert haben, um jenseits
von Fernwarme und individuellen Losungen passfahige und
GEG-konforme Warmeldosungen zu suchen.

Diese AGs sind in der Regel nicht sehr homogen. Neben klas-
sischen Eigenheimbesitzenden in nicht von Fernwarme ver-
sorgten Siedlungen entstehen zurzeit innerstadtische Initia-

tiven, in denen sich Mieterinnen und Mieter, Vertreterinnen
und Vertreter von Eigentimergemeinschaften und Hausbe-
sitzende zusammenfinden. Dabei sto3en verschiedene In-
teressen aufeinander: eine bezahlbare und zukunftssichere
Warmeversorgung, eine klimagerechte Warmeversorgung,
eine sozialvertragliche Warmeversorgung, eine kooperati-
ve Warmeversorgung. Das sind viele legitime Anspriiche,
die von den Beteiligten durchaus unterschiedlich priorisiert
werden, zum Teil in einem Zielkonflikt zueinanderstehen und
unter Umstanden das ohnehin grofle Investitionsvolumen
erhohen konnen. Dabei ist eine wirtschaftliche Losung hier
besonders wichtig fur einen hohen Anschlussgrad, und um-
gekehrt genauso.

Ein zentraler Ansatzpunkt fir eine Verbreitung dieser sozia-
len Innovation (die bislang noch kaum in Nischen realisiert
ist] ist, dass zwei treibende Krafte mit starken Eigeninter-
essen sich parallel professionalisieren und ihre Aktivitaten
synchronisieren: Die Warmewende-AGs haben durchaus ein
grofles Eigeninteresse, sie sind allerdings bislang weder auf
der Ebene der Einzelinitiativen noch als kleine soziale Be-
wegung organisiert genug, um Treiber der Entwicklung zu
werden - und die Novellierung des GEG kdonnte sie darlber
hinaus schwachen. Die Profis aus technischer Planung, aus
Bau und gegebenenfalls Betrieb haben dieses Geschaftsfeld
noch nicht so weit entwickelt, als dass sie mit halbstandar-
disierten Losungen und einem effizienten Umgang mit einer
potenziell schwierigen Auftraggebergemeinschaft gutes
Geld verdienen konnen. Analog zu den Investorenmodellen
fir Gemeinschaftswohnprojekte wiirden Komplettlosungen
analog zur Fernwarmeversorgung die besten Entwicklungs-
maoglichkeiten aus der Nische in die Breite bieten - eine be-
gueme und zuverlassige Warmeversorgung, allerdings nicht
zwangslaufig eine preisgiinstige Losung.
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Klimagerechtes Wohnen als grofle Baustelle

Sozial-okologische Nische oder weniger
klimagerechte Entwicklung in die Breite?

Das Dilemma ist alt und in vielen Fallen auch nicht sbar.
Professionelle Treiber sind in vielen Fallen eine wichtige Be-
dingung fir die Verbreitung einer sozialen Innovation. Dann
gehen aber gewerbliche Interessen und breitentaugliche
wirtschaftliche Losungen mit standardisierten anstelle in-
dividueller Losungen einher, dann rangieren 6konomische
Losungen vor sozial-6kologischen Motivationen. Dass es ge-
legentlich auch Mittelwege gibt, zeigen soziale Innovationen,
wie Wohngemeinschaften oder Wohnungsgenossenschaften.
Eine solche Entwicklung anzusteuern, ist nicht ganz einfach.
Am ehesten kann es gelingen, wenn sich Pioniere zu einer er-
fahrenen und gut organisierten Wissens- und Unterstitzer-
community entwickeln, die mit professionellen Akteuren ef-
fiziente Ablaufe zu einem (nischigen) Geschéftsfeld verdichtet
und auf kommunaler Seite Andockpartner hat (z. B. themen-
bezogene Verwaltungslotsen), die ihrerseits Verwaltungsfahr-
plane fir eine reibungslose Zusammenarbeit bereithalten.
Diese Arbeit ist Uiber kulturelle Grenzen hinweg nicht einfach,
aber moglicherweise lohnend und dann zukunftstrachtig.

Themenschwerpunkt vhw-Pflichtfortbildungen

Dr. Susanne Schon

Geschaftsfihrung und wissenschaftliche
Leitung, inter 3 GmbH - Institut fiir Ressourcen-
management, Berlin

Dr. Sebastian Strehlau
Wissenschaftlicher Mitarbeiter, inter 3 GmbH
- Institut fir Ressourcenmanagement, Berlin

Dipl. Region.Wiss. Lena Horlemann
Wissenschaftliche Mitarbeiterin, inter 3 GmbH
- Institut fir Ressourcenmanagement, Berlin

Aktuelle Standards sicher anwenden - Fortbildung fur
Architekt/innen, Ingenieur/innen und Planende

Rechtliche Rahmenbedingungen, technische Regeln und
fachliche Standards verandern sich laufend. Wer plant, baut
oder priift, muss Entwicklungen nicht nur kennen, sondern
sicher einordnen und anwenden kdnnen. Fortbildung schafft
hier fachliche Klarheit und unterstiitzt eine verlassliche
Anwendung im Planungs- und Genehmigungsalltag.

Die vhw-Pflichtfortbildungen greifen aktuelle fachliche
und rechtliche Entwicklungen auf, ordnen sie praxisnah
ein und unterstiitzen dabei, Entscheidungen fachlich solide
und rechtssicher zu treffen. So helfen sie, Risiken zu mini-
mieren und Verantwortung souveran wahrzunehmen.

Was vhw-Pflichtfortbildungen auszeichnet:

m klare Einordnung aktueller Anforderungen
und Standards
m Austausch auf Augenhdhe mit erfahrenen Dozent/innen
® passende Formate fir unterschiedliche berufsrechtliche
Vorgaben

Viele Veranstaltungen sind als Pflichtfortbildung anerken-

nungsfahig oder werden auf Wunsch zur Anerkennung
eingereicht.
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Informationen und aktuelle
Veranstaltungen: vhw.de/
fortbildung/pflichtfortbildungen
oder QR-Code scannen
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Das Stadion als Dritter Ort?

Thomas Kuder

Das Stadion als , Dritter Ort“?

Die Uberschrift mag verwundern: ein Stadion, genauer gesagt ein FuBballstadion, als Dritter Ort? Ausgerechnet ein
FuBballstadion, das Kommerz- und Eventzentrum der Gegenwart schlechthin? Aber ja, es lohnt sich, wie zu zeigen sein
wird, diesem Gedanken in einem Essay einmal nachzugehen, den Charakter Dritter Orte zu beleuchten, mit dem Thema
FuBballstadion zu verbinden und herauszuarbeiten, ob und ggf. wie ein Stadion mit diesem Thema in Verbindung ge-
bracht werden kann. Als Fallbeispiel dient dabei, das darf nicht verwundern, der Verein, in dem der Autor des Beitrags
seit vielen Jahren Mitglied ist: der Berliner Sportclub Hertha - allerdings wohl wissend, dass sich iiber viele andere
FuBballvereine hierzulande sicherlich ganz dhnliche Erkenntnisse gewinnen lielen, Erkenntnisse, die es lohnte, auch

wissenschaftlich eingehender zu untersuchen.

Funktion als alternative Heimat

.Dritte Orte”, im Englischen ,third places”, sind soziale Rau-
me, die jOwenseits des eigenen Wohnorts und Familienlebens
(erster Ort) bzw. jenseits des Arbeitsplatzes und Arbeitslebens
(zweiter Ort) bestehen. Sie haben fiir die Menschen die Funk-
tion einer alternativen Heimat. Der Begriff wurde vom US-So-
ziologen Ray Oldenburg (1989) geprégt. Sie zeichnen sich durch
niedrige Zugangsschwellen, neutrale Atmosphare fiir die je-
weiligen Bezugsgruppen, soziale Durchlassigkeit, Geselligkeit,
Stammgaste und eine insgesamt ungezwungene, offene und
kommunikative Stimmung an einem zentralen, gut zu errei-
chenden Ort aus. Typische Beispiele sind Nachbarschaftscafés
und -treffs, Bibliotheken, Parks, offene Werkstatten oder Vereine.
Sie fordern soziale Bindungen, Integration, Austausch zwischen
unterschiedlichen Menschen und wirken Vereinsamung ent-
gegen, weshalb sie fiir lebendige Gemeinschaften wichtig sind
(Oldenburg 1989). So weit zunachst die Ausgangsbedingungen.

Und nun zum Stadion. Orientiert man sich an dem o. g. Be-
griffsverstandnis, fallt zunachst auf, dass man fir einen Sta-
dionbesuch in der Regel Eintritt bezahlen muss. In Deutsch-
land werden dabei, verglichen z. B. dem hochpreisigen
England, oft moderate Eintrittspreise aufgerufen. Gleichwohl
kostet die glinstigste Dauerkarte je nach Stadion und Verein
etwa 150,- bis 250,- Euro fir die 17 Spiele der aktuellen Sai-
son. Eine gewisse Zugangsschwelle diirfte demnach durch-
aus gegeben sein. Zudem wird man im Stadion regelmafig
mit zahlreichen Konsum- und Verkaufsangeboten sowie mit
sehr viel Werbung empfangen und durch den Aufentbeglei-
tet. Ein kommerzieller Charakter ist dem Stadionbesuch und
Stadion als Ort ebenfalls nicht abzusprechen - ein Argument,
dem, wie Kritiker des Konzepts konstatieren, bereits im ur-
springlichen Konzept von Oldenburg zu wenig an Aufmerk-
samkeit zugedacht wurde (Zurstiege 2008). Warum also das
Stadion als Dritter Ort?

Symbolischer Ort

Das Stadion ist fiir FuBballfans und -interessierte ohne
Zweifel ein symbolischer Ort, ein Ort also, der Uber einen

signifikanten, nicht materiell greifbaren Bedeutungsiber-
schuss verfligt (Kuder 2024). Es ist nicht nur eine beliebige
Schiissel aus Beton, sondern es ist der Ort, der untrennbar
mit schmerzlichen Niederlagen, groflen Siegen, Auf- und
Abstiegen, Heldengeschichten und Spielerpersonlichkeiten
verbunden ist. Da muss man nicht unbedingt an 1954, Fritz
Walter und das Wankdorfstadion zu Bern erinnern oder tiber
die bertichtigte Anfield Road in Liverpool sprechen. Noch
heute wissen eingefleischte Fans vom legendaren 7:1-Sieg
des Karlsruher SC gegen den FC Valencia im Europapokal
1993 mit den Toren von ,,Euro-Eddie” Schmitt zu berichten,
dem Wunder vom Wildpark. Und noch heute wird bei Her-
tha BSC in Stadiongesangen die legendare, vereinseigene
.Plumpe” besungen, dem Ort groB3er und bislang einziger
Meisterschaften, das - in den 1970er Jahren fir den Bau
von Wohnungen aufgegebene - Stadion am Gesundbrun-
nen, zu dem man ... ,vergnigt am Sonntag zieht".

Die vereinseigene Plumpe, mit dem beriihmten Uhren- und
Zauberberg hinter den beiden Toren, ist noch heute fir vie-
le Herthaner ein Sehnsuchtsort, eine zweite Heimat, deren
schmerzlicher Verlust nicht unwesentlich die dringende,
jahrelang vorgetragene Forderung nach einem neuen, ver-
einseigenen Stadion befordert, als einem Ort, an dem sich
fur Mitglieder und Fans die eigene ldentitat als Berliner
Sportclub Hertha, gegriindet 1892, wieder materialisieren
kann.

.Wer einmal die Plumpe gesehen hat, der kann nur fir ein
eigenes Stadion sein!” [Hertha-Fan, in einem Statement
fiir die Initiative Blauweifles Stadion)

Das spricht im Ubrigen keineswegs gegen das Olympiasta-
dion, das aber vornehmlich seine eigene Geschichte hat,
seine nationalsozialistischen Antihelden, aber auch seine
Helden der Olympischen Spiele von 1936, etwa die beiden
Freunde und zugleich Weitsprungkonkurrenten, Jesse Owens
aus den USA und Lutz Long aus Deutschland. Zudem ist
das Olympiastadion der Austragungsort von zahlreichen
Welt- und Europameisterschaftsspielen, vom WM-Finale
2006 zwischen Frankreich und Italien sowie seit 1985 der
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legendare Austragungsort des Deutschen Pokalendspiels.
Das Olympiastadion ist damit zwar ersatzweise fir Hertha
BSC das .Wohnzimmer™, zugleich aber Erinnerungsort fir
viele bundesdeutsche Vereine, die an dieser Stelle Sportge-
schichte geschrieben haben oder schreiben wollten.

Die eigene Identitatskonstruktion (s. a. FWS 1/2015), die fir
viele Menschen in Berlin und fiir aktuell etwas mehr als
60.000 Mitglieder bei Hertha BSC mit dem symbolischen Ort
.Stadion” und dem gewiinschten eigenen Stadion verkniipft
ist, bezieht sich aber nicht nur auf die FuBballspiele des
Vereins, bei denen im Falle von Hertha BSC -, dem Berliner
Sorgenkind”, wie es in einem bekannten Stadionlied schon
seit den 1960er Jahren besungen wird - immer schon Freud
und Leid eng beieinanderliegen.

Abb. 1: Das Areal der .,Plumpe” heute (Foto: Thomas Kuder)

Rund um Stadion und Verein

Und an dieser Stelle kommen wieder die Dritten Orte ins
Spiel. Dritte Orte, so das eingangs formulierte Begriffs-
verstandnis, fordern soziale Bindungen, Integration, Kom-
munikation sowie Austausch zwischen Menschen aus ganz
unterschiedlichen Schichten und wirken der Vereinsamung
entgegen. Sie sind fir lebendige Gemeinschaften von gro-
Ber Bedeutung (Oldenburg 1989). Und das gilt eben auch fiir
das Stadion, seine Besucherinnen und Besucher, vor allem
aber in besonderem Mafle fiir die organisierte Fanszene,
die Uber das Stadion als symbolischen Ort ihres Vereins
und uber ihre Vereinsliebe zusammenfinden. Wichtig ist an
dieser Stelle, zu erwahnen, dass es nicht die eigentliche
Vereinsmitgliedschaft bei Hertha BSC ist, die die Menschen
zusammenbindet, sondern das gemeinsame Interesse am
FuBiball und am Verein, das zum selbstorganisierten Enga-
gement in eigenen Fangemeinschaften und Fanclubs fuhrt,
sozusagen ,rund um Stadion und Verein”.

Uber die schwierige Seite von FuBballfans wird in den Me-
dien regelmafig berichtet: Bengalo- und Bollerziindelei im
Stadion, Rabaukentum in Ziigen, Bahnen oder auf den We-
gen zum Stadion, mitunter Belastigungen und immer mal
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wieder fragwirdige Spruchbander. In der Tat, FuB3ballfans
sind nicht unbedingt eine gesellschaftlich ., bequeme” Ge-
meinschaft ohne Konflikte und innere Widerspriche, auch
wenn sich in den vergangenen Jahren vieles zum Positiven
hin entwickelt hat. Worlber allerdings selten berichtet wird,
was es aber ebenfalls zu wiirdigen gilt, ist die Tatsache,
dass genau dieselben Fangruppen und dieselben Menschen
regelmafig ein sehr grofles soziales Engagement aufbrin-
gen, das wohl jeder Gesellschaft gut zu Gesicht steht, aber
eben von den sozial engagierten Fans und Mitgliedern (ohne
Zutun des Vereins) gegeniliber den Bedirftigen der Gesell-
schaft initiiert und umgesetzt wird.

Soziales und gesellschaftliches Engagement

Es sind Initiativen, in denen engagierte, als Fangruppen or-
ganisierte Menschen z. B. mit der Spendenaktion ,.Spendet
Becher - Rettet Leben”, einmal jéhrlich Gelder fir karitative
Zwecke sammeln und zuletzt, mit einer Zugabe des Vereins,
mehr als 100.000,- Euro fir ein Kinderhospiz der Kinderhil-
fe e. V. gespendet haben. Und es sind Initiativen wie ,1892
hilft”, in denen ehrenamtlich Engagierte mit dem Suppen-
bus seit Jahren einmal wochentlich warme Mahlzeiten ko-
chen und an Sammelstellen an Bediirftige verteilen. Es sind
Initiativen wie ,Hertha warmt”, die in jedem beginnenden
Winter an einem der Spieltage mit einem LKW direkt am
Stadion warme Kleider sammeln und den Bedirftigen zu-
kommen lassen, sowie Initiativen, die in heiBen Sommer-
monaten mit dem Bus 1892 Liter Wasser an die Beddrftigen
in der Stadt verteilen.

Zu nennen ist auch ein von normalen FuBballfans gegriin-
deter Arbeitskreis, der die Geschichte samtlicher jidischer
Vereinsmitglieder von Hertha BSC erforscht hat, die in den
1930er Jahren nach der Ubernahme und Gleichschaltung
des Vereins durch die Nationalsozialisten aus dem Verein
verbannt wurden. Dieser Faninitiative wurde vom DFB im
Jahr 2018 der Julius-Hirsch-Preis fir Projekte verliehen,
die sich gegen Diskriminierung, Rassismus und Antisemi-
tismus einsetzen. Und im kleinen Kreis wird auch heute
noch von engagierten Vereinsmitgliedern und Fans an je-
dem 9. November das Andenken des jidischen, im Kon-
zentrationslager Auschwitz ermordeten Vereinsarztes Dr.
Hermann Horwitz mit einem Gedenktreffen am Stolperstein
vor seinem damaligen Wohnhaus in Berlin-Charlottenburg
geehrt.

Dies sind nur einige der unzahligen Projekte der aktiven
Fanszene, die, ganz im Sinne von Oldenburgs Dritten Orten,
Uber ein gemeinsames Interesse am FufB3ball und am Verein
Hertha BSC im Umfeld des dazugehorigen symbolischen
Orts zusammenfinden, soziale Bindungen eingehen, sich
gemeinsam engagieren, die Integration Benachteiligter be-
fordern, den Austausch zwischen unterschiedlichen Men-
schen pflegen und einen signifikanten sozialen Beitrag fir
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Abb. 2: Ein neues Stadion fur mehr N&he zwischen Spielfeld und Rangen (Foto: Hertha BSC)

die Bedirftigen in der Gesellschaft erbringen. Der eingangs
erwahnte kommerzielle Aspekt des Stadionbesuchs tritt
angesichts dieser Betrachtung stark in den Hintergrund.
Es scheint durchaus lohnenswert zu sein, den analytischen
Fokus beim Thema Engagement verstarkt auch auf das be-
merkenswerte soziale Engagement von Fangemeinschaf-
ten zu richten. Neben Studien zur sozialen Arbeit mit Fans,
zu Jugend- und Protestbewegungen, Ausarbeitungen zu
Fankulturen und ersten empirischen Bestandsaufnahmen
im deutschsprachigen Raum bilden Untersuchungen zum
ehrenamtlichen sozialen Engagement von Fangruppen bis-
lang noch eher die Ausnahme.

Stadion als starker sozialer Ort

Ein Stadion kann heute als ein symbolisch aufgeladener
Ort mit einem erheblichen Bedeutungsiiberschuss und zu-
gleich als ein Dritter Ort gelten, bei dem ,um das Stadion
herum” meist ohne, aber auch mit ergédnzender Unterstt-
zung des Vereins regelmaBige Treffpunkte und Kontakt-
moglichkeiten angeboten und Gemeinschaften gestiftet
werden, sodass sich vielfaltiges soziales und gesellschaft-
liches Engagement entfalten kann. Vielen Fans und Freun-
den des FuBlballsports bietet das eigene Stadion zudem als
identitatstiftender, symbolischer Ort und Heimat ein inten-
sives Zugehdrigkeitsgefiihl fiir Gleichgesinnte, unabhangig
von Herkunft, Beruf und insbesondere unabhangig von so-
zialer Stellung.

Ein eigenes Stadion hat demzufolge die Kraft, ein starker so-
zialer Ort zu sein, der gesellschaftliches Engagement her-
vorzubringen vermag, in einer Zeit, in der Dritte Orte selten
geworden sind, an denen man sich nicht nur oder vornehm-
lich zu kommerziellen Zwecken treffen und aufhalten kann.

Dazu tragen im Ubrigen auch die Uberlegungen des Ver-
eins bei, in das neu zu errichtende Stadion auch soziale In-
frastruktureinrichtungen fiir das Quartier sowie offentliche
gastronomische Betriebe zu integrieren. Der starke soziale,
Dritte Ort sollte damit neben den meist genannten sport-
lichen und wirtschaftlichen Argumenten als gewichtiges
Argument dafiir anerkannt werden, das Anliegen von Ver-
ein und Fans fir den baldigen Neubau eines vereinseigenen
Stadions - auch aus sozialen Grinden und im Sinne Olden-
burgs Dritter Orte - zu unterstiitzen und zu fordern.

Dr. Thomas Kuder
Seniorwissenschaftler, vhw e. V., Berlin
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Jubildum der vhw-Bundesrichtertagung zum Stadtebaurecht

Diana Coulmas

20 Jahre, 20 Tagungen, unzahlige
Erkenntnisse und eine Torte

Jubilaum der vhw-Bundesrichtertagung zum Stadtebaurecht

Die vhw-Bundesrichtertagung zum Stadtebaurecht 2025 startete mit ins-

Jahre
vhw Bundes-
richtertagung

Dr. Sina Stamm, Dr. Achim Seidel und Dr. Andreas Koch wa-
ren die Adressaten dieses sehr herzlichen Danks fir 20 Jah-
re vhw-Bundesrichtertagung: Nach langen Jahren, in denen
es eine Art Stammbesetzung bei der Tagung gab, waren die
Protagonisten des Tages erst zum zweiten Mal hier, bzw.
Dr. Andreas Koch zum ersten Mal dabei. Ob neues Gesicht
oder zweistelliger ,Einsatz” bei den Bundesrichtertagungen,
eines eint Wirken und Prasenz der Bundesrichter: Sie alle
haben sich Uber die Jahre im Winter von Leipzig auf den Weg
ins Rheinland gemacht, um exklusiv ber neue, teilweise
noch nicht veroffentlichte Entscheidungen aus dem 4. Senat
zu berichten, diese naher zu erlautern und mit den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern zu diskutieren. Auf den Punkt
gebracht, miindete der Dank in die Conclusio: ,,Neben der
brillanten fachlichen Expertise, die Sie mitbringen, waren Sie
dabei immer offen, humorvoll und zuganglich. Das ist nicht
selbstverstandlich! Der Juristenzunft haftet ja bisweilen der
Ruf an, eher festgelegt, ein bisschen verschlossen, vielleicht
auch ein bisschen konservativ zu sein. Hier und mit lhnen
treffen wir dagegen Jahr fir Jahr auf gelebte Bereitschaft zu
offener, direkter Kommunikation und echtes Interesse an Er-
fahrungen aus der Praxis.”

Auf los ging’s los: wieder ein Tag voller
Entscheidungen ...

... zum Stadtebau-, Planungs- und Umweltrecht - vorgestellt,
erlautert und eingeordnet in den groeren Zusammenhang
von drei Mitgliedern des Stadtebaurechtsenats am Bundes-
verwaltungsgericht in Leipzig. Auf ausgewahlte Entschei-
dungen, die bei der Tagung vorgestellt wurden, soll im Fol-
genden schlaglichtartig eingegangen und ein Einblick in das
Spektrum der diskutierten Falle und Themenbereiche gege-
ben werden.

gesamt 260 vor Ort in Bergisch Gladbach und live online Teilnehmenden
am 24. November 2025 ganz im Zeichen des zu begehenden Jubilaums. Der
Veranstalter in Person der Verfasserin konnte es sich nicht nehmen lassen,
einen groBen Dank fiir 20 Jahre, 20 Tagungen, unzahlige Erkenntnisse und
regen Austausch mit den Bundesrichtern aus dem 4. Senat am Bundesver-
waltungsgericht auszusprechen.

Sanierungsrechtlicher Ausgleichsbetrag

Den Anfang machte Dr. Sina Stamm. Sie referierte eine
grundlegende Entscheidung zur Festsetzung von Aus-
gleichsbeitragen im Sanierungsgebiet, die der 4. Senat am
25.03.2025 getroffen hat (BVerwG, Urteil vom 25.03.2025 - 4
C 1.24). Das Bundesverwaltungsgericht hat sich nicht alle
Tage mit Sanierungsausgleichsbetragen zu befassen, und
so waren die diesbezliglichen Ausfiihrungen mit Spannung
zu erwarten. Der zugrunde liegende Fall spielt in einem der
grof3ten zusammenhangenden Altbaugebiete aus der Griin-
derzeit in Deutschland im bekannten Prenzlauer Berg, der
eine Wandlung vom Berliner Arbeiterbezirk zur Zeit der DDR
Uber ein Szeneviertel und Sanierungsgebiet in den 1990er
Jahren bis hin zu einem der begehrtesten und teuersten
Wohngebiete der Bundeshauptstadt durchlaufen hat.

Gegenstand des Rechtsstreits war die Heranziehung einer
Grundstiickseigentimerin zu einem sanierungsrechtlichen
Ausgleichsbetrag fir ihr 341 gm grof3es und mit einem fiinf-
geschossigen Wohnhaus bebautes Grundstiick, das zu einem
1994 formlich festgesetzten Sanierungsgebiet gehorte. Der
festgesetzte Ausgleichsbetrag betrug rund 26.000 Euro, ge-
gen den die Kldgerin sich erfolglos mit Widerspruch und Kla-
ge wehrte. Das Oberverwaltungsgericht hat die Berufung der
Klagerin zuriickgewiesen. Die Richterinnen und Richter des
4. Senats hatten sich bei der Entscheidung vor allem mit drei
Schwerpunkten zu befassen.

Erforderlichkeit der Sanierung

In Hinblick auf die Frage der Erforderlichkeit einer Sanierung
hat der 4. Senat klargestellt, dass es Sache der Gemeinde
sei, wie sie insoweit ihre Planungshoheit handhabt. Hierzu
gehore insbesondere die planerische, auch durch eine Sanie-
rungsverordnung zum Ausdruck kommende Entschliefung,
wie und in welcher Richtung sie sich stadtebaulich geordnet
fortentwickeln will. Stadtebauliche Sanierungsmafinahmen
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sind nach § 136 Abs. 2 BauGB Mafinahmen, durch die Ge-
biete zur Behebung stadtebaulicher Missstande wesentlich
verbessert oder umgestaltet werden. Das Gesetz raume der
Gemeinde hier einen weiten Beurteilungs- und Gestaltungs-
spielraum ein. Sina Stamm unterstrich dabei, die Gemeinde
misse allerdings beachten, dass Sanierungsmafnahmen
nur bei Vorliegen stadtebaulicher Missstande in Betracht
kommen und erforderlich sein missen. Das OVG habe dem-
gegenilber nicht erkannt, dass die Erforderlichkeit der Sa-
nierung Gegenstand einer Abwagung sei und dass die Frage,
ob die Sanierung durchgefiihrt wurde, nach jenem Konzept
zu beurteilen sei, das bei Aufhebung der Sanierungsverord-
nung mafgeblich war. Dementsprechend hatten die Rich-
ter der Vorinstanz bei der Prifung der Erforderlichkeit der
Sanierung einen unzutreffenden Rechtsmafistab zugrunde
gelegt und die gebotene Abwagungskontrolle verfehlt. Eine
formliche Sanierung seiim Ubrigen entgegen der Auffassung
des OVG nicht nur dann erforderlich, wenn die vorhandenen
stadtebaulichen Missstande ausschlieilich durch Sanie-
rungsmafinahmen beseitigt werden konnten. Die Gemeinde
misse aber bei der Entscheidung fur eine formliche Festle-
gung eines Sanierungsgebiets priifen, ob weniger einschnei-
dende Maf3nahmen - etwa des allgemeinen Stadtebaurechts
- zur Behebung der stadtebaulichen Missstande eindeutig
vorzugswirdig seien. Beanstandet hat der 4. Senat, dass das
OVG die Eignung moglicher AlternativmalBnahmen zur Errei-
chung der Sanierungsziele aus objektiver Expostperspektive
gepriift, und insofern anstelle der gebotenen nachvollziehen-
den Kontrolle der Abwagungsentscheidung des Beklagten
eine eigene Erforderlichkeitspriifung vorgenommen habe.

Sanierungsbedingtheit der Bodenwerterhohung

Ein weiterer Schwerpunkt des Urteils, den Sina Stamm ein-
gehend erlauterte, betrifft die Sanierungsbedingtheit der
Bodenwerterhchung. Nach § 154 BauGB hat der Eigentiimer
eines im formlich festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen
Grundstiicks zur Finanzierung der Sanierung an die Gemein-
de einen Ausgleichsbetrag in Geld zu entrichten, der der
durch die Sanierung bedingten Erhohung des Bodenwerts
seines Grundstlicks entspricht (Absatz 1 Satz 1). Dies setzt
allerdings voraus, dass der Wertzuwachs tatsachlich auf
MafBnahmen im Rahmen des Sanierungskonzepts zurtick-
zufiihren ist. Hierzu zahlen auch Bodenwertsteigerungen,
die durch die Aussicht auf die Durchfliihrung der Sanierung
eingetreten sind: Fir den Eintritt einer Bodenwertsteigerung
genigt insoweit bereits die bloe Sanierungsabsicht, weil
der Bodenmarkt die erwartete Aufwertung vorwegnimmt.
Wird die Sanierung durchgefiihrt, verbessert sich das Ge-
biet. Dabei umfasst der Begriff ,Durchfiihrung der Sanie-
rung” samtliche Ordnungs- und BaumafBnahmen innerhalb
des formlich festgelegten Sanierungsgebiets, die nach den
Zielen und Zwecken der Sanierung erforderlich sind (§ 146
Abs. 1 BauGB).

Wichtig war den Leipziger Richtern die Klarstellung: Abzu-
schopfen sei allein die kausal auf die Sanierung zurickzu-
fihrende Bodenwerterhohung, wahrend Wertsteigerungen
ohne Bezug zur Sanierung nicht berlcksichtigt werden dirf-
ten. Die vom OVG Berlin-Brandenburg in ,herkommlichen
Sanierungsgebieten” angenommene tats&dchliche Vermu-
tung fur die Sanierungsbedingtheit der im Sanierungszeit-
raum eingetretenen Bodenwertsteigerung hat der 4. Senat
als fehlerhaft angesehen. Die Sanierungsbedingtheit des Bo-
denwertzuwachses kdnne nicht allgemein vermutet werden.
Insbesondere wenn Eigentiimer selbst MaBnahmen an ihrem
Grundstiick im Sanierungsgebiet vornahmen, misse die Ge-
meinde im Einzelnen prifen, ob die sich daraus ergebende
Wertsteigerung sanierungsbedingt sei. Hierzu bedarf es je-
doch nicht einer Betrachtung der fiktiven Eigenentwicklung
ohne den Erlass der Sanierungsverordnung (Leitsatz 3). Der
Einwand, das Sanierungsgebiet hatte sich mithilfe privater
Investoren auch ohne formliche Sanierung qualitativ weiter-
entwickelt, sei deshalb ohne Belang.

Wertermittlungsspielraum

Abschlieend erlauterte Sina Stamm die Erwagungen des
Senats zur Ermittlung des Ausgleichsbetrags, bei denen es
insbesondere — im Einklang mit der bisherigen héchstrich-
terlichen Rechtsprechung - um den Wertermittlungsspiel-
raum der Gemeinde und die gerichtliche Kontrolldichte ging.
Der Wertermittlungsspielraum beruhe auf der Besonderheit,
dass es sich bei der Bestimmung von Grundstiickswerten
letztlich immer um eine bloBe Schatzung handelt. Soweit
der Wertermittlungsspielraum reicht, finde lediglich eine
eingeschrankte gerichtliche Kontrolle in Form einer Plausi-
bilitatskontrolle statt. Im zugrundeliegenden Fall gentge die
gerichtliche Kontrolle der Wertermittlung durch die Vorins-
tanz in Hinblick auf die Aktualitat der Lagewerte nicht den
Anforderungen einer sachgerechten Plausibilitatspriifung.
Diese waren bereits 2001 ermittelt worden. Nach Angaben
eines Sachverstandigen ist eine regelmaBige Uberpriifung
des Werts (finf Jahre) sinnvoll; gleichwohl hielt das OVG eine
Uberpriifung nach zehn Jahren nicht fiir geboten.

Das Urteil des 4. Senats gibt den fiir das Vorliegen einer sa-
nierungsbedingten Bodenwertsteigerung beweispflichtigen
Gemeinden mehr Rechtssicherheit. Sie sind nicht angehal-
ten, bei ihrer Kausalitatspriifung hypothetischen Kausalver-
laufen oder fiktiven Eigenentwicklungen des von der Sanie-
rung betroffenen Gebiets nachzugehen. Sie sollten allerdings
Obacht walten lassen, dass ggf. vorhandene externe Effekte
durch eine entsprechende Anpassung bzw. Fortschreibung
des Anfangswerts bertcksichtigt werden.

In der nachfolgenden Diskussion kam die folgende Frage ei-
ner Teilnehmerin zur Vorgehensweise bei der Wertermittlung
im gerichtlichen Verfahren: Beide Parteien zogen vermutlich
Gutachter heran, oder ergehe letztlich eine rein rechtliche
Beurteilung? Die differenzierte Antwort hob hierauf ab: Die
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Frage der fiktiven Vergleichsbetrachtung (das Gebiet hatte
auch ohne Sanierung hohere Bodenwerte entwickelt] ziele
auf die ,Erforderlichkeit der Sanierung, wahrend die Sanie-
rungsbedingtheit der Bodenwerterh6hung” sich aus dem
Gesetz ergebe; hier prife das Gericht lediglich die Plausi-
bilitat. Eine weitere aus dem Plenum gestellte Frage betraf
den festgestellten Einschatzungsspielraum der Gemeinde in
Hinblick auf die Erforderlichkeit der Sanierung: Gelte dieser
auch fir das Instrument der stadtebaulichen Entwicklungs-
mafnahme (§ 165 BauGB)? Dies sei noch nicht entschieden,
kinftige Entscheidungen blieben abzuwarten.

Kommunales Vorkaufsrecht - der ,, Dritte” .
S.v. § 28 Abs. 2 Satz 2 BauGB i. V. m.
§ 463 BGB

Mit den zwei zum kommunalen Vorkaufsrecht vom 4. Senat
zu entscheidenden Parallelfillen aus Hamburg (BVerwG,
Urteile vom 17.06.2025, 4 C 3.24 und 4 C 4.24) miissten wir uns
ein bisschen ins Zivilrecht begeben, warnte Dr. Achim Seidel
gleich zu Beginn seines Vortrags. In beiden Fallen wandten
sich verschiedene GmbH & Co. KGs gegen die Ausiibung von
Vorkaufsrechten gemaf3 § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB. Im
Mai 2021 verkauften sie Grundstiicke durch notarielle Kauf-
vertrage an neu gegriindete GmbH & Co. KGs. Das Besondere
an der zugrundeliegenden Konstellation war: Die verkaufen-
de GmbH & Co. KG und die kaufende GmbH & Co. KG hatten
jeweils denselben einzigen Eigentimer. Im Juli 2021 ibte die
Freie und Hansestadt Hamburg das Vorkaufsrecht aus, wobei
dies in dem hier zu berichtenden Fall - 4 C 3.24 - zugunsten
der stadtischen Entwicklungsgesellschaft geschah (im ande-
ren Verfahren - 4 C 4.24 - legte die Erstkauferin eine Abwen-
dungserklarung vor). Sie vertrat die Auffassung, dass es sich
um einen ganz normalen Verkauf an einen Dritten handelte,
was Voraussetzung fiir das Vorkaufsrecht ist. Die verkaufen-
den Unternehmen sahen dies anders und sind dem mit der
Begriindung entgegengetreten, es liege gar kein Verkauf an
einen Dritten vor, weil die Grundstiicke ja im Eigentum der-
selben Person blieben.

Abb. 1: Traditioneller Ort der vhw-Bundesrichtertagung: das Kardinal-
Schulte-Haus in Bergisch Gladbach (Foto: Diana Coulmas)

Die Klagen, die vor dem Verwaltungsgericht Hamburg erho-
ben wurden, waren erfolgreich. Das Hamburgische Oberver-
waltungsgericht wies die Berufungen zuriick und bestatigte
die Rechtsauffassung des Verwaltungsgerichts, es mangele
an dem fir ein Vorkaufsrecht erforderlichen Kaufvertrag mit
einem Dritten gemaR § 463 BGB, weil es an einem Verkehrs-
geschaft fehle. Trotz eigener Rechtsfahigkeit der Klagerin und
der Erstkauferin habe bei wirtschaftlicher Betrachtung ledig-
lich eine Vermogensverschiebung innerhalb der Vermaogens-
sphére derselben natirlichen Personen stattgefunden [(die
alle Anteile der auf beiden Vertragsseiten beteiligten Kaufver-
tragsparteien halte). Mit der Revision wandte sich die Beklagte
gegen die einschrankende Auslegung des Begriffs des Dritten.

Ohne in die gesellschaftsrechtlichen Einzelheiten zu gehen,
mit denen der Senat sich ebenfalls auseinanderzusetzen hat-
te, stand die von den Leipziger Richtern zu beantwortende
zentrale Frage im Fokus, ob der Kaufvertrag mit einem Dritten
abgeschlossen wurde. Das Gesetz definiere den Begriff des
Dritten nicht, und auch aus den Gesetzesmaterialien lief3e sich
zu der Frage nichts herleiten, fihrte Achim Seidel aus. Der Se-
nat habe sich im Ergebnis fiir eine formale, an der Rechtsfahig-
keit der Vertragspartner orientierte und damit gegen eine den
Begriff restriktiver fassende wirtschaftliche Betrachtungswei-
se entschieden. Fiir die Einordnung als Vorkaufsfall komme es
entscheidend darauf an, dass die Kaufvertragsparteien jeweils
selbststandige Rechtstrager sind, der Vertrag mithin von for-
mal verschiedenen rechtsfahigen Vertragspartnern geschlos-
sen wird. Nach den geltenden gesellschaftsrechtlichen Be-
stimmungen bestiinde keine Identitat zwischen den jeweils als
GmbH & Co. KG konstituierten Kaufvertragsparteien. Ein en-
ges Verstandnis des Begriffs des Dritten sei nach Auffassung
des Senats auch nicht durch andere (im Urteil im Einzelnen
durchdeklinierte) Vorschriften geboten. Vielmehr hatten sich
die Klagerin und ihr Anteilseigner freiwillig und bewusst - aus
Grinden der Steueroptimierung - fir die Trennung der Eigen-
tumspositionen von Gesellschaft und Anteilseigner durch die
Grindung rechtlich selbststandiger Personengesellschaften
und den Abschluss eines Kaufvertrags als Mittel der ,Ver-
madgensumschichtung” entschieden. An diese Entscheidung
mussten sie sich auch bei rechtlich nachteiligen Konsequen-
zen festhalten lassen.

In der nachfolgenden Diskussion kamen mehrere Fragen,
u. a. die folgende: Eine Kommune wendet das Vorkaufsrecht
nach § 25 BauGB in einem Sanierungsgebiet an, mochte
aber nicht kaufen, sondern eine Abwendungsvereinbarung
mit dem Kaufer schlieBen. Der Verkaufer gibt die Daten
des Kaufers nicht weiter, die Dreimonatsfrist lauft. Habe die
Kommune dennoch eine Mdglichkeit, das Vorhaben zum Er-
folg zu flihren, oder bliebe nur der Erwerb bzw. der Ricktritt
vom Vorkauf? Hierzu ergab sich die zunachst ungeschiitzte
Einschatzung: § 27 Abs. 1 BauGB regele eine Abwendungs-
befugnis, keine Abwendungspflicht, weshalb vermutlich nur
der Weg bliebe, das Vorkaufsrecht auszuiiben. Insgesamt
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zeigten die Diskussionsbeitrage Beflirwortung des Richter-
spruchs, der das kommunale Vorkaufsrecht starke. Es seien
rechtssichere Regelungen zur Umgehung der Auslibung des
Vorkaufsrechts erforderlich; schlieBlich sei das Instrument
fur die Flachenmobilisierung gerade fiir den Wohnungsbau
interessant. Achim Seidel schloss damit, abzuwarten bliebe,
was aus der im Koalitionsvertrag vorgesehenen Regelung
werde, die verhindern solle, dass kommunale Vorkaufsrechte
bei Share Deals umgangen werden.

Festsetzung eines urbanen Gebiets -
Abgrenzung vom allgemeinen Wohngebiet -
Verbot des , Etikettenschwindels”

Einen weiteren interessanten Fall, bei dem es um die Aus-
weisung eines Urbanen Gebiets (§ 6a BauNVO0) ging, stellte
Dr. Andreas Koch vor, der sich selbst als , Novize” unter den
anwesenden Bundesrichtern einfiihrte (BVerwG, Beschluss
vom 14.02.2025, 4 BN 24.24). Hier hatte eine Eigentimerge-
meinschaft Normenkontrollklage gegen den Bebauungsplan
einer Ostseegemeinde, der ein Urbanes Gebiet festsetzte,
eingereicht. Das OVG Mecklenburg-Vorpommern erklarte
den Plan fur unwirksam. Das Urbane Gebiet war in drei Teil-
bereiche unterteilt: zwei davon waren fiir Wohnnutzung vor-
gesehen, der dritte fiir ein Parkhaus. Nach dem Urteil des
OVG war die Festsetzung des Urbanen Gebiets aufgrund
eines , Etikettenschwindels” im Rechtssinne nicht erforder-
lich (§ 1 Abs. 3 BauGB]. Sie diene lediglich dazu, die geplante
Wohnbebauung ohne Schallschutzmafinahmen umzusetzen.
Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in
dem Urteil des OVG blieb ohne Erfolg.

Andreas Koch nahm sogleich vorweg, dass in dem konkreten
Fall die vorgesehene Nutzungsstruktur nicht der eines Urba-
nen Gebiets entspricht. Schon a priori werde man bei einem
Urbanen Gebiet, also einem einheitlichen urbanen Raum im
Sinne des Leitbilds einer nutzungsgemischten, Stadt der kur-
zen Wege" bzw. einer raumlichen Konzentration von Wohnen,
Arbeiten, Versorgung, Bildung, Kultur und Erholung eher in-
nerstadtische Quartiere vor Augen haben und nicht eine be-
schauliche Fremdenverkehrsgemeinde an der Ostsee. Auch
wenn die Anwendung des § 6a BauNVO nicht schlechterdings
grofleren Stadten vorbehalten und also in Hinblick auf die
vergleichsweise geringe Groe der Gemeinde von vornhe-
rein ausgeschlossen sei, dirfte die Festsetzung doch aus tat-
sachlichen Grinden in kleinen und mittleren Kommunen nur
ausnahmsweise in Betracht kommen.

Bei den Richtern der Vorinstanz, die tber die Rechtmafigkeit
des Bebauungsplans zu entscheiden hatten, stellte sich offen-
bar entsprechend auch ein Storgefiihl ein. Im Ergebnis ist das
OVG Greifswald von einem Etikettenschwindel ausgegangen.
Ein solcher liegt im Einklang mit der Rechtsprechung des 4.

Senats’ vor, wenn eine Gemeinde eine von ihrem eigentlichen
planerischen Willen abweichende Festsetzung bewusst trifft,
um auf diese Weise anderweitige Schwierigkeiten oder Folge-
probleme zu vermeiden. Andreas Koch flihrte hierzu aus, in
solchen als Etikettenschwindel bezeichneten Konstellationen
gehe es dem Plangeber haufig darum, das Schutzniveau z. B.
von Larmimmissionen abzusenken. So lag die Sache hier.

Fir die tatsachlich angestrebte (berwiegende Wohnnut-
zung ergeben sich aus den Larmwerten der TA Larm deut-
lich niedrigere zulassige Werte als fiir das ,vorgeschobene”
Urbane Gebiet. Der 4. Senat hat die Auffassung des OVG
Greifswald bestatigt, wonach die Festsetzung eines Urbanen
Gebiets nicht erforderlich war, weil die von der Plangeberin
angestrebte Nutzungsmischung nicht tber das hinausgeht,
was ohnehin in einem Allgemeinen Wohngebiet zulassig
ware. In dem Beschluss ist im Ubrigen ausgefiihrt, bei der
Festsetzung eines Urbanen Gebiets misse nicht jeder Teil-
bereich mit den Nutzungen Wohnen, Gewerbe und soziale
Einrichtungen die Zweckbestimmung des Gebiets insgesamt
widerspiegeln. Das Gesetz ermdgliche in § 1 Abs. 4 bis 10
BauNVO Feinsteuerungsmaglichkeiten. Trotzdem misse die
allgemeine Zweckbestimmung des Gebiets insgesamt ge-
wahrt bleiben. Ob dies der Fall ist, sei im Rahmen einer Ein-
zelfallbetrachtung zu ermitteln.

,Jahre \
v_hw Bundes-
: chhtertagung

Abb. 2: Eine Torte zum Jubildum: 20 Jahre vhw-Bundesrichtertagung (Foto:
Sonja Reich)

Zusammenfassend bietet der vom OVG Greifswald entschie-
dene Fall ein Lehrstiick zum Verbot des Etikettenschwindels.
Der bestatigende Beschluss des 4. Senats verdeutlicht, dass
der Gestaltungsspielraum, den § 6a BauNVO dem Plangeber
einraumt, mit einem nicht unerheblichen Begriindungsauf-
wand verbunden ist. Die Gemeinden sollten sich gewarnt
fihlen. Das gegeniliber dem Allgemeinen Wohngebiet (und
dem Mischgebiet] reduzierte Larmschutzniveau des Urba-
nen Gebiets sollte nicht dazu verleiten, Gebiete nach §éa
BauNVO auszuweisen, wenn in Wirklichkeit lediglich eine
Wohnbebauung geplant ist, die sich aber angesichts der im-

1 BVerwG, Urt.v. 03.06.2014 - 4 CN 6.12 Rn. 20; BVerwG, Urt. v. 28.02.2014 - 4
CN 5.01
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missionsschutzrechtlichen Einschrankungen im Plangebiet
nicht oder nur schwerlich verwirklichen lasst.

In der anschlieBenden Diskussion kam aus dem virtuellen
Raum u. a. die Frage, ob im gegebenen Fall denn die Quar-
tiersgaragen zur geplanten Wohnnutzung in einem Allge-
meinen Wohngebiet denkbar waren? Das Parkhaus wurde
hier nicht im Zusammengang mit der vorgesehenen Wohn-
nutzung geplant. Es handele sich damit nicht um ein Quar-
tiersparken, sondern um die generelle Unterbringung von
Pkw. Dies war Ausdruck des Etikettenschwindels durch das
.vorgeschobene” Urbane Gebiet mit der Zielrichtung, das Pro-
blem der Larmwerte zu l6sen, antworteten die Bundesrichter.

Ausblick auf die 21. vhw-Bundesrichtertagung
zum Stadtebaurecht am 30. November 2026

Nachdem alle von den drei Bundesrichtern mitgebrachten
Entscheidungen vorgestellt und mit den Gasten besprochen
und diskutiert worden waren, gab es noch einen kleinen Aus-
blick auf die 21. vhw-Bundesrichtertagung und damit erste
Vorfreude. Der Termin steht bereits fest und wurde schon in
die Kalender aufgenommen: Es ist der Montag, 30. November
2026. Es wird, wie gewohnt, angerichtet mit Entscheidungen
aus ganz unterschiedlichen Bereichen des weitgefacherten
Stadtebaurechts. Hierzu werden voraussichtlich u. a. gehoren:

Textausgabe

Das Baugesetzbuch

Gesetze und Verordnungen

2um Bau- und Planungsrecht

Textausgabe

VW Verlag

M 4 CN 2.24 Festsetzung der Grofle der Grundflachen in
einem Bebauungsplan

B 4 C 1.25 Baugenehmigungen/Drittanfechtungsklagen:
Anwendungsbereich des UmwRG?

B 4 CN 2.25 Abwagungsentscheidung beim Erlass einer
sozialen Erhaltungsverordnung nach § 172 BauGB

M 4 C 3.25 Nachbarrechtsschutz im unbeplanten Innenbe-
reich bei Abriss einer Doppelhaushalfte

Die 20. vhw-Bundesrichtertagung ging mit lebhaftem Ap-
plaus der Teilnehmenden vor Ort und am Bildschirm und
vielen dankbaren Worten von allen Seiten zu Ende. In den
Pausengesprachen wurde die zugangliche und praxisna-
he Darstellungsweise der drei Bundesrichter des 4. Senats
gewiirdigt, die durch ihre authentische Art auch komplexe
Sachverhalte und Rechtsfragen anschaulich vermittelten.

Ass. Jur. Dr. Diana Coulmas
vhw e. V., Berlin

Foto: © BILDSCHON/Trenkel

\/l']\l\l Verlag

Das Baugesetzbuch

Gesetze und Verordnungen zum
Bau- und Planungsrecht

16. Auflage, 700 Seiten, DIN A5
Softcover: 39,50 € zzgl. Versand
ISBN: 978-3-87941-868-8

Die 16. Uberarbeitete Auflage der Textausgabe , Das Baugesetzbuch - Gesetze und Verordnungen zum Bau-
und Planungsrecht” enthalt alle Rechtsanderungen zum Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und
bringt das BauGB auf den Stand vom 23. Dezember 2025. Beriicksichtigt sind u. a. Anderungen der BauNVO,
PlanZV, des BNatSchG, ROG, UVPG und UmwRG. Neu aufgenommen wurde

das Windenergieflachenbedarfsgesetz. Synopsen machen die Neuerungen und
Fassungsvergleiche der BauNVO Ubersichtlich nachvollziehbar.

Bestellen Sie jetzt Ihr Exemplar: vhw.de/publikationen/fachbuecher-fortbildung/details/
das-baugesetzbuch-gesetze-und-verordnungen-zum-bau-und-planungsrecht/
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Bericht von der vhw-Tagung ..Kommunalverwaltung digital denken”

Julian Rosenbaum

Braucht Deutschland einen
Digitalisierungsfoderalismus?

vhw-Tagung ,,Kommunalverwaltung digital denken” am 6. November 2025 in Berlin

Wie lasst sich Digitalisierung im foderalen Staat so organisieren, dass sie allerorts gelingt und Verwaltung in Zeiten
von Krisen und knappen Ressourcen leistungsfahig bleibt? Diese Frage stand im Zentrum der vhw-Tagung ,, Kommu-
nalverwaltung digital denken” am 6. November 2025 in Berlin. Die Veranstaltung wurde durchgefiihrt mit der Helmut-
Schmidt-Universitdt Hamburg und der Agentur fiir Forschung | @ im Rahmen eines von NextGenerationEU geforderten
dtec.bw-Forschungsprojekts. Der Tag lieferte kein Patentrezept fiir eine erfolgreiche Verwaltungsdigitalisierung, wohl
aber eine wichtige Erkenntnis: Es braucht eine neue Form der politisch-administrativen Mehrebenenkoordination, die
der Digitalisierung gerecht wird - einen Digitalisierungsfoderalismus sozusagen, der Standards setzt und bestimmte
IT-Losungen zentral bereitstellt und gleichzeitig die kommunale Praxis durch Entlastung starkt, ohne jedoch die im
Grundgesetz verbriefte kommunale Selbstverwaltung in Frage zu stellen.!

Eine zu iberwindende Herausforderung zeigt sich inderun-  Zustandigkeitsiberschneidungen und Gremieninflation im
Uberschaubaren Vielzahl von Steuerungs-, Abstimmungs-  Kontext der Digitalisierung.!

und Arbeitsgremien mit Uberlappenden Zustandigkeiten
und oft ohne klare Entscheidungskompetenzen. In diesem

7 h ierte d Wi lbild* d N 1 Alle in diesem Beitrag verwendeten Informationen stammen aus den voran-
usammennang avancierte as .wimmetbi €s a- stehend genannten Vortragen und Diskussionsbeitragen der Rednerinnen
tionalen Normenkontrollrats zur 0ZG-Governance mit der und Redner sowie der Teilnehmenden der Tagung .Kommunalverwaltung
¥ . P “ digital denken”, 06.11.2025 in Berlin. Auf Quell ben im FlieBtext
Uberschrift .Funktioniert das?” zum Referenzpunkt der Ta- \giat denken . am N Berin. Aut Muetenangaben im Fhestex
) . ) o . wurde deshalb verzichtet. Inhalte sind sinngemaB zusammengefasst, direkte
gung. Es versinnbildlicht institutionelle Uberverflechtung, Zitate sind als solche gekennzeichnet.
®| Européische K . _ o Your Single Digital Gateww Einheitliches digitales Zugangstor zu den | EU-Mitglied ﬁ =
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Abb. 1: 0ZG-Wimmelbild (Quelle: Nationaler Normenkontrollrat, 22.03.2023)
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25 Jahre, viele Programme - zu wenig
gelernt

Dass es angesichts dessen eine Neuordnung braucht, zeigte
gleich zu Tagungsbeginn der Blick zurlick - und zwar nicht
aus Nostalgie, sondern zum Zweck der Analyse. Dr. Florian
TheiBing von der Agora Digitale Transformation erzahlte
die jlingeren Bemihungen der E-Government-Program-
me als Geschichte verpasster Lernchancen. Medial@dKomm,
Bund Online, Deutschland Online, das Onlinezugangsgesetz
(0ZG), das E-Government-Gesetz, Registermodernisierung,
der Aufbau des IT-Planungsrats und der Digitalminister-
konferenz - der Instrumentenkasten war gut gefullt, die
Ambitionen grof3, das politische Symbolkapital beachtlich.
Und trotzdem: ,Wir bewegen uns im Hamsterrad”, fass-
te Theifling zusammen, nachdem er mit Projektleitenden,
ClOs, CDOs und Fihrungskraften aus allen Ebenen tber ein
Vierteljahrhundert Digitalisierungspraxis gesprochen hatte.

Die Befunde sind so schlicht wie unbequem. Erstens ist die
institutionelle Fragmentierung - Ressortprinzip, Landerho-
heit, kommunale Selbstverwaltung - nicht als Gestaltungs-
auftrag angenommen worden, sondern als Anlass, zusatz-
liche Abstimmungs- und Arbeitskreise zu schaffen. Statt
verbindlicher Governance entstanden Zustandigkeitsmosai-
ke. Das Wimmelbild des Normenkontrollrats, urspriinglich
als warnende, zugespitzte Darstellung gedacht, ist zum rea-
listischen Landschaftsbild geworden. Zweitens hat die Politik
.Schaufensterdigitalisierung” betrieben und die grundlie-
gende Infrastruktur, wie Register, Schnittstellen, Datenban-
ken, vernachlassigt - also all das, was der Au3endarstellung
nicht nitzlich ist. Drittens ist erstaunlich wenig systematisch
gelernt worden; begleitende Evaluationen, die steuern und
korrigieren helfen, blieben die Ausnahme. Programme folg-
ten aufeinander, Fehler wiederholten sich, und die Kultur be-
lohnte nicht den Versuch, sondern die Vermeidung von Risiko.

Abb. 2: Dr. Florian Theifling von der Agora Digitale Transformation (Foto:
Ladan Rezaeian)

Theifling pladierte deshalb nicht fir den x-ten Masterplan,
sondern fir eine andere Perspektive auf den Foderalismus:
Digitalisierung ist kein Selbstzweck und keine Kir, sie ist

die strukturelle Voraussetzung, den Staat funktionsfahig zu
halten. In einer Welt, in der Leistungen und Genehmigung
.on time” erwartet werden, ist E-Government nicht Verzie-
rung, sondern Tragsaule - und zwar eine, die Querschnitts-
kompetenzen verlangt, ohne Zentralisierung zum Mafistab
zu erklaren. ,Digitaler Foderalismus™ hieB sein Leitbegriff:
kooperative Zustandigkeitsordnung mit klaren Rollen, Stan-
dards und Entscheidungskompetenzen, die den Mehrwert
von Dezentralitat (Biirgerndhe, Ortskenntnis, demokrati-
sche Legitimation) mit den Skaleneffekten gemeinsamer
digitaler Infrastrukturen verbindet.

Zentral standardisieren, dezentral gestalten

Wie ein ,Digitaler Foderalismus” praktisch aussehen kann,
zeigte anschlieBend Prof. Dr. Michael Breidung, Leiter des
Eigenbetriebs IT-Dienstleistungen der Stadt Dresden und
Honorarprofessor fir E-Government an der TU Dresden.
Er legte die .Dresdner Forderungen” dar, die inzwischen
vom Deutschen Stadtetag mitgetragen werden: Pflichtauf-
gaben, die Uberall gleich zu vollziehen sind, sollen dort di-
gital bereitgestellt und betrieben werden, wo die Regelung
liegt - beim Bund fiir Bundesrecht, bei den Landern fur
Landesrecht. Kommunen bleiben die Orte der Beratung,
der Vorortprasenz und der Satzungsautonomie. Die digi-
tale Ausfiihrung standardisierter Rechtsanwendungen ge-
hort aber in die Hande derjenigen, die die Regeln setzen.
Wenn 11.000 Kommunen oder 411 Landkreise und kreis-
freie Stadte identische Verfahren interpretieren, ausschrei-
ben, beschaffen, betreiben und migrieren, dann steigen die
Komplexitat und der Ressourcenaufwand, ohne dass die
Rechtsanwendung an Qualitat gewinnt.

Dass Kommunen ,alles digitalisieren” sollen, wahrend die
Gesetzgeber auf Bundes- oder Landesebene mit Ausnah-
me und Sondertatbestanden die fachlichen Anforderungen
weiter ausdifferenzieren, ist die Geburt eines Dauerstaus.
Die Folge ist hdufig ..Fake-Digitalisierung “: Onlineformula-
re, die analog weiterbearbeitet werden, halbautomatisierte
Verfahren, die am Ende doch im Aktenordner landen. Brei-
dung nannte ein Beispiel, das viele Autofahrerinnen und
Autofahrer kennen: i-Kfz. Der Prozess lasst sich scheinbar
online durchspielen, am Ende liegt der Zettel hinter der
Windschutzscheibe, die Behorde arbeitet analog weiter. En-
dezu-Ende-Digitalisierung sieht anders aus. Mit EIDAS 2.0,
der EU Digital Identity Wallet und verpflichtenden Schnitt-
stellen lasst sich das andern - aber nur, wenn die Prozesse
neu entworfen werden, statt analoge Logik zu verlangern.

Besonders plastisch wurde dieser Ansatz am Beispiel der
Kfz-Zulassung. Heute konkurrieren Hunderte Stellen um
wenige Anbieter; Zertifizierung und Fachverfahrensintegra-
tion binden Ressourcen, die anderswo fehlen. Der Prozess
selbst ist oft nur digital verkleidet. Eine konsequent zentra-
le, rechtskonforme und wirklich digitale Umsetzung beim
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Bund wiirde nicht nur IT-Kosten senken, sondern vor allem
Personalressourcen freisetzen. Breidung stellt dabei nicht
den Foderalismus in Frage, er rickte ihn vielmehr an die
digitale Gegenwart heran: zentral biindeln, was rechtlich
geboten und fachlich identisch ist; dezentral gestalten, was
politisch zu verhandeln und ortlich zu verantworten bleibt.
Wer so digitalisiert, entlastet die kommunale Ebene, ohne
sie zu entmiindigen.

Wie viel Fihrungsentschlossenheit, Netzwerkarbeit und
Pragmatismus ndtig sind, um diese Idee in konkretes Han-
deln zu Uberfihren, schilderte Bernd Schlomer, Staats-
sekretar fur Digitalisierung in Sachsen-Anhalt, in einem
bemerkenswert unpratentiosen Erfahrungsbericht. Er be-
richtete aus einem Land, das jahrelang Letztes in Rankings
war, nun aber mit geringer offentlicher Druckkulisse in den
Kernfeldern der Verwaltungsdigitalisierung vorankommt.
Die dafiir notwendigen Schritte klangen vertraut, entfalten
aber erst in Kombination Wirkung:

B Sichtbarmachen und Vernetzen der Verantwortlichen in
Kommunen

W Digitallotsen, die Verwaltungen begleiten statt Produkte
verkaufen

B eine Inhousebeschaffung lber die kommunale Genos-
senschaft KITU, die zentrale Onlinedienste samt Fach-
verfahrensanbindung rechtssicher bereitstellen

M landesweite Basisdienste wie eine Beteiligungsplattform
mit Hunderten Verfahren

M ein digitaler Marktplatz mit Praqualifizierung

B und ein pauschaler IT-Sicherheitscheck nach BSI-Grund-
schutz fir alle Kommunen.

Schlémer beschrieb offen Konflikte mit Datenschutzbehor-
den, Widerstande in Zulassungsstellen aufgrund von Ge-
buhrenverlusten, die Tragheit von Fachverfahrensmonopo-
len und den Nutzen von Pilotierungen.

Niedrigschwellige Pilotierung und planbare
Verstetigung

In der Podiumsdiskussion wurden die vorangegangenen
Beitrage aufgegriffen und angereichert. Prof. Dr. Jiirgen
Kegelmann von der Hochschule Kehl machte klar, warum
Digitalisierung nicht mit den Methoden der klassischen
rationalen, regelbasierten Birokratie zu steuern ist. Hie-
rarchien, funktionale Differenzierung, Steuerung Uber
Recht und Geld - das alles hat seinen Ort, aber nicht die
Schlagkraft, um eine Querschnittstransformation mit vielen
Stakeholdern zu orchestrieren. Was es brauche, sei ein ge-
meinsames Steuerungsverstandnis der Fihrungsebenen,
professionelles Projekt- und Produktmanagement sowie
Interoperabilitat dank offener Schnittstellen und Daten-
standards. Kleine Kommunen brauchten Verbiinde und ge-

teilte Kompetenzen, grofle missten ihre Tragheit Uberwin-
den und ihre Insellésungen anschlussfahig machen.

Der Investorenblick von Ibrahim Kéhran (Heliad) ergénzte
diese Perspektive. Vergabeverfahren und die fehlende Stan-
dardisierung verteuerten Innovation, schreckten Gov-Tech-
Start-ups ab und verhinderten Skalierung. Damit verspiele
die offentliche Hand Potenziale, die sie angesichts knapper
Ressourcen dringend brauchte. Innovation brauche nie-
drigschwellige Pilotierungen und planbare Verstetigung;
Marktplatze mit Praqualifizierung konnten beides zusam-
menbringen.

Doreen Mohaupt, Birgermeisterin in Cottbus, brachte die
Realitat des Kommunalhaushalts in die Runde: Forderpro-
gramme, wie ,Modellprojekte Smart Cities”, ermdglichten
wertvolle Vorhaben - in Cottbus etwa ein 3D-Stadtmodell
und eine Beteiligungsplattform -, aber die Verstetigung
hange am kommunalen Haushalt. Das Spannungsfeld zwi-
schen Projektférderung und Betrieb, zwischen ,,Smart City”
und der simplen Frage, ob im Schulhaus die Turen schlie-
Ben und Datenleitungen funktionieren, bleibe kommunaler
Alltag.

Landkarte zwischen Mensch und Technik

Wahrend die bisherigen Beitrage die institutionelle und
praktische Seite fokussierten, setzten Prof. Dr. Chris-
tina Schafer und Prof. Dr. Gary S. Schaal von der Hel-
mut-Schmidt-Universitat Hamburg den theoretischen
Schlussstein, und zwar mit einem Konzept, das den Blick
vervollstandigt: ,Digitalitat” statt ,Digitalisierung™. Digitali-
sierung meine hiufig die 1:1-Ubersetzung analoger Ver-
fahren in digitale Oberflachen. Digitalitat hingegen ziele
auf den innovativen Mehrwert, der erst durch digitale Re-
organisation entsteht - also das Uberfiihren analoger in
effizientere digitale Prozesse. Wer in diesem Sinne digital
denkt, miisse die Verwaltung als techniksoziales System
begreifen. Smarte Systemarchitektur (Register, Identitaten,
Schnittstellen, Infrastruktur), smarte Verwaltungsarchitek-
tur (Personal, Prozesse, Projekt und Changemanagement,
Kommunikation] und Multi-Level-Governance (Kommu-
nen - Lander - Bund - EU, Gremien, Zustandigkeiten) seien
nicht auswechselbar, sondern im Zusammenspiel wirksam.

Das Projektteam des eingangs erwahnten Forschungspro-
jekts habe Interviews mit Experten und Expertinnen gefiihrt
und aus den Erkenntnissen die Wechselwirkungen der Ver-
waltungsdigitalisierung in einer Matrix kartiert. Sie subsu-
miert die Handlungsfelder der Verwaltungsdigitalisierung
unter groflere Kategorien, wobei jedes Item mit wieder-
um anderen derselben Ebene in Verbindung gesetzt wird.
Hieran konne beispielsweise nachvollzogen werden, dass
Rechtsgrundlagen den Digitalisierungsgrad von Prozessen
mitbestimmen oder politisch gesetzte Fristen dariiber ent-
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scheiden, ob eine Ende-zu-Ende-Digitalisierung mdglich
ist oder in Zwischenldsungen stecken bleibt. Die Visualisie-
rung sei eine Landkarte, die zeige, wie Mensch und Technik
sich gegenseitig beeinflussen.

Kommunen in der Glaskugel

Wie handlungsleitendes Orientierungswissen mithilfe von
Szenarien generiert werden kann, erprobten die Teilneh-
menden im letzten Veranstaltungspunkt. In zwei Work-
shops wurden alternative Zukiinfte - das .digitale Patch-
work” (Fortschreibung heutiger Fragmentierung) und das
.smarte Deutschland” (Durchbruch dank Standardisierung,
Al-Assistenz, medienbruchfreiem Arbeiten) - mit der Frage
verbunden: ,Was sollten wir tun oder nicht tun, um diese
Zukiinfte zu verhindern oder zu erreichen?”

Die zentralen Take-aways lassen sich in finf Punkten skiz-
zieren:

B Statt Leuchtturmprojekte, die durch ihre Zeitlichkeit
nicht integrativ gedacht werden und ausschlief3lich an-
sehnliche Frontends (z. B. Beteiligungsplattformen)
hervorbringen, braucht es ein Lichtermeer im Sinne
von langfristig angelegten und finanzierten Strukturen,
die ein prozessorientiertes Backend (z. B. Datenbanken
und Schnittstellen) mit in den Blick nehmen und auch die
Entwicklung von kleineren Losungen erlauben.

B Der demografische Wandel l6st nicht nur einen Effizienz-
druck aus in Erwartung kinftiger personeller Engpasse,
sondern erdffnet auch die Frage nach den Auswirkungen
des Generationswechsels, wenn Digital Natives einen
Grofiteil der offentlichen Verwaltung ausmachen. Allge-
meinbildende Schulen, Fortbildungstrager, Verwaltungs-
akademien und Hochschulen missen gezielt die Digital-
kompetenz von Fihrungskraften, Mitarbeitenden und
Verwaltungseinsteigern starken. Dabei reicht die Pro-
filierung je nach Funktion von einem Basisverstandnis
Uber die Bedienung von Anwendungen bis hin zu einer
tiefgreifenden IT-Expertise.

M Ein begleitendes Change-Management, die Etablierung
von experimentellen Freiraumen sowie die Integration ei-
ner neuen Fehlerkultur konnen Anreize fur Verwaltungs-
innovationen schaffen. Beschaftigungsperspektiven und
die Vermittlung von Digitalkompetenz starken die Parti-
zipation von Mitarbeitenden am Transformationsprozess.

B Neue Herausforderungen dirfen nicht mit alten Heran-
gehensweisen beantwortet werden. Politik, Gesetze und
Strukturen missen digital gedacht werden. So sei es
denkbar, Gesetzesanderungen direkt in IT-Anwendungen
zu iberfiihren (Rules as Code).

B Verbesserung der ebenenibergreifenden Kommunika-
tion durch ein Mehrebenenmanagement, um Vorhaben
von Bund, Landern und Kommunen besser zu synchro-

nisieren. Zu einem Mehrebenenmanagement gehdren
ebenfalls ein einheitliches Monitoring, abgestimmte
Ressourcen- und Finanzierungsplanung sowie die Prio-
risierung und zeitliche Staffelung vordringlicher Hand-
lungserfordernisse.

Am Ende dieses Tages ...

Nicht mehr Gremien osen die Probleme, sondern klare
Zustandigkeiten und Entscheidungskompetenzen, die mit
Ressourcen hinterlegt sind. Das gilt insbesondere fir die
grundlegenden Dienste, wie digitale Identitaten, Register,
Server und sichere, standardisierte Schnittstellen. Diese
Dienste mussen als Daseinsvorsorge begriffen und finan-
ziert werden - nicht als Projekte. Zentral gebiindelt wer-
den sollte die digitale Umsetzung von Pflichtaufgaben dort,
wo der Normgeber die inhaltlichen Regeln setzt; dezentral
bleiben Beratung, Ortsnahe und demokratische Aushand-
lung (etwa Hohe der Hundesteuer, Sozialstaffeln bei Kitage-
biihren oder Bebauungsplane). Diese Rollenklérung ist kei-
ne technokratische Umverteilung, sondern eine Starkung
von Demokratie, indem kommunale Freiraume zuriickge-
wonnen werden.

Am Ende dieses Tages ist die Frage, ob Deutschland einen
Digitalisierungsfoderalismus braucht, weniger provokant
als zu Beginn. Die Antwort ist ja - nicht als zusatzliche
Schicht im Wimmelbild, sondern als dessen Auflosung. Wer
die Kommunalverwaltung digital denkt, muss den Fode-
ralismus digital ordnen, dann wird aus der Grafik, die seit
Jahren die Handlungsunfahigkeit bebildert, eine Landkarte,
auf der Aufgaben, Rollen und Schnittstellen so verzeichnet
sind, dass man von A nach B gelangt. Vom . digitalen Patch-
work” zum ,.smarten Deutschland” ist es ein weiter Weg,
aber erist gangbar, wenn man ihn von der Praxis her und im
Verbund der Ebenen geht - mit Standards, die tragen, und
einer Kultur, die wagt. Damit aus Staatsmodernisierung
nicht das nachste Unwort wird, braucht es Toleranz gegen-
Uber Unsicherheiten, Managementkompetenz und den Mut,
Gesetze, Zustandigkeiten und Steuerung digital zu denken.

Julian Rosenbaum
Wissenschaftlicher Projektmitarbeiter im
dtec.bw-Projekt , Erfolgsfaktoren Smarter
Systemarchitektur auf kommunaler und
foderaler Ebene” beim vhw e. V., Berlin
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Kommunen starken, Stadte verwandeln
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Abb. 1: vhw-Verbandstag am 24. September 2026

Mitgliederversammlung und
Verbandstag 2026

Am 24. September 2026 findet die
Mitgliederversammlung des vhw am
Schlossplatz 1 in Berlin statt. Im An-
schluss wird auf dem Verbandstag
2026 mit einem spannenden Pro-
gramm auch der achtzigste Geburtstag
des vhw gefeiert. Dabei bietet das ehe-
malige Staatsratsgebaude der DDR als
Veranstaltungsort einen Einblick in die
deutsche Geschichte und interessante
Ausblicke auf den zentralen Platz Ber-
lins rund um das Humboldtforum. Fir
Interessierte planen wir eine Fiihrung
durch das Haus, in dem rund um Mau-
erfall und Wiedervereinigung wichtige
Entscheidungen in zwei Gesellschafts-
systemen diskutiert wurden. Den Ter-
min bitte vormerken!

vhw und bdla starten Kooperation:
starke Partnerschaft fiir
qualifizierte Landschaftsarchitektur

Abb. 2: vhw-bdla-Kooperation (© Velem/stock.
adobe.com)

Ab Marz 2026 beginnt die Koopera-
tion zwischen dem vhw und dem Bund
Deutscher Landschaftsarchitekten
(bdla) fir vhw-Bildungsangebote vor
allem zu den Themen Umweltrecht und
Klimaschutz, Stadtebaurecht, Vergabe-
und Bauvertragsrecht, Stadtentwick-
lung und unseren Softskillthemen. Wir
freuen uns auf die Zusammenarbeit,
denn mit dem bdla wurde ein Partner
gewonnen, der mit Politik, Verwaltung,
Wirtschaft und Offentlichkeit im Ge-
sprach ist und bei bau- und planungs-
relevanten Gesetzesvorhaben
Expertise einbringt.

seine

Ab sofort konnen deshalb bdla-Mitglie-
der und Mitarbeitende in bdla-Biiros
samtliche vhw-Fortbildungsveranstal-
tungen zum reduzierten vhw-Mitglieds-
preis buchen. Das Angebot reicht von
Umweltrecht und Klimaschutz ber
Stadtebaurecht, Stadtentwicklung und
Birgerbeteiligung bis hin zu Vergabe-
recht, Digitalisierung und Kommunika-
tion. Gerade an den Schnittstellen von
Planung, Verwaltung und Recht eroff-
net sich damit ein erweitertes Quali-
fizierungsspektrum, das fachliche Si-
cherheit schafft und die eigene Rolle im
Planungs- und Abstimmungsprozess
starkt. So gewinnen Landschaftsarchi-
tektinnen und -architekten zusatzliche
Handlungssicherheit - sowohl in der
Zusammenarbeit mit Kommunen als
auch im Dialog mit Politik und Offent-
lichkeit.

Weitere Informationen:

www.vhw.de/fortbildung/umweltrecht-
und-klimaschutz/

vhw begleitet Begegnungsorte in
Dortmunder Quartieren

Die Stadt Dortmund hat sich - ausge-
hend von einem mit breiter Mehrheit
getragenen Stadtratsbeschluss - auf
den Weg gemacht, Begegnungsorte in

vhw FWS 2 / Marz-April 2026

den Dortmunder Quartieren zu starken
und weiterzuentwickeln. Damit erkennt
sie an, dass konzeptionell und pro-
grammatisch gut aufgestellte Orte der
Begegnung fiir den gesellschaftlichen
Zusammenhalt, die soziale Integration,
die Lebensqualitat und nicht zuletzt die
Demokratie von hoher Bedeutung sind.
Der vhw hat, vertreten durch die vhw
Dienstleistung GmbH und in Kooperati-
on mit Stefan Heinig, Stadtentwicklung,
Planung, Beratung in Leipzig, nun den
Auftrag erhalten, gemeinsam mit einer
Vielzahl von Beteiligten aus Stadtver-
waltung und Stadtgesellschaft das ge-
samtstadtische Konzept zu erarbeiten
und den dazu erforderlichen Diskus-
sionsprozess zu gestalten.

Abb. 3: Dortmunder Innenstadt

vhw richtet Fachtagung , Digitale
Raume fiir demokratischen
Austausch” aus

Digitale Technologien und neue Kom-
munikationsformen  verandern die
Offentlichkeit — und gefdhrden so die
Demokratie. Der vhw will dieser Ent-
wicklung einen qualifizierten digitalen
Kommunikationsraum entgegensetzen.
Gemeinsam mit Forschungspartnerin-
nen und -partnern der Universitat Zi-
rich und Hochschule Dusseldorf, des
SINUS-Instituts Heidelberg/Berlin und

109
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der Freien Universitat Berlin richtet er
daher die Fachveranstaltung .Digitale
Raume fiir demokratischen Austausch:
Wie wir lokale Offentlichkeit neu ge-
stalten” aus. Am 20. April 2026 wird ein
kleiner Kreis ausgewahlter Expertinnen
und Experten aus Medien, Wissenschaft,
Zivilgesellschaft und der kommunalen
Familie im Quadriga Campus Berlin zu-
sammenkommen, um die aktuellen He-
rausforderungen analytisch zu beleuch-
ten und anschliefend gemeinsam eine
Losung zu entwerfen.

Kleinstadt-Web-Talks 2026 gestartet

Abb. 4: Kleinstadt-Web-Talks beim vhw

Die erfolgreiche kostenfreie Webinar-
reihe . Kleinstadt-Web-Talks" wird fort-
gesetzt. Die Kleinstadt-Akademie hat die
Finanzierung fir weitere Veranstaltun-
gen zugesagt und das Fordervolumen
erhoht. Inhaltlich werden die Themen
starker gebindelt. Die ersten vier Ter-
mine greifen zentrale Fragestellungen
rund um Mobilitat sowie Innenentwick-
lung und Leerstand auf. Neu ist aufler-
dem eine Verlangerung der Webinare
von 60 auf 90 Minuten, um mehr Raum
fur Praxisbeispiele und Austausch zu

schaffen. Zu den Kleinstadt-Web-Talks
2026:

https://www.vhw.de/termine/klein-
stadt-web-talks/

Webinar-Flatrate 2026: budget-
schonende Fortbildung fiir
kleine vhw-Mitgliedskommunen

Mit der neuen Webinar-Flatrate 2026
bietet der vhw kleinen Stadten und
Gemeinden einen kostenglinstigen
Zugang zu seinem umfangreichen On-
linefortbildungsprogramm. Fir eine
Pauschale ab 150 Euro im Monat kon-
nen Mitgliedskommunen auf rund 1500
praxisnahe Webinare in 18 Themen-
feldern zugreifen und so ihre Mitarbei-
tenden ganzjahrig flexibel qualifizieren.
Pro Webinar sind bis zu zwei Teilneh-
merzugange inklusive, weitere kon-
nen zum Mitgliederpreis hinzugebucht
werden. Das Angebot erleichtert die
planbare, budgetschonende Personal-
entwicklung in Zeiten knapper Kassen
und steigender Anforderungen. Alle In-
formationen und Konditionen unter

www.vhw.de/fortbildung/webinar-flat-

vhw-Zertifikatslehrgange:
praxisnah weiterkommen in der
offentlichen Verwaltung

Die vhw-Zertifikatslehrgange verbin-
den berufsbegleitendes Lernen mit
hoher Praxisnahe und fundierter Wis-
sensvermittlung fur die offentliche Ver-
waltung. Ob online, in Prasenz oder als
Blended Learning: Die Teilnehmenden
lernen strukturiert in Modulen - mit
umfassenden Unterlagen und Zugang
zu unserer Lernplattform vhw-Cam-
pus. Nach erfolgreichem Abschluss
wird ein vhw-Zertifikat als Qualifika-
tionsnachweis verliehen. Das Angebot
wird kontinuierlich ausgebaut - allein
in diesem Jahr starten bereits 60 Zer-
tifikatslehrgange - und richtet sich an
Fach- und Fihrungskrafte in Kommu-
nen, offentlichen Einrichtungen und
verwandten Praxisfeldern, die sich
systematisch fiir neue Aufgabenfelder
qualifizieren oder ihr Profil scharfen
wollen. Alle Informationen und Kondi-
tionen unter:

https://www.vhw.de/fortbildung/vhw-
lehrgaenge/

rate-2026

vhw-Zertifikatslehrgange

Strukturierte Weiterbildung fiir Verwaltung,
Planung und kommunale Praxis

Unsere Lehrgange bieten Ihnen eine fundierte und
praxisnahe Qualifizierung mit anerkanntem Abschluss -
berufsbegleitend und flexibel.

i

‘ Mehr erfahren

Abb. 5: Zertifikatslehrgange des vhw

Webinar-Flatrate 2026

Flexibel und kostengunstig fortbilden

« rund 1500 Webinare in 18 Themenfeldern*
« bis zu zwei Teilnahmen pro Webinar-Termin*

« Monatspauschale statt Einzelbuchungen

Exklusiv fiir vhw-Mitgliedskommunen bis 20.000 Einwohner

Jetzt einmaliges Angebot sichern

vhw.de/fortbildung/webinar-flatrate-2026

* Ausgenommen sind Zertifikatslehrgange sowie Blended-Learning- und hybride Prasenz-

formate. Ab der dritten Teilnahme pro Webinar-Termin gilt der Mitgliederpreis. Preis
abhangig von der Enwohnerzahl. Alle Konditionen im Buchungsformular.
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Nachrichten

Fachliteratur

2025

KLIMAWENDE
AUSBLICK

Stefan C. Aykut, Anna Fiinfgeld,
Eduardo Goncalves Gresse, Lukas
Hippauff, Lea Frerichs (Hrsg.)

Klimawende Ausblick 2025

Plausibilitat der Transformation in
Zeiten von anti-dkologischem Back-
lash und abnehmender Resonanz

21. Januar 2026, 208 Seiten, transcript
Verlag, Bielefeld 2026

ISBN: 978-3-8376-8097-3
15,00 Euro

ISBN: 978-3-8394-6860-9
Open access

Deutschland hat sich das Ziel gesetzt,
bis 2045 klimaneutral zu werden. Der
Weg dorthin erfordert neben techni-
schen Innovationen einen tiefgreifen-
den gesellschaftlichen Wandel. Vor
diesem Hintergrund zieht der Klima-
wende Ausblick 2025 Bilanz: Wo steht
Deutschland auf dem Weg zur Klima-
neutralitat? Und welche Auswirkun-
gen haben geopolitische Krisen, der
anti-okologische Backlash und die
sinkende Resonanz fir Klimaschutz?
Die Beitrage analysieren Prozesse
in Politik, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft und zeigen, wie Fortschritte,
Blockaden und neue Konfliktlinien
ineinandergreifen. Damit liefern sie
einen einzigartigen Einblick in die ge-
sellschaftlichen Dynamiken der Trans-
formation - jenseits technologischer
Verkirzungen und mit Fokus auf so-
ziokulturellen Zusammenhangen.
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W41 Fundaments

Luise Rellensmann, Alexander
Stumm (Hrsg.)

Die Abrissfrage

Band 1 der Reihe Fundamente
Okologisches Bauen

176 Seiten, 16 x 24 cm, Broschur, 50
farb. Abb., Jovis Verlag, Berlin 2025

Print: ISBN 978-3-98612-201-0
E-Book: ISBN 978-3-98612-202-7
30,00 Euro

Noch immer werden in Deutschland
jedes Jahr schatzungsweise 50.000
Gebaude abgerissen. Ob ein Gebaude
erhalten wird oder nicht, ist weit mehr
als eine wirtschaftliche oder technische
Entscheidung. ,.Die Abrissfrage” unter-
sucht die historische Entwicklung und
aktuelle Dynamiken im Geb&dudesektor.
Der Band beleuchtet Akteursnetzwer-
ke, Gentrifizierungsprozesse und ideo-
logische Hintergriinde von Abriss und
Neubau und betrachtet die sich seit
den 1960er Jahren formierenden Anti-
Abriss-Bewegungen. Mit Ansatzen aus
Architekturgeschichte und -theorie,
Denkmalpflege, Feminismus, Aktivis-
mus und Kunst werden die Folgen der
auf den fossilen Logiken der Moderne
beruhenden Abrisspraxis analysiert. Im
Zentrum stehen 64 kiirzlich abgerisse-
ne oder vom Abriss bedrohte Gebaude
in Berlin, Brandenburg, Kassel und
Minchen mit ihren bisher kaum gehor-
ten Geschichten. Die Publikation bildet
den Auftakt einer neuen Schriftenreihe,
die aktuelle Fragestellungen des um-
welt- und sozialgerechten Bauens the-
matisiert.

Uwe Schneidewind

Dienstschluss

Herausforderung Kommunalpolitik

160 Seiten, 14 x 22 cm, Broschiert,
Verlag Klaus Wagenbach GmbH,
Berlin 2026

ISBN 978-3-8031-3768-5
20,00 Euro

Wie konnen sich Stadte so wandeln,
dass sie flir die Zukunft gewappnet sind?
Warum tut sich Deutschland mit Veran-
derung so besonders schwer? Diesen
Fragen widmet sich Uwe Schneidewind
nach finf Jahren als Oberblirgermeis-
ter einer Grofistadt. Stadte sind das
Brennglas fir die Moglichkeiten und Be-
grenzungen von Transformation, denn
hier werden gesellschaftliche Veran-
derungsprozesse konkret. Die Heraus-
forderungen sind gewaltig. Weil Stadte
institutionell stark auf Stabilitat und
Kontinuitat ausgerichtet sind, steckt die
Organisation von Wandel voller Tiicken.
Uwe Schneidewind wirft nach fiinf Jah-
ren als Wuppertaler Oberbiirgermeister
einen Blick zurick in den urbanen Ma-
schinenraum. Ob Schwimmbad, Schul-
bau, Nahverkehr - Schneidewind be-
schreibt das alltagliche Systemversagen
im Lokalen und gleichzeitig, wie sich
doch etwas bewegen kann. Denn gerade
in der vermeintlichen Ohnmacht entste-
hen Inseln des Gelingens. Wenn erfolg-
reiche Projekte wachsen und Engagierte
sich vernetzen, setzen sie den Keim fir
Veranderung. In diesem Sinne macht
dieses instruktive und an vielen plasti-
schen Beispielen reiche Buch Hoffnung.
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WohnungsMarktEntwicklung

Il Regionale Unterschiede der Bodenversiegelung in Deutschland

Robert Kretschmann

Regionale Unterschiede der
Bodenversiegelung in Deutschland

Bodenversiegelung, also die Abdeckung des Bodens mit
weitgehend wasserundurchlassigen Materialien, wie As-
phalt, Beton oder dicht verfugtem Pflaster, ist eines der
zentralen Themen im Kontext von Klimaentwicklung, Biodi-
versitat und Stadtplanung. Sie beeinflusst, wie stark Stadte
sich aufheizen, wie sie mit Starkregen umgehen und wie viel
intakte Béden fiir Okosysteme und Landwirtschaft erhalten
bleiben. Durch Versiegelung gehen wichtige Bodenfunk-
tionen, wie Wasserdurchlassigkeit, Speicherfahigkeit, Filter-
leistung, CO,-Bindung und Lebensraumfunktion verloren.
Derzeit gelten etwa 45 % der Siedlungs- und Verkehrsflachen
in Deutschland als versiegelt (Umweltbundesamt]. Das ent-
spricht mit Datenstand 2024 etwa 6,6 % der Gesamtflache.

Die raumliche Verteilung der Versiegelung ist in Deutsch-
land deutlich heterogen und spiegelt sowohl die Siedlungs-
struktur als auch die wirtschaftliche Entwicklung wider. In
dicht besiedelten Stadtstaaten und Metropolregionen ist der
prozentuale Anteil versiegelter Flache in der Regel deutlich
hoher als in Flachenlandern mit grofien Anteilen an Land-
und Forstwirtschaft (vgl. Abb. 1). Einzelne Grofistadte errei-
chen Versiegelungsgrade von deutlich Gber der Halfte ihrer
Siedlungs- und Verkehrsflache, wahrend landlich gepragte
Kreise teils wesentlich geringere Anteile aufweisen.

Die Bodenversiegelung steht in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der Ausweitung von Siedlungs- und Verkehrsflachen.
In Deutschland ist der Anteil dieser Flachen an der Gesamt-

unter 4 Prozent

4 bis unter 8 Prozent
[ 32 bis unter 12 Prozent
I 12 bis unter 20 Prozent
Il 20 Prozent und mehr

Kreisgrenze

Abb. 1: Anteil versiegelte Flache je Gemeinde im Jahr 2024 in Prozent
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flache seit den frihen 1990er-Jahren deutlich gestiegen. Ab
2015 schwachte sich der Anstieg etwas ab, eine Zunahme fin-
det jedoch weiterhin jahrlich statt. Dies ist auch aus regiona-
ler Perspektive deutschlandweit erkennbar (vgl. Abb. 2]. Ins-
besondere in Thiringen, im westlichen Nordrhein-Westfalen
oder in Rheinland-Pfalz sind im Vergleich zwischen 2015 und
2024 teilweise deutliche Zuwachse zu verzeichnen. Damit ist
die Versiegelung sowohl absolut als auch im Verhaltnis zur
Gesamtflache Deutschlands kontinuierlich angestiegen, wah-
rend der relative Versiegelungsgrad innerhalb der Siedlungs-
und Verkehrsflachen seit Jahren bei etwa 45 % verharrt.

Derzeit resultiert die Zunahme der versiegelten Flache vor
allem aus der fortschreitenden Ausdehnung von Siedlungs-
und Verkehrsflachen insgesamt. Um zusatzliche Versiege-
lung zu vermeiden, muss deshalb auf die Flachenneuinan-
spruchnahme verzichtet werden. Stattdessen miissen die
Innenentwicklung, die Nachverdichtung und die Umnutzung
vorhandener Bausubstanz Vorrang haben.

Quellen:

Umweltbundesamt: Bodenversiegelung. Online unter: https://www.umwelt-
bundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/boden/bodenversie-
gelung#was-ist-bodenversiegelung (Zugriff am 17.02.2026).

Statistisches Bundesamt (Destatis): Online unter: https://www-genesis.desta-
tis.de; Deutschland, 2025. Kartengrundlage: VG250 (Bundeslénder), 31.12.2022
© GeoBasis-DE/BKG, eigene Darstellung.

Statistisches Bundesamt (Destatis): Online unter: www.regionalstatistik.de;
Flachenerhebung nach Art der tatsdchlichen Nutzung 2015 und 2024, Statisti-
sche Amter des Bundes und der Lander, Deutschland, 2026.
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Abb. 2: Veranderung des Anteils an versiegelter Flache je Gemeinde 2024 zu
2015 in Prozentpunkten
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E-Mail: Bund@vhw.de

www.vhw.de

Baden-Wiirttemberg

Gartenstrafle 13, 71063 Sindelfingen

Tel.: 07031/8 66 10 70, Fax: 07031/8 66 10 79
E-Mail: GST-BW@vhw.de

Bayern

Josephsplatz 6, 80798 Miinchen
Tel.: 089/29 16 39 30

Fax: 089/29 16 39 32

E-Mail: GST-BY@vhw.de

Nordrhein-Westfalen

Hinter Hoben 149, 53129 Bonn

Tel.: 0228/7 25 99 45, Fax: 0228/7 25 99 95
E-Mail: GST-NRW@vhw.de

Saarland
Konrad-Zuse-Straf3e 5, 66115 Saarbriicken
Tel.: 0681/9 26 82 10, Fax: 0681/9 26 82 26

Region Nord

Niedersachsen/Bremen

Sextrostrafle 3, 30169 Hannover

Tel.: 0511/98 42 25-0, Fax: 0511/98 42 25-19
E-Mail: GST-NS@vhw.de
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Tel.: 0511/98 42 25-0, Fax: 0511/98 42 25-19
E-Mail: GST-SH@vhw.de
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E-Mail: GST-0ST@vhw.de

Sachsen-Anhalt

Tel.: 030/39 04 73 310, Fax: 030/39 04 73 390
E-Mail: GST-0ST@vhw.de

Thiiringen

Grassistrafle 12, 04107 Leipzig

Tel.: 0341/9 84 89-0, Fax: 0341/9 84 89 11
E-Mail: GST-0ST@vhw.de

Region Siidwest
Friedrich-Ebert-Strafle 5, 55218 Ingelheim
Hessen

Tel.: 06132/71496-0, Fax: 06132/71 49 69
E-Mail: GST-HE@vhw.de
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Tel.: 06132/71496-0, Fax: 06132/71 49 69
E-Mail: GST-RP@vhw.de
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Ein Uberblick fiir unsere Leser

Themenschwerpunkt:
Kleinstadte im Fokus

e Krise der kommunalen Finanzen in Kleinstadten

¢ Spannungsfelder kleinstadtischen Wohnens

Grofisiedlungen in kleinen Stadten
¢ Wohnen im Alter in Kleinstadten

o Elektromobilitat in kleinen Stadten
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	Wärmewende in den Städten – Chancefür die Stadtentwicklung?
	Vielfalt wächst, wo Menschenmitmachen
	Klimaanpassung im Spannungsfeld dergesetzlichen Vorgaben
	Klimagerechtes Wohnen: eine großeBaustelle und vielgestaltige Aufgabe
	Das Stadion als „Dritter Ort“?
	20 Jahre, 20 Tagungen, unzähligeErkenntnisse und eine Torte
	Braucht Deutschland einenDigitalisierungsföderalismus?
	Neues aus dem vhw
	Fachliteratur
	WoMa



